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Sprache ist Ausdruck der Ge-
sinnung – keine Frage. Aber 
muss man das Kind mit dem 
Bade ausschütt en? Gen-
der-Sternchen oder Schrägs-
trich-in tragen nicht gera-
de zur Ästheti k der Sprache 
und der Lesbarkeit von Tex-
ten bei. Der Bürgermeister 
setzt auf den gesunden Men-
schenverstand. Letztlich zählt 
doch der Mensch und nicht 
das Symbol.  Seite 19
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Landtagspräsidenti n Ilse Aigner gemeinsam mit Bayerns Bürgermeisterinnen.
Bildarchiv Bayerischer Landtag – Foto: Rolf Poss

3. Bürgermeisterinnenkongress in Starnberg:

Frauen führen Kommunen
Wie lässt sich der Anteil weiblicher Politi ker erhöhen? Die-
ser Frage gingen 80 Bürgermeisterinnen aus ganz Bayern 
bei einer Tagung des Bayerischen Gemeindetags in Starn-
berg unter dem Mott o „Frauen führen Kommunen“ nach. 
Informati onsaustausch und Networking standen dabei im 
Vordergrund. 

„Seit der Einführung des Frau-
ensti mmrechts sind nun 100 Jah-
re vergangen. Gleichwohl gibt
es immer noch demokrati sche 
Defizite“, führte Gemeinde-
tags-Direktorin Cornelia Hesse 
in ihrer Begrüßung aus. Die Poli-
ti k werde nach wie vor von Män-
nern dominiert. Der Frauenan-
teil im Bundestag liege seit den 
Wahlen 2017 bei rund 30 Pro-
zent und sei damit um sechs Pro-
zent niedriger als in der Wahlpe-
riode davor. Im Europäischen 
Parlament beträgt die Quote 36 
Prozent. Der Bayerische Land-
tag wartet dagegen mit einem 
Frauenanteil von knapp 27 Pro-
zent auf.

Weit entf ernt von Parität

„Von einer Parität bei der Ver-
teilung der Mandate in den Par-
lamenten sind wir noch weit 
entf ernt“, bemerkte Hesse. Ge-
rade in Kommunalparlamen-
ten seien Frauen unterrepräsen-
ti ert. Der Frauenanteil im Bür-
germeisteramt liege bei rund 9 
Prozent, im Jahr 1996 waren es 
noch 2,2 Prozent. „Wenn das so 
weitergeht, sind wir 2050 bei 

knapp der Hälft e angelangt“, 
bemerkte Hesse und moti vierte 
die anwesenden Rathauschefi n-
nen, weitere Frauen zur Mitwir-
kung zu animieren.

Basis der Demokrati e in den 
Kommunalparlamenten

„Die Demokrati e hat ihre Ba-
sis gerade in den Kommunal-
parlamenten. Dort ist außer-
dem das Lebensumfeld der 
Menschen ganz unmitt elbar be-
troff en. Deshalb ist es auch so 
wichti g, dass Frauen dort ih-
re persönlichen Erfahrungen, 
Sichtweisen und Kompetenzen 
einbringen“, betonte Carolina 
Trautner, die als Staatssekretä-
rin im bayerischen Ministerium 
für Familie, Arbeit und Soziales 
mit Ministerin Kersti n Schreyer 
die einzige weibliche Doppel-
spitze bildet.

Parteien müssen 
auf die Frauen zugehen

Trautner zufolge müssen die 
Parteien auf die potenziellen 
Mandatsträgerinnen zugehen 
und ihnen Entwicklungsmög-
lichkeiten bieten. Wenn Posi-

ti onen frei werden, sei gezielt 
nach qualifi zierten Frauen Aus-
schau zu halten – gerade bei at-
trakti ven Ämtern wie „Oberbür-
germeisterin“ oder „Landräti n“. 
„Deshalb haben wir den Auf-
trag, die vielseiti gen und span-
nenden Seiten eines politi schen 
Amtes gezielt an Frauen zu kom-
munizieren. Das Berufsbild ‚Bür-
germeisterin‘ muss als realisti -
sches, politi sches und berufl i-
ches Ziel in den Köpfen der Frau-
en ankommen.“ 

Außerdem würden geeigne-
te familienpoliti sche Rahmen-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Kommunalforum Alpenraum 2019:

Fachkräft emangel trifft   
auch die Gemeinden

Im Lindner-Innovati onszentrum in Kundl diskuti erten Ex-
perten, wie sich die Gemeinden als att rakti ve Arbeitge-
ber positi onieren können – Fachkräft e fehlen vor allem im 
Pfl egebereich und in der Kinderbetreuung 

„Fachkräft e dringend gesucht“ 
heißt es nicht nur in der heimi-
schen Wirtschaft , sondern auch 
bei vielen Kommunen. „Man 
spürt den Mangel vor allem im 
Pfl egebereich und bei der Kin-
derbetreuung“, sagte Ernst 
Schöpf, Präsident des Tiroler 
Gemeindeverbandes, beim 7. 

Kommunalforum Alpenraum 
im Lindner-Innovati onszentrum
in Kundl in Tirol. 

Bürgermeister sind Manager 
mit vielen Aufgaben

Zudem werde die Positi on des 
Amtsleiters immer anspruchs-

voller. „Das ist mitt lerweile ei-
ne richti ge Managementaufga-
be.“ Aber nicht nur der Amtslei-
ter sei mehr denn je gefordert. 
„Die Gemeinden haben sich zu 
vielfälti gen Dienstleistern ent-
wickelt. Der Bürgermeister ist 
heute Manager mit vielen Auf-
gaben. Das macht es oft  nicht 
leicht, die passenden Persön-
lichkeiten zu finden“, erläuter-
te Walter Leiss, Generalsekretär 
des Österreichischen Gemein-
debundes. 

Auch Andreas Schatzer, Präsi-
(Fortsetzung auf Seite 4)

Von links: Dr. Walter Leiss, Generalsekretär Österreichischer Gemeindebund; Mag. Ernst Schöpf, 
Präsident Tiroler Gemeindeverband; Andreas Schatzer, Präsident Südti roler Gemeindeverband; 
Moderator Alois Vahrner, Chefredakteur der Tiroler Tageszeitung; Regina Norz, Landesobmann-Stv. 
Forum Land; Georg Große Verspohl, Direktor Bayerischer Gemeindetag.  

Moderner 
Bürgerdialog

Mit dem „Tag der Kommu-
nikation in Kommunen“ 
präsenti ert die Bayerische
GemeindeZeitung im Haus 
der Bayerischen Landkrei-
se Lösungen für die Her-
ausforderungen der Pro-
jektkommunikati on. 

Anhand von Fallbeispie-
len und Vorträgen ausge-
wählter Experten aus Wis-
senschaft , Wirtschaft , Me-
dien und Politi k vermitt elt 
das Seminar professionelle 
Kommunikati onsstrategien 
für den Bürgerdialog. 

Diskuti eren Sie mit uns 
am 11. April 2019 im Haus 
der Bayerischen Landkrei-
se in München. 

Eine Einladung zur Ver-
anstaltung liegt dieser Aus-
gabe der Bayerischen Ge-
meindezeitung bei.  

4. Bayerisches InfrastrukturForum in München:

Lebendige Ortsmitt e
Zahlreiche kommunale Entscheider in Bayern verfolgen das Ziel, 
gemeinsam mit ihren Bürgerinnen und Bürgern in Städten und 
Gemeinden ein Wohn- und Lebensumfeld zu gestalten, das ih-
ren diff erenzierten Bedürfnissen entspricht. Wie eine Ortsmitt e 
lebendig gestaltet werden kann, wurde im Rahmen des 4. Bay-
erischen InfrastrukturForums der Bayerischen GemeindeZeitung 
in München eingehend erörtert. Dazu fanden sich in den Räu-
men des Bayerischen Bauindustrieverbands 220 Gäste sowie zwei 
Dutzend Partner bzw. qualitati v hervorragende Aussteller ein. Fil-
misch wurde das Forum erneut von TV Bayern begleitet.

Was macht die Menschen 
glücklich? Wie müssen Kinder, 
Alte, Kranke, Familien – in wel-
cher Konstellati on auch immer 
– leben können, damit sie sich
in jeder Lebensphase wohlfüh-
len? Und was können/müssen
die Kommunen dazu beisteu-
ern? Dies sind laut GZ-Verlege-
rin Anne-Marie von Hassel die
entscheidenden Fragen in einer
digitalisierten und globalisier-
ten Welt. Achtsame Nachhalti g-
keit dürfe nicht nur für die Natur
gelten (Sti chwort Bienenbegeh-
ren), sondern auch für die Men-
schen.

Zukunft sfähige 
Orts(kern)planung

Die Referenten Armin Kel-
ler (Bayerisches Staatsministe-
rium für Wohnen, Bau und Ver-
kehr), Leonhard Rill (Bayeri-
sches Staatsministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft  und 
Forsten), Matt hias Simon (Bay-
erischer Gemeindetag), Barba-
ra Wunder (Konversionsmana-
gerin Landkreis Donau-Ries), Dr. 
Stefan Werner (Stadtmanager 
Wolfratshausen), Ingrid Schnal-

ler (Vorsitzende des Werbekrei-
ses Einkaufsstadt Wolfratshau-
sen e.V.), Julia Menzel-Härpfer 
(Geschäft sführerin City Points), 
Dr. Lore Mühlbauer (Regierung 
von Oberbayern), Wolfgang 
Schmidt (BayernLabo), Micha-
el Leidl (Arc Architekten Part-
nerschaft  mbB), Walter Bauer 
(1. Bürgermeister, Markt Eging 
a. See), Stefan Müller-Schlei-
pen (immovati v GmbH), Her-
bert Köpplinger (MRK Manage-
ment Consultants GmbH), Dr.
Christoph Maier (maierwoel-
fert rechtsanwälte partner-
schaft  mbB), und Marti na Die-
trich (Planungsbüro Stadt und
Raum, Amberg) boten hervor-
ragende Beispiele dafür, wie er-
folgreiche Kommunalpoliti k auf
den Fundamenten alter und ver-
alteter Bausubstanz die Basis
schaff en kann für zukunft sfähi-
ge Orts(kern)planung.

Sparsamer Umgang 
mit Grund und Boden

Matt hias Simon, Referatslei-
ter Bau- und Wasserrecht beim 
Bayerischen Gemeindetag, be-
zog sich insbesondere auf Recht 

und Praxis bei Ortskernrevitali-
sierung und Leerstandsmanage-
ment. Er verwies auf § 1a Abs. 2 
BauGB, wonach mit Grund und 
Boden sparsam und schonend 
umgegangen werden soll. Da-
bei seien zur Verringerung der

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ludwig Bäuerlein 

91347 Aufseß 
am 2.4.

Bürgermeister Georg Kobler 
84513 Erharting 

am 25.3.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jochen Kramer 

97355 Castell 
am 27.3.

Bürgermeister  
Josef Friedberger 
94533 Buchhofen 

am 28.3.

Bürgermeister Rainer Schmalle 
89296 Osterberg 

am 31.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Hans-Walter Hofmann 
91289 Schnabelwaid 

am 24.3.

Bürgermeister Thomas Krimm 
63773 Goldbach 

am 25.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jürgen Tempel 

87739 Breitenbrunn 
am 3.4.

Bürgermeister Peter Dotzler 
92274 Gebenbach 

am 21.3.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hermann Etzel 

84385 Egglham 
am 21.3.

Bürgermeister Stefan Jocher 
82444 Schlehdorf 

am 27.3.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Iris Harms 

86707 Kühlenthal 
am 26.3.

Bürgermeister Markus Berktold 
87637 Seeg 

am 30.3.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Eckl 

94267 Prackenbach 
am 23.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Innen- und Kommunalminister Joachim Herrmann zur Stichtagsregelung von Altanlagen: 

Gemeinden entscheiden  
in eigener Verantwortung

Aktuelle Gesetzesinitiative der Regierungsfraktionen erweitert kommunalen Handlungsspielraum 
Auf den Tag genau vor drei Jahren hat der Bayerische Landtag ei-
ne Änderung des Kommunalabgabengesetzes beschlossen, wo-
nach Gemeinden für Straßen, deren erstmalige Herstellung vor 
mindestens 25 Jahren begonnen wurde – sogenannte Altanlagen 
– Erschließungsbeiträge nicht mehr erheben dürfen. Die Regelung 
gilt ab dem 1. April 2021. 

Bayerns Innen- und Kommu-
nalminister Joachim Herrmann 
stellt hierzu klar: „Der Gesetz-
geber hat den Gemeinden fünf 
Jahre Zeit gegeben, um sich mit 
der Neuregelung auseinander-
zusetzen und um zu entschei-
den, welche Straßen, deren Bau 
vor langer Zeit begonnen wur-
de, sie bis zum 31. März 2021 
technisch fertigstellen und noch 
abrechnen wollen. Diese Ent-
scheidung hat er in die Hände 
der Gemeinden gelegt, die vor 
Ort entscheiden, wie sie mit der 
nunmehr drei Jahre alten Rege-
lung umgehen.“ 

Ausdruck kommunaler 
Selbstverwaltung

Viele Gemeinden hätten sich 
dieser Verantwortung gestellt 
und sich intensive Gedanken ge-
macht, in welchen Fällen eine 
technische Fertigstellung und 
Abrechnung sinnvoll ist. Es blie-
ben jetzt noch zwei Jahre, um 

Altanlagen fertigzustellen und 
abzurechnen, oder sich eben ge-
gen eine solche Fertigstellung zu 
entscheiden; dies sei Ausdruck 
kommunaler Selbstverwaltung 
und Eigenverantwortung.

Kein Anlass für  
rechtsaufsichtliche Einwände

Der von den Regierungsfrak-
tionen vorgestellte Gesetzent-
wurf erweitert nochmals den 
kommunalen Handlungsspiel-
raum, indem er Gemeinden die 
Möglichkeit gibt, bei der Fertig-
stellung von Altanlagen auf Er-
schließungsbeiträge auch gänz-
lich zu verzichten. „Die Ge-
meinden erhalten damit allen 
Spielraum, um vor Ort zu sach-

gerechten, abgewogenen Ent-
scheidungen zu finden. Ihnen 
steht es aber ebenso frei, bis 1. 
April 2021 noch technische Bau-
maßnahmen durchzuführen und 
dafür Erschließungsbeiträge bei 
den Bürgern zu erheben. Ich bit-
te in diesem Zusammenhang al-
le Beteiligten, die in kommuna-
ler Eigenverantwortung vor Ort 
getroffenen Entscheidungen zu 
respektieren“, so Herrmann.

Bereits 2016 hat das Innenmi-
nisterium aus Anlass der Geset-
zesänderung die kommunalen 
Handlungsmöglichkeiten auf-
gezeigt und diese Auffassung 
2018 weitergehend klargestellt: 
Es steht im pflichtgemäßen Er-
messen einer Gemeinde, eine 
de facto schon vor vielen Jah-
ren erfolgte Erschließung noch 
fertigzustellen und abzurechnen 
oder darauf zu verzichten. „Ent-
scheidet sich eine Gemeinde in 
abgewogener und nachvollzieh-
barer Weise für oder gegen eine 

Finanzminister Albert Füracker: 

Bayern übernimmt  
Tarifabschluss

Bessere Bezahlung für alle Beschäftigten in Bayern 
Tarifabschluss bereits im Staatshaushalt eingeplant

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker begrüßte das 
heutige Ergebnis der Tarifverhandlungen im öffentlichen 
Dienst: „Das Ringen um einen Kompromiss hat sich gelohnt! 
Unsere Beschäftigten in Bayern leisten jeden Tag hervorra-
gende Arbeit. Das muss angemessen bezahlt werden. Mit 
dem Tarifabschluss gibt es nicht nur Rechtssicherheit für 
die Beschäftigten, auch die Bürgerinnen und Bürger werden 
nicht durch Streiks belastet.“

„Die Bayerische Staatsregierung hält Wort. Das Ergebnis 
des Tarifabschlusses werden wir in Bayern zeitgleich und sys-
temgerecht auf die Beamtinnen und Beamten übertragen“, 
kündigte Füracker weiter an. „Die Tarifübertragung ist ein kla-
res Signal für die Beamtinnen und Beamten in Bayern. Ihre 
Leistung wird von der Bayerischen Staatsregierung hoch ge-
schätzt und vor allem angemessen entlohnt.“ Damit verdie-
nen bayerische Beamtinnen und Beamte weiterhin deutlich 
mehr als die Kollegen in anderen Ländern. „Es ist besser, Be-
amter in Bayern zu sein“, bekräftigte der Finanz- und Heimat-
minister.

Die Kosten für den Tarifabschluss und die entsprechende 
Besoldungsanpassung wurden im Regierungsentwurf für den 
Doppelhaushalt 2019/2010 bereits berücksichtigt. „Wir ha-
ben ausreichend vorgesorgt und das Geld schon im Haushalt 
eingeplant“, so Füracker. Die Bezüge der Versorgungsempfän-
ger werden ebenfalls entsprechend des Tarifergebnisses er-
höht. Das Finanzministerium wird der Bayerischen Staatsre-
gierung und dem Bayerischen Landtag schnellstmöglich einen 
Gesetzentwurf zur Umsetzung der Bezügeanpassung vorle-
gen.  r

technische Fertigstellung, gibt 
es keinen Anlass, dies rechts-
aufsichtlich zu beanstanden“, so 
der Minister. Ebenso habe der 
Bayerische Landtag am 23. Ja-
nuar 2019 beschlossen, „dass 
Gemeinden nicht zwingend ver-
pflichtet sind, noch nicht erst-
malig hergestellte Straßen bis 
zum 1. April 2021 technisch fer-
tigzustellen“, sagte Herrmann. 
Dies schließe es aber nicht aus, 
dass sich Gemeinden auch für 
eine Fertigstellung und Abrech-
nung entscheiden.

Großer Gestaltungsspielraum

Übergangsweise haben die 
Gemeinden bis 31. März 2021 
die Möglichkeit, für Altanlagen 
Erschließungsbeiträge bis zu ei-
nem Drittel zu erlassen. „Die 
von den beiden Regierungs-
fraktionen angekündigte Ergän-
zung im Kommunalabgaben-
gesetz, wonach die Kommu-
nen im Zeitraum 1. Januar 2018 
bis 31. März 2021 entstande-
ne Beitragspflichten auch zu ei-
nem höheren Teil oder vollstän-
dig erlassen können, sichert für 
die Kommunen einen großen 
Gestaltungsspielraum bezüglich 
der Altanlagen vor Ort“, so der 
Minister abschließend. r

Volksbegehren „Stoppt 
den Pflegenotstand“
Die Antragsteller für ein Volks-

begehren zur Änderung des 
Bayerischen Krankenhausge-
setzes mit der Kurzbezeichnung 
„Stoppt den Pflegenotstand an 
Bayerns Krankenhäusern“ ha-
ben nunmehr ihren Antrag auf 
Zulassung beim Bayerischen In-
nenministerium eingereicht.

Das Innenministerium prüft 
innerhalb von sechs Wochen die 
gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Zulassung des Volksbe-
gehrens. Lässt das Innenminis-
terium den Antrag zu, wird das 
Volksbegehren im Bayerischen 
Staatsanzeiger bekanntgemacht 
und zugleich eine zweiwöchige 
Eintragungsfrist festgelegt. An-
dernfalls muss der Bayerische 
Verfassungsgerichtshof über die 
Zulassung entscheiden.

Weitere Informationen zum 
Thema Volksbegehren: www. 
innenministerium.bayern.de/
suv/wahlen/volk abrufbar. r

Bayerns Sportminister Joachim Herrmann bei der Eröffnung Fachmesse „bau@blsv“: 

Sonderprogramm fördert  
strukturschwache Regionen

Deutlich höhere Fördersätze für vereinseigene Sportanlagen

Bayerns Innen- und Sportminister Joachim Herrmann hat bei der 
Eröffnung der Fachmesse zum Sportstättenbau „bau@blsv“ des 
Bayerischen Landes-Sportverbandes (BLSV) betont, dass auch der 
Freistaat Bayern sein Bestes gibt, wenn es darum geht, den Sport 
zu fördern. 

Herrmann, der in diesem Jahr 
erneut Schirmherr der „bau@
blsv“ war, hat dort auch den 
LEW Umweltpreis an vier Sport-
vereine verliehen, die sich be-
sonders um Klimaschutz, Ener-
gieeffizienz und Nachhaltigkeit 
im Vereinsleben verdient ge-
macht haben. 

Neues staatliches  
Sonderförderprogramm

Zur gezielten Sportförde-
rung gehört für den Sportminis-
ter auch, rechtzeitig auf Verän-
derungen zu reagieren, um die 
richtigen Weichen für die Zu-
kunft stellen zu können. „Und 
genau hier wird unser neu-
es staatliches Sonderförder-
programm für den vereinseige-
nen Sportstättenbau speziell in 

strukturschwachen Regionen 
ansetzen“, so der Sportminister. 
Es soll nach Herrmanns Wor-
ten Vereinen in finanziell weni-
ger leistungsfähigen Kommu-
nen zusätzlich zum vorhande-
nen Förderprogramm nochmals 
deutlich höhere staatliche För-
dersätze für Baumaßnahmen 
an vereinseigenen Sportanlagen 
gewähren. 

Sanierungsstau

„Denn bei ihnen beobachten 
wir einen Sanierungsstau. Dabei 
liegt der Staatsregierung gerade 
in strukturschwachen Regionen 
ein funktionierendes Vereinsle-
ben am Herzen. Intakte Sport-
anlagen sind dabei ein wesent-
liches Element“, so Herrmann. 
Sobald der Haushalt vom Baye-
rischen Landtag beschlossen ist, 
werde das Innen- und Sportmi-
nisterium die Förderkriterien 
und -sätze festlegen.

„Im Entwurf des Haushalts-
plans 2019/2020 sind jährlich zu-
sätzlich 10 Millionen Euro vorge-
sehen. Voraussichtlich wird Mit-
te Mai über den Doppelhaushalt 
2019/2020 entschieden wer-
den. Bis dahin bitte ich Sie noch 
um Geduld“, so der Sportminis-
ter, der aber gleichzeitig versi-
cherte, dafür zu sorgen, dass die 
Vereine ab Mitte Mai Förderan-
träge für das Sonderförderpro-
gramm stellen können.

Große Wertschätzung  
für den Sport

Auch BLSV-Präsident Jörg 
Ammon begrüßt den Ausbau  
der staatlichen Sportförderung: 
„Das Sonderprogramm und der 
damit verbundene deutliche 
Mittelaufwuchs bedeuten eine 
große Wertschätzung für den 
Sport in Bayern. Wir werden bei 
der Umsetzung des Sonderpro-
gramms Hand in Hand mit der 
Staatsregierung zum Wohle un-
serer Sportvereine zusammen-
arbeiten. Für den Einsatz unse-
res Sportministers und die deut-
lich gestiegenen finanziellen 
Mittel möchten wir uns an die-
ser Stelle ausdrücklich bedan-
ken.“

„In der letzten Legislaturperi-
ode haben wir für den gesamten 
Sport in Bayern über 300 Milli-
onen Euro bereitgestellt“, ver-
kündete Herrmann. „In diesem 
Zeitraum sind auch die staatli-
chen Mittel für die Sportförde-
rung um stolze 36 Prozent ge-
stiegen, von 46,5 Millionen im 
Jahr 2013 auf 63,4 Millionen Eu-
ro in 2018. Mit diesem enormen 
Mittelaufwuchs haben auch un-
sere Sportvereine erhebliche 
Verbesserungen erfahren, gera-
de im Vereinssportstättenbau“, 
so Herrmann weiter.

Natürlich werde sich die Bay-
erische Staatsregierung auch 
in Zukunft weiter für den Sport 
stark machen und auch die konst-
ruktive und erfolgreiche Partner-
schaft mit dem BLSV fortsetzen. 

Herrmann bedankte sich au-
ßerdem bei den Lechwerken für 
ihr Engagement um den Sport 
in Bayern, denn seit 2012 ist die 
Verleihung des LEW Umwelt-
preises (vormals LEW Energieef-
fizienzpreis) ein fester Bestand-
teil des Messeprogramms. Die 
mit 2.500 Euro beziehungsweise 
1.500 Euro dotierten Preise gin-
gen dieses Jahr an den TSV Neu-
säß, den BSG Taufkirchen (Vils), 
den DJK-SV Lengenfeld und den 
Skiclub Furth im Wald. r

Glauber zu Tiertransporten in Drittstaaten:

Neue Zentralstelle  
wird eingerichtet

Umweltministerium legt Liste vor

Tiertransporte nur noch gemeinsam mit Tierschutz: Aus Bayern 
sollen in Zukunft Tiere in bestimmte Drittstaaten nur noch trans-
portiert werden, wenn nachgewiesen wird, dass auf der gesam-
ten Transportroute die Anforderungen der EU-Tiertransportver-
ordnung eingehalten werden. Das Umweltministerium hat eine 
Liste von 17 Staaten erarbeitet, bei denen erhebliche Zweifel be-
stehen, dass die deutschen Tierschutzstandards durchgehend 
beim Transport bis zum Zielort der Tiere eingehalten werden. 

Bayerns Umweltminister Thor- 
sten Glauber betonte dazu: 
„Tierschutz endet nicht an der 
Landesgrenze. Tiertransporte 
müssen tierschutzgerecht sein. 
Unsere Amtstierärzte brauchen 
handfeste Kriterien, ob Trans-
portrouten in Transit- und Ziel-
ländern außerhalb der EU diese 
Bedingung erfüllen. Transport-
routen ohne durchgehend be-
legbare Versorgungsmöglichkei-
ten sind künftig tabu. Transport-
planungen, Adressen und Navi-
gationsdaten müssen plausibel 
und nachprüfbar sein. Nur dann 
können Tier-Exporte genehmigt 
werden. Wir schaffen eine neue 
zentrale Stelle für ganz Bayern, 
die Informationen zu Transpor-
trouten bündelt und den Vete-
rinärämtern einheitliche Emp-
fehlungen gibt. Daneben wer-
den wir auch die Haltungs- und 
Schlachtbedingungen in dieje-
nigen Drittstaaten aufmerksam 
beobachten, die mit Tierschutz-
verstößen in Zusammenhang 
gebracht werden. Ich hoffe, dass 
sich nun möglichst viele Bundes-
länder zum Schutz der Tiere die-
sem bayerischen Vorgehen an-
schließen.“

Die Liste umfasst derzeit 
Transporte in folgende Staa-
ten: Ägypten, Algerien, Arme-
nien, Aserbaidschan, Irak, Iran, 
Kasachstan, Kirgistan, Libanon, 
Libyen, Marokko, Syrien, Tad-
schikistan, Türkei, Tunesien, 
Turkmenistan, Usbekistan.

Bundeseinheitliche Lösung

Bayern dringt darüber hin-
aus auf eine bundeseinheitli-
che Lösung. „Zusammen mit 
dem Bund werden wir klären, 
ob in diese Drittstaaten über-
haupt noch Tiertransporte statt-
finden sollen. Der Bund hat das 
Thema jetzt auf die Agenda ge-
setzt. Das ist zu begrüßen und 
führt hoffentlich schnellstmög-
lich zu einheitlichen Regelungen 
im Sinne des Tierschutzes“, so 
Glauber. Da nach einem aktuel-
len Beschluss des Verwaltungs-
gerichts Schleswig die Ausstel-
lung von tierseuchenrechtlichen 
Vorzeugnissen unabhängig von 
der tierschutzrechtlichen Situa-
tion beim Transport in bestimm-
te Drittländer zu sehen ist und 
nicht aufgrund tierschutzrechtli-
cher Bedenken verweigert wer-

den kann, ist eine bundesein-
heitliche Lösung an dieser Stelle 
umso wichtiger. Deshalb soll es 
zum Tierschutz im Zusammen-
hang mit Tiertransporten einen 
Antrag Bayerns bei der anste-
henden Agrarministerkonferenz 
geben.

Künftig sollen in Bayern al-
le von Exporteuren angegebe-
nen Abladeorte in Drittstaaten 
konsequent überprüft und mit 
Fahrtenbüchern und Navigati-
onsdaten abgeglichen werden. 
Insbesondere für die Transport-
strecke in die zentralasiatischen 
Staaten sind nach den dem Um-
weltministerium vorliegenden 
Erkenntnissen in Russland öst-
lich von Moskau ausreichende 
Versorgungsmöglichkeiten der 
Tiere bisher nicht belegt.

Die bei der Kontrollbehörde 
für Lebensmittelsicherheit und 
Veterinärwesen angesiedelte 
Dachstelle „Export“ soll für alle 
bayerischen Veterinärämter ei-
ne zentrale Datenbank aufbau-
en, um die Transportprüfungen 
durch die Behörden vor Ort zu 
erleichtern und zu vereinheitli-
chen. Gesammelt werden sollen 
etwa gesicherte und nachvoll-
ziehbare Angaben über Entlade- 
und Versorgungsbedingungen 
in kritischen Drittstaaten.

17 Drittstaaten betroffen

Die Neuregelungen bei der 
Abfertigung von Tiertranspor-
ten betreffen derzeit 17 Dritt-
staaten mit aus Tierschutzsicht 
kritischen Transportbedingun-
gen in diese Staaten. Sie beru-
hen auf Auswertungen anläss-
lich eines Runden Tischs im Um-
weltministerium, an dem neben 
Vertretern aus den Bereichen 
des Tierschutzes, der Amtstier-
ärzte und der kommunalen Spit-
zenverbände auch Vertreter des 
Bauernverbandes, der Land-
wirtschaft und des Viehhandels 
teilgenommen haben.

Die Genehmigung von Tier-
transporten ist stets eine Ein-
zelfallentscheidung der zu-
ständigen Kreisverwaltungsbe- 
hörde. Das Umweltministeri-
um hat für die Behörden vor Ort  
entsprechende Vollzugshinwei-
se erarbeitet. Grundsätzlich sind 
die Transportunternehmen ver-
pflichtet, auf der gesamten Rou-
te tierschutzkonforme Trans-
portbedingungen sicherzustel-
len.

Weitere Informationen im In-
ternet unter www.stmuv.bay-
ern.de
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Von links: Armin Kroder, Bezirkstagspräsident von Mittelfranken; Henry Schramm, Bezirkstagsprä-
sident von Oberfranken; Landrat Franz Löffler, Präsident des Bayerischen Bezirketags und Bezirks-
tagspräsident der Oberpfalz;Landtagspräsidentin Ilse Aigner; Josef Mederer, Bezirkstagspräsident 
von Oberbayern und Erwin Dotzel, Bezirkstagspräsident von Unterfranken. Bild: Bezirk Oberfranken

Bezirke im Austausch mit Landtagspräsidentin Aigner:

Vielfältige  
Herausforderungen

Zum Meinungsaustausch trafen sich Bayerns Bezirkstagspräsi-
denten mit Landtagspräsidentin Ilse Aigner. 

Die Umsetzung des Bayeri-
schen Psychisch-Kranken-Hil-
fegesetzes (PsychKHG) bilde-
te einen Schwerpunkt des Ge-
sprächs. Dabei berichteten die 
Bezirkstagspräsidenten insbe-
sondere über den aktuellen 
Stand des Aufbaus der psychiat-
rischen Krisendienste in den Be-
zirken sowie über ihre positiven 
Erfahrungen dort, wo es dieses 
Angebot bereits gibt. 

Pflege im Mittelpunkt

Die vielfältigen Herausfor-
derungen rund um das Thema 
Pflege standen ebenfalls im Mit-
telpunkt der angeregten Diskus-
sion. Die demographische Ent-

wicklung und der heute schon 
bestehende eklatante Mangel 
an Pflegekräften fordern Be-
zirke und Freistaat in beson-
derem Maße. Ziel der Bezirke 
ist es dabei, die bestehenden  
Versorgungsangebote systema-
tisch weiterzuentwickeln, damit 
Pflegebedürftige – sofern sie 
dies wollen – so lange wie mög-
lich in ihrer vertrauten Umge-
bung bleiben können. Flächen-
deckende ambulante Angebo-
te sind hierbei genauso wichtig, 
wie beispielsweise Tagesstätten, 
Kurzzeitpflegeplätze oder Heim- 
einrichtungen. Sie sind auch ein 
wichtiger Beitrag, pflegende An-
gehörige noch besser zu unter-
stützen.   r

Zukunftsforum „Globalisierung gerecht gestalten“ in Berlin:

Für faire Lieferketten
„Wir dürfen nicht weiter zulassen, dass unser Wohlstand mit 
der Armut der anderen erkauft ist. Weltweit arbeiten etwa 450 
Millionen Menschen in globalen Wertschöpfungsketten. Ihre 
Rechte dürfen im Kampf um Profite und billige Rohstoffe nicht 
auf der Strecke bleiben“, unterstrich Bundesentwicklungsmi-
nister Dr. Gerd Müller beim 5. Zukunftsforum „Globalisierung 
gerecht gestalten“ in Berlin. „Menschenwürdige Arbeit welt-
weit durchsetzen – das ist die soziale Frage des 21. Jahrhun-
derts“, hob Müller hervor. 

Wie der Minister erläuterte, 
„werden viele unserer tägli-
chen Produkte in Entwicklungs-
ländern unter ausbeuterischen 
Bedingungen hergestellt: In un-
seren Handys und Autos steckt 
Kobalt und Coltan. Zwangsar-

heißt: Menschenrechte schüt-
zen, Gewerkschaften zulassen, 
Arbeitsbedingungen kontrollie-
ren. Wir unterstützen die Re-
gierungen hierbei nach Kräften, 
solche Strukturen aufzubau-
en, indem wir zum Beispiel Min-
destlöhne verankern und Ins-
pektoren ausbilden.“

Unternehmen müssten si-
cherstellen, dass in Lieferketten 
Menschenrechte eingehalten 
werden, betonte Müller. Vie-
le gingen bereits freiwillig vor-
an, beim Thema „Textil“ enga-
giere sich die Hälfte der Bran-
che. Die andere Hälfte entziehe 
sich freilich mit dem Argument, 
die Bedingungen in den Pro-
duktionsstätten nicht kontrol-
lieren zu können. „Das lasse ich 
nicht mehr gelten. Selbst kleine 
Start-ups schaffen das – gerade 
im Zeitalter der Digitalisierung“, 
machte der Minister deutlich.

Menschenrechte einhalten

Er wies darauf hin, dass spä-
testens seit 2011 die UN-Leit-
prinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte gelten. Mit 
dem Nationalen Aktionsplan 
Wirtschaft und Menschenrech-
te würden diese klaren Min-
destanforderungen für alle Un-
ternehmen in Deutschland um-
gesetzt. Unternehmen müssten 
zeigen, wie sie ihren Sorgfalts-
pflichten in der gesamten Lie-
ferkette nachkommen. Das Bun-
desministerium für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit überprüfe 
dies derzeit.

Vereinbarungen im 
Koalitionsvertrag

Müller: „Wir sind uns in der 
Bundesregierung einig, dass der 
Schutz der Menschenrechte in 
den Lieferketten gewährleistet 
werden muss. Wenn wir Ende 
des Jahres zum Ergebnis kom-
men, dass die freiwilligen Ansät-
ze nicht ausreichen, werden wir 
die großen Unternehmen ge-
setzlich in die Pflicht nehmen. 
Am besten auf europäischer 
Ebene – wenn erforderlich, aber 
auch national. So haben wir es 
im Koalitionsvertrag festgelegt.“

Benötigt würden künftig so-
wohl Mindeststandards für alle 

als auch freiwillige Vorreiter-In-
itiativen, die darüber hinausge-
hen. Freiwillige Bündnisse von 
Wirtschaft, Handel, Gewerk-
schaft und NGOs zeigten be-
reits jetzt, dass Verbesserungen 
möglich sind. Als Beispiel führte 
Müller das Forum Nachhaltiger 
Kakao und das Bündnis für nach-
haltige Textilien an: Im vergan-
genen Jahr wurden so 160 gif-
tige Chemikalien aus dem Pro-
duktionsprozess verbannt. Jetzt 
setzt sich das Bündnis für exis-
tenzsichernde Löhne ein.

Fairer Einkauf

„Durch fairen Einkauf kann je-
der von uns sofort helfen, Kinder 
und Arbeiter in Produktionslän-
dern zu schützen“, hob der Mi-
nister hervor. „Deswegen wün-
sche ich mir, dass noch mehr 
Kunden fragen: Wurden meine 
Lebensmittel, wurde meine Klei-
dung fair produziert? Wer zum 
Beispiel faire Bananen für 1,20 
statt für 89 Cent das Kilo kauft, 
verhindert Kinderarbeit. Wer 
fairen Kaffee kauft, der sorgt da-
für, dass 2,50 Euro beim Bau-
ern ankommen. Bei herkömm-
lichem Kaffee sind es gerade 50 
Cent. Zu Ostern werden wieder 
100 Millionen Schoko-Oster-
hasen verkauft. Bei einem her-
kömmlichen Hasen kommen le-
diglich wenige Cent vor Ort an. 
Wer künftig ein T-Shirt kauft, der 
kann bald auf den Grünen Knopf 
achten. Kinderarbeit und Dum-
pinglöhnen ist so ein Riegel vor-
geschoben. Auch bei Sportarti-
keln kann man zu fairen Produk-
ten greifen.“

Wie Bundesminister Heil er-
klärte, „können wir nur mit ver-
einten Kräften die Welt sozialer 

Bundesminister Dr. Gerd Müller.
 Bild: Michael Gottschalk/Photothek.net

beit und Umweltzerstörungen 
sind in den vielen illegalen Mi-
nen im Kongo an der Tagesord-
nung. Für unsere T-Shirts wer-
den in Textilfabriken oft Hunger-
löhne von 15 Cent pro Stunde 
bezahlt. In unserer Schokola-
de oder der Tasse Kaffee steckt 
noch immer Kinderarbeit. Lei-
der keine Ausnahme: Über 70 
Millionen Kinder arbeiten unter 
ausbeuterischen, gefährlichen 
Bedingungen.“

Standards zum Kinderschutz

Politik, Unternehmen und 
Konsumenten müssten ihren 
Beitrag für weltweit gültige So-
zial- und Umweltstandards leis-
ten, so Müller. Die internationa-
le Gemeinschaft sei hier schon 
weit gekommen: Die UN-Kinder-
rechtskonvention gebiete ein 
Recht des Kindes auf Schutz vor 
Ausbeutung und die ILO Kernar-
beitsnormen definierten auch 
Standards zum Schutz der Kin-
der – 182 Staaten hätten diese 
bereits ratifiziert.

In der Agenda 2030 haben 
sich Müller zufolge die UN-Mit-
gliedstaaten 2015 zur Abschaf-
fung von Kinder- und Zwangs-
arbeit verpflichtet: „Fast alle 
Produktionsländer haben die-
sen Standards zugestimmt. Sie 
müssen sie jetzt umsetzen. Das 

machen und dafür sorgen, dass 
Kinderarbeit, Menschenhandel 
und Zwangsarbeit eingedämmt 
werden. Auch Unternehmen ha-
ben eine Verantwortung und 
diese müssen sie auch wahr-
nehmen, egal wo sie produzie-
ren lassen. Es geht darum, die 
Rahmenbedingungen für glo-
bales Wirtschaften klar zu defi-
nieren. Ich setze mich dabei vor 
allem für eine einheitliche Re-
gelung in Europa ein. Wir dür-
fen nicht zulassen, dass in Euro-
pa ein Flickenteppich aus unter-
schiedlichen gesetzlichen Rege-
lungen entsteht. Deshalb steht 
das Thema bei mir ganz oben 
auf der Agenda für die deutsche 
EU-Ratspräsidentschaft 2020.“

Im Anschluss diskutierten 
Müller und Heil mit Cornelia 
Füllkrug-Weitzel, Präsidentin 
von Brot für die Welt, und Pat-
rick Zahn, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung KiK Textilien, 
über unternehmerische Verant-
wortung in globalen Lieferket-
ten. Eine Rede der Menschen-
rechtsbeauftragten der Bundes-
regierung, Bärbel Kofler, bildete 
den Abschluss des Forums.  DK

Deutscher Landkreistag:

Für gleichwertige  
Lebensverhältnisse 

Der Deutsche Landkreistag hat sich gegen den Vorschlag der SPD 
gewandt, wonach die Grundsteuer künftig allein von den Eigen-
tümern getragen werden soll. Laut Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. 
Hans-Günter Henneke „wäre es völlig sachwidrig, vom bewährten 
Prinzip der Überwälzung der Grundsteuer auf die Mieter abzuge-
hen“. Die ohnehin nicht einfache Reformdiskussion sollte sich auf 
die Kernfragen konzentrieren. „Dazu gehört nicht eine ohne Not 
herbeigeholte Debatte um die Lastenverteilung zwischen Mietern 
und Eigentümern“, so Henneke. 

Die Grundsteuer bilde wie 
keine andere eine direkte Be-
ziehung zu den Einwohnern in  
einer Gemeinde ab: „Das ist 
bei Mietwohnungen der Mie-
ter und gerade nicht der Eigen-
tümer, der oft hunderte von Ki-
lometern entfernt wohnt und 
die Immobilie als Kapitalanla-
ge erworben hat, sonst aber mit 
der Gemeinde rein gar nichts 
zu tun hat.“ Die Mieter seien es 
daher auch, die als Einwohner  
die kommunalen Infrastruktu-
ren nutzen. „Dieses wichti-
ge steuerliche Band zwischen 
Gemeinden und Einwohnern 
darf nicht zerschnitten wer-
den“, machte Henneke deutlich.

Novellierung auf Grundlage 
bestehender Realitäten

Über den jeweiligen kommu-
nalen Hebesatz sei die Grund-
steuer daher nicht nur notwen-
digerweise bei den Einwohnern 
vor Ort direkt spürbar, sondern 
könne von diesen auch über die 
demokratischen Einflussmög-
lichkeiten gestaltet werden. 
„Die Höhe der Hebesätze ist seit 
jeher Sache der Kommunalver-
tretungen und muss dort poli-
tisch gegenüber allen Einwoh-
nern verantwortet werden. Das 
soll und muss auch so bleiben.“

Generell gehe es dem Deut-
schen Landkreistag bei der Re-
form der Grundsteuer darum, 
zu einer Novellierung auf der 

Grundlage bestehender Realitä-
ten zu gelangen. „Wir sprechen 
uns daher für eine wertabhän-
gige Reform aus, die die Situa-
tion auf den Wohnungsmärkten 
unverzerrt widerspiegelt. Das 
bedeutet auch, dass in heraus-
gehobenen Wohnlagen mehr 
Grundsteuer anfällt als in Gebie-
ten mit schwachem Wohnungs-
markt. Der Wert einer Immobi-
lie muss sich bereits aus Gerech-
tigkeitsüberlegungen heraus in 
der Grundsteuerlast abbilden“, 
betonte der Hauptgeschäftsfüh-
rer.

Gleichwertigkeitsdiskussion

Nicht einverstanden ist der 
Deutsche Landkreistag auch 
mit den Empfehlungen des Leib-
niz-Instituts für Wirtschaftsfor-
schung Halle (IWH), Förderim-
pulse künftig stärker als bislang 
auf die ostdeutschen Städte 
und Ballungszentren zu konzen-
trieren. „Würden wir das ma-
chen, wäre die zu Recht ge-
führte Gleichwertigkeitsdiskus- 
sion bereits hier und heute be-
endet. Denn das hieße, Sachsen- 
Anhalt, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Brandenburg nahe-
zu vollkommen von der Wirt-
schaftsförderung abzukoppeln“, 
unterstrich Henneke. 

Vor dem Hintergrund der ak-
tuellen Unsicherheiten rund um 
die geplante 5G-Frequenzauk-
tion hat sich der Verband indes 

für ein konsequentes Vorgehen 
ausgesprochen. Nach den Wor-
ten von Landkreistagspräsident 
Landrat Reinhard Sager muss 
ein tatsächlich flächendecken-
der Mobilfunkausbau oberste 
Priorität haben. Bei dieser Ziel-
formulierung bereits Abstriche 
zu machen – etwa indem man 
sich damit zufrieden gibt, ledig-
lich die Haushalte zu versorgen 
–, führe zu einem Mobilfunk ers-
ter und zweiter Klasse. Um eine 
echte Flächendeckung zu errei-
chen, seien verschiedene We-
ge denkbar: „Von uns präfe-
riert werden Versorgungsaufla-
gen gerade für unrentable Ge-
biete. Weitere Instrumente sind 
Roaming oder als letztes Mittel 
auch eine staatliche Infrastruk-
turgesellschaft.“ 

Es dürfe nicht mehr in Zweifel 
gezogen werden, dass Deutsch-
land überall mit 5G versorgt 
werden müsse. „Die ‚Milchkan-
ne‘ ist hierfür kein schlechtes 
Bild. Ohne eine ordentliche Flä-
chendeckung mit der wichtigs-
ten Infrastruktur dieser Zeit stel-
len sich viele Fragen nach wirt-
schaftlicher Entwicklung in 10 
oder 20 Jahren erst gar nicht.“ Es 
sei eine in höchstem Maße nai-
ve Hoffnung, mit Globalisierung 
und Strukturwandel meinen 
mithalten zu können, wenn man 
sich bei 5G und Glasfaser bes-
tenfalls im europäischen Mittel-
feld befindet, erklärte Sager.

Grundsätzlich wandte er sich 
gegen die Bezugsgröße, mit der 
die Versorgung üblicherweise 
angegeben werde: „Bei 5G kann 
man – anders als beim Breitband 
– ja bereits deshalb nicht auf zu 
versorgende Haushalte abstel-
len, weil es sich eben gerade um 
Mobilfunk handelt. Wenn Goog-
le Maps z. B. nur auf dem heimi-

schen Rechner funktioniert, ist 
damit niemandem gedient. Der 
Mehrwert solcher Apps liegt 
doch in ihrer mobilen Nutzung, 
gerade auch außerhalb der be-
wohnten Gebiete. Beim Mobil-
funk vor allem auf eine Versor-
gung der Haushalte abzustellen, 
ist geradezu absurd.“

Staatliche  
Infrastrukturgesellschaft

Aus diesem Grunde sei die 
Entscheidung der Bundesnetz-
agentur nachdrücklich zu kriti-
sieren, im Rahmen der bevor-
stehenden Auktion auf den Er-
lass von Auflagen für eine flä-
chendeckende Versorgung auch 
jenseits der Wohngebiete und 
der wichtigsten Verkehrswege 
verzichtet zu haben. „Für beson-
ders zweifelhaft halten wir über-
dies die Entscheidung der Bun-
desnetzagentur, wonach die-
se Versorgungsauflagen ent-
lang bestimmter Verkehrswege 
schon dann als erfüllt gelten, 
wenn auch nur ein Anbieter ein 
Netz errichtet hat. Um unter die-
sen Umständen Funklöcher für 
die Kunden anderer Anbieter zu 
vermeiden, sollte die Möglich-
keit bestehen, die Mobilfunkbe-
treiber zum lokalen Roaming zu 
verpflichten“, hob der DLT-Prä-
sident hervor. „Das kann und 
darf kein Tabu sein. Ultima ratio 
könnte auch eine staatliche Inf-
rastrukturgesellschaft sein, wie 
sie für den Autobahnbau bereits 
gegründet wurde.“

Am Ende sei eine wirkliche 
Flächendeckung eine Frage 
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse. „Es kann doch nicht sein, 
dass gleichwertige Entwick-
lungschancen in Stadt und Land 
als eines der wichtigsten Poli-
tikziele dieser Legislaturperiode 
allseits beschworen werden, um 
im gleichen Atemzug zu sagen: 
Leider gilt das aber nicht für 5G. 
Das darf insbesondere nicht die 
Sichtweise des Bundes sein“, be-
merkte Sager abschließend.  DK

Amtschefwechsel im  
bayerischen Innenministerium

Das bayerische Innenministerium bekommt einen neuen 
Amtschef. Innenminister Joachim Herrmann und Staatsse-
kretär Gerhard Eck verabschiedeten in der Residenz Mün-
chen Ministerialdirektor Günter Schuster feierlich in den Ru-
hestand und führten seinen Nachfolger, Ministerialdirektor 
Karl Michael Scheufele, in sein neues Amt ein. 

„Mit der Pensionierung von Günter Schuster, der als Spit-
zenbeamter auf eine Bilderbuchkarriere zurückblicken kann, 
endet zum 31. März eine fast 15-jährige Amtszeit als oberster 
Beamter im bayerischen Innenministerium“, sagte Herrmann. 

Schuster habe die Geschicke des Ministeriums voller Ta-
tendrang, mit unermüdlichem Einsatz und viel Herzblut ge-
führt und sei ein „hervorragendes Beispiel für das Motto ‚Ge-
stalten statt nur Verwalten‘“. Eck lobte: Günter Schuster habe 
beachtliche Maßstäbe gesetzt und sich auch über die Landes-
grenzen hinaus großes Ansehen erworben.

Sein Nachfolger Karl Michael Scheufele war zuletzt als Mi-
nisterialdirektor im Innenministerium für die Abteilungen 
Ausländer- und Asylrecht, Integration und Unterbringung von 
Asylbewerbern sowie den Sport verantwortlich. Für diese Ab-
teilungen bleibt er zuständig und übernimmt als Amtschef zu-
sätzlich weitere Aufgaben. „Ihn zeichnet eine umfangreiche 
Berufserfahrung und große Flexibilität aus. Seine Führungs-
qualitäten hat er bereits als Regierungspräsident von Schwa-
ben unter Beweis gestellt“, sagte Herrmann.

Als neuer Ministerialdirektor wechselt Dr. Winfried Brech-
mann, Leiter der Rechtsabteilung in der Bayerischen Staats-
kanzlei, in das Innenministerium. r
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bedingungen benötigt, die Frau-
en dazu motivieren, sich für ein 
politisches Amt zu entscheiden, 
fuhr Trautner fort. Denn gerade 
für Frauen bedeute das „in die 
Politik gehen“, oft einen dreifa-
chen Spagat zwischen Beruf, Fa-
milie und politischem Mandat. 
Es gelte, Sorge dafür zu tragen, 
dass sie für diesen Balanceakt 
die notwendigen Freiräume be-
kommen. 

Klar sei aber auch, dass die 
Vereinbarkeit von Familie, Be-
ruf und politischem Engage-
ment nur mit den Männern ge-
meinsam funktioniert, mach-
te die Staatssekretärin deutlich. 
Deshalb dürfe Familie nicht als 
rein weibliche Aufgabe gesehen 
werden. „Und zwar genauso we-
nig, wie Politik als reine Männer-
domäne gelten sollte!“

„Wir Frauen sind aber auch 
selbst gefordert“, hob Trautner 
hervor. Manche Frauen neig-
ten dazu, Chancen verstreichen 
zu lassen, weil sie an sich selbst 
zweifeln und den Vortritt doch 
lieber jemand anderem überlas-
sen. „Wenn ich gefragt werde, 
was ich Frauen für ihre politi-
sche Karriere raten würde, kann 
ich nur antworten: Traut Euch 
was! Zeigt Eure Stärken!“ 

Diversity-Initiative

Laut Claudia Scheerer, Leite-
rin Unternehmenskommunikati-
on Konzern Versicherungskam-
mer, „müssen wir uns nicht nur 
auf den demografischen Wan-
del, sondern auch auf die Verän-
derungsgeschwindigkeit durch 
die Digitalisierung einstellen“. 
Deshalb fördere der Kommu-
nalversicherer heute nicht mehr 
nur Frauen, sondern habe ei-
ne Diversity-Initiative ins Leben 
gerufen, bei der es darum geht, 
unterschiedliche Kompetenzen 
zu fördern, den veränderten An-
forderungen an die Arbeitswelt 
gerecht zu werden und diese 
mit dem wirtschaftlichen Erfolg 
des Unternehmens in Einklang 
zu bringen. Wichtig dabei sei: 
„Unser Programm basiert auf 
freiwilligem Engagement. Die 
einzelnen Maßnahmen werden 
eigeninitiativ und selbstorgani-
siert von Arbeitsgruppen voran-
getrieben. Ein kleines zentrales 
Team bündelt diese immer wie-
der. Die Gruppen werden zudem 
von Paten aus dem Konzernvor-
stand unterstützt.“

Ideenvielfalt

Verschiedene Erfahrungen, 
Talente, Herkünfte – all dies brin-
ge eine hohe Ideenvielfalt, die 
der Konzern, der bereits heute 
rund 100 Berufe umfasst, aktiv 
fördern wolle. Die Mitarbeiter 
seien überwiegend in Vollzeit 
tätig, die Teilzeitquote nehme 
aber zu. Die Belegschaft beste-
he etwa hälftig aus den Baby-
boomern und aus jungen Nach-
wuchskräften, die sich eine Welt 
ohne Internet gar nicht ausma-
len können. 51 Prozent der Be-
schäftigten sind Frauen. 

Aus der 2012 gegründeten 
Fraueninitiative sind Scheerer 
zufolge viele gute Dinge ent-
standen, z.B. ein Job-Sharing 
Modell, das früher nicht denk-
bar gewesen sei. „Mit dem Mo-
dell haben sich zwei Frauen eine 
Führungsstelle geteilt und das 
klappt prima. Wir werben sehr 
dafür, dass sich das Modell wei-
ter verbreitet“, so die Leiterin 
Unternehmenskommunikation.

Auf die Fraueninitiative zu-
rück zu führen sei auch das stär-
kere Vorantreiben von „Arbei-
ten im Home Office“, „was in vie-
len Unternehmen bereits deut-
lich stärker verbreitet ist, bei 
uns nun aber auch zunehmend 
– und nicht nur von Frauen – in 
Anspruch genommen wird“. Zu-
dem habe der Konzern Versiche-
rungskammer es geschafft, den 

Anteil der weiblichen Führungs-
kräfte in den vergangenen drei 
Jahren zu erhöhen.

Entsprechend entwickelte die 
Diversity-Arbeitsgruppe ein Kon- 
zept für das Symposium „Frau-
en und Karriere – wir zeigen 
wie!“, das den Teilnehmerinnen 
– Frauen im Alter von 20 bis 35 
Jahren – zeigt, dass die Verbin-
dung Karriere und Familie funk-
tioniert. Neben einer Podiums-
diskussion mit Kollegen und Kol-
leginnen gibt es Infostände, bei 
dem die Besucherinnen ihre ei-
genen Fragen stellen und sich 
über Angebote im Konzern in-
formieren können. Ziel ist es, an- 
deren Frauen Mut zu machen.

Austausch zwischen  
den Generationen

Eine weitere Arbeitsgruppe 
der Diversity-Initiative hat sich 
mit dem Themenfeld „Genera-
tionen“ befasst. Um den Aus-
tausch zwischen den Generatio-
nen zu fördern, wurden im Jahr 
2016 Generationen-Tandems, 
bestehend aus einem jungen 
und einem erfahrenen Mitar-
beiter, installiert. Bei regelmä-
ßigen Treffen geben die Erfah-
renen das Wissen aus ihrem jah-
relangen Berufsleben weiter. 
Im Gegenzug können die Jun-
gen beispielsweise neue Heran-
gehensweisen oder technisches 
Know-how vermitteln. 

Eine Weiterentwicklung der 
Generationen-Tandems ist das 
Reverse-Mentoring. Dort wird 
die klassische Rolle umgedreht 
und Vorstände und Führungs-
kräfte lernen von den Auszubil-
denden. Das Konzept findet ge-
rade in Zeiten der Digitalisierung 

immer mehr Anklang. Denn Füh-
rungskräfte können von der jun-
gen Generation erfahren, wie 
sie die digitale Welt heute erle-
ben und sich in Zukunft vorstel-
len.

Scheerers Fazit: „Wir sind 
klein gestartet mit rund 15 Frau-
en. Bis heute haben sich bereits 
über 1.000 Personen aus allen 
Hierarchie-Ebenen beteiligt und 
es sind 12 neue Konzepte für 
unser Haus entstanden. Und es 
geht munter weiter – soeben ist 
die nächste Runde mit Freiwilli-
gen gestartet – diesmal rund um 
das Thema Musterbrecher.“

Sachorientierte 
Diskussionskultur

Was sich in der (Kommunal-) 
Politik ändern müsste, damit 
Frauen sich mehr beteiligen, er-
forscht Barbara Thiessen, Pro-
fessorin an der Hochschule 
Landshut, in dem Projekt „De-
mokratie – Partizipation – Viel-
falt. Frauen in der Kommunal-
politik im ländlichen Raum (FRI-
DA)“. Thiessen stellte fest, dass 
das Interesse an Politik bei Män-
nern und Frauen zunächst gleich 
hoch sei. Allerdings würden 
frauenspezifische Themen in der 
männerdominierten Politik oft-
mals als im Vergleich unwichtig 
erachtet. Straßenbau sei wich-
tig, soziale Themen weniger.

Darüber hinaus seien Frauen 
eher an einer sachorientierten 
Diskussionskultur interessiert. 
Persönliche Angriffe und sexis-
tischer Umgang, wie teilweise 
in Kommunalparlamenten vor-
zufinden, hätten eine abschre-
ckende Wirkung. Zudem über-
nähmen Frauen gerade in länd-
licheren Gegenden oft mehr 
Verantwortung in der Fami-
lie. Gemeinderatssitzungen am 
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dent des Südtiroler Gemeinden-
verbandes, ortete Personalpro-
bleme im Pflegebereich. „Vor 
fünf Jahren hatten wir 20 bis 
30 Bewerbungen auf eine Aus-
schreibung, heute bekommen 
wir manches Mal gar keine.“ In 
Bayern würden viele Gemein-
den – vor allem im Großraum 
München – die großen Autobau-
er in der Region spüren. „Es wird 
immer schwieriger für die Kom-
munen, technische Spezialisten 
zu finden, da es für viele span-
nender ist, z.B. bei BMW zu ar-
beiten. Darüber hinaus kann die 
Wirtschaft oft besser bezahlen.“ 
Regina Norz, Obmann-Stellver-
treterin Forum Land, sagte, dass 
der ländliche Raum durch die Di-
gitalisierung an Attraktivität ge-
winnen könne. „Viele Mitarbeiter 
– in der Wirtschaft und in der Ge-
meinde – können zukünftig viel 
ortsunabhängiger tätig sein. Gibt 
es flexiblere Modelle, wird auch 
der ländliche Raum attraktiver.“ 

Die Keynote beim Kommunal-
forum Alpenraum hielt Johan-
nes Kopf, Vorstand des österrei-
chischen Arbeitsmarktservices. 
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zusätzlichen Inanspruchnahme 
von Flächen für bauliche Nut-
zungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Gemeinde ins-
besondere durch Wiedernutz-
barmachung von Flächen, Nach-
verdichtung und andere Maß-
nahmen zur Innenentwicklung 
zu nutzen sowie Bodenversiege-
lungen auf das notwendige Maß 
zu begrenzen.

Laut Leonhard Rill vom Bay-
erischen Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten stellt die Innenentwick-
lung für alle Akteure (Bürger-
meister, Gemeinderäte, Projekt-
leiter, Planer, Bürger) eine sehr 
anspruchsvolle Aufgabe dar. Ei-
nen „zentralen Masterplan“ 
hierfür gebe es freilich nicht. 
Wesentliche Unterstützung bei 
der Innenentwicklung biete die 
Dorferneuerung. Als sinnvoll er-
achtet Rill hierbei die Interkom-
munale Zusammenarbeit ILE. 

Veränderung in den Köpfen

Wichtig ist nach seinen Wor-
ten eine „Veränderung in den 
Köpfen“: Gemeindeverantwort-
liche und Bürger müssten infor-
mieren, sensibilisieren und zur 
Mitwirkung motivieren. Not-
wendig seien Begleitung, Bera-
tung und Förderung. 

Alkoholprävention in Kommunen 
Positionspapier des Bundesverbandes  

der Deutschen Spirituosen-Industrie und -Importeure (BSI) und des DStGB
In einem gemeinsamen Positionspapier von DStGB und dem Bun-
desverband der Deutschen Spirituosen-Industrie und -Importeu-
re (BSI) werden gemeinsame Maßnahmen zur Alkoholprävention 
in Städten und Gemeinden definiert. Ziel ist es, den risikokom-
petenten und gesundheitsverträglichen Umgang mit alkoholhal-
tigen Getränken zu fördern und negativen Begleiterscheinungen 
eines übermäßigen Alkoholkonsums durch Prävention und Auf-
klärung vorzubeugen.

Viele Städte und Gemeinden 
beobachten einen vermehrten 
Alkoholkonsum im öffentlichen 
Raum. Insbesondere junge Men-
schen trinken selbstverständlich 
in der Öffentlichkeit. Dies führt 
zum Teil zu massiver Lärmbeläs-
tigung und Verschmutzungen 
im öffentlichen Raum. In einigen 
Kommunen kommt es zu Be-
schwerden von Anwohnern. Das 
subjektive Sicherheitsgefühl ist 
beeinträchtigt. 

Einschränkungen  
oder Verbote

In Deutschland unterbinden 
immer mehr Städte die Belästi-
gung sowie Gewaltdelikte durch 
stark alkoholisierte Personen 
auf öffentlichen Plätzen durch 
Einschränkungen oder Verbote 
des Alkoholkonsums- bzw. des 
Verkaufs in der Öffentlichkeit 
an bestimmten Orten als Teil ei-
nes Gesamtkonzeptes. Sie sto-
ßen dabei allerdings unter ande-
rem an rechtliche Grenzen. Auf-
grund der unterschiedlichen Er-
mächtigungsgrundlagen in den 
Ländern müssen sie jeweils im 
Einzelfall prüfen, welche Rege-
lungen erlassen werden dürfen. 

Sowohl BSI als auch DStGB 
sind sich einig, dass es der ge-
meinsamen Aufklärung und Prä-
vention bedarf, damit alle Ver-
braucher verantwortungsbe-
wusst mit alkoholhaltigen Ge-
tränken umgehen. Dies schließt 
auch den bewussten Verzicht 
auf Alkohol in bestimmten Situ-
ationen ein.

Eine Zielgruppe der präventi-
ven Maßnahmen sind die Eltern. 
Ihnen muss in diesem Rahmen 
ihre Vorbildrolle gegenüber Kin-

dern und Jugendlichen im Um-
gang mit Alkohol deutlich ge-
macht werden. Auch werden sie 
aufgefordert, ihren Aufsichts-
pflichten nachzukommen. Vie-
le Kommunen setzen mit ihren 
präventiven Maßnahmen be-
reits im frühen Kindesalter an. 
So wird das Thema „Alkohol“ 
vielfach bereits in den Fortbil-
dungen der Erzieher und in den 
Schulen thematisiert. Die kom-
munale Familienhilfe kümmert 
sich vielerorts um suchtbelaste-
te Familien, da Kinder, deren El-
tern alkoholkrank sind, ein er-
höhtes Risiko haben, selbst ab-
hängig zu werden. Um die Al-
koholprävention in Familien zu 
unterstützen, wurde vom „Ar-
beitskreis Alkohol und Verant-
wortung“ des BSI in Kooperati-
on mit dem BundesElternRat die 
Initiative „Klartext reden“ ins 
Leben gerufen. 

Intensiver Alkoholkonsum bei 
Veranstaltungen und Festen (z. B. 
bei Dorffesten und Karnevalver-
anstaltungen) ist eine zentrale 
Herausforderung für die kom-
munale Alkoholprävention. Zum 
einen werden die Veranstalter 
strikt auf die Einhaltung des Ju-
gendschutzes hingewiesen und 
Mitarbeiter der Jugendämter 
kontrollieren zusammen mit 
Ordnungsämtern und/oder der 
Polizei die Einhaltung und küm-
mern sich um die Jugendlichen, 
zum anderen werden bewusst 
Alkoholalternativen für die Ju-
gendlichen angeboten (z. B. 
Saftbars, alkoholfreie Cocktails). 
Wichtig ist, dass auch alkohol- 
freie Getränke, wie u. a. im Gast-
stättengesetz vorgesehen, zu ei-
nem attraktiven Preis angebo-
ten werden. 

Die Alkoholpräventionsarbeit 
bei Jugendlichen wurde in den 
vergangenen Jahren in vielfälti-
ger Weise verbessert. Beispiel-
haft ist hier das bundesweit ver-
breitete Alkoholpräventionspro-
jekt HaLT, das aus zwei sich er-
gänzenden Projektbausteinen 
besteht. Im reaktiven Baustein 
werden Ansätze auf individuel-
ler Ebene verfolgt, z. B. Grup-
pen- und Einzelangebote für be-
troffene Jugendliche, die Über-
leitung in weitergehende Hil-
fen und die Erfassung von Daten 
zum riskanten Alkoholkonsum. 
Im proaktiven Baustein wieder-
um geht es um Ansätze auf kom-
munaler Ebene, z. B. die kon-
sequente Umsetzung des Ju-
gendschutzgesetzes, die Sensi-
bilisierung von Eltern, Lehrern, 
Verkaufspersonal etc., und eine 
breit angelegte Öffentlichkeits-
arbeit. 

Schulungsinitiative  
Jugendschutz

Damit Mitarbeiter in Handel, 
an Tankstellen und in der Gast-
ronomie gut geschult sind, um 
das Jugendschutzgesetz in Be-
zug auf die Abgabe von alkohol-
haltigen Getränken konsequent 
umzusetzen, hat der BSI die In-
itiative „SchuJu – Schulungsi-
nitiative Jugendschutz“ ins Le-
ben gerufen. So kann verhindert 
werden, dass Alkohol unter Um-
gehung des Jugendschutz- bzw. 
Gaststättengesetzes in die Hän-
de von Kindern oder Jugendli-
chen oder sichtlich angetrunke-
nen Personen gerät. 

Pauschale Verbote sind hier 
nach Überzeugung von BSI und 
DStGB nicht der Königsweg, 
denn diese schränken auch die 
Freiheit derjenigen Bürgerin-
nen und Bürger ein, die auf öf-
fentlichen Plätzen verantwor-
tungsbewusst mit alkoholhal-
tigen Getränken umgehen und 
dort maßvoll alkoholhaltige Ge-
tränke genießen möchten.  DK

Abend seien damit schlecht in 
Einklang zu bringen. 

Parteien müssen sich ändern

Die ernüchternde Bilanz auf 
Kommunalebene belegte Land-
tagspräsidentin Ilse Aigner mit 
folgenden Zahlen: In Bayern 
sind nur drei von 25 Oberbür-
germeistern Frauen, bei den 
Landräten sogar nur vier von 71. 
Insgesamt stellen Bayerns Frau-
en – bei großen regionalen Un-
terschieden – im Schnitt nur et-
wa 25 Prozent der Vertreter in 
den kommunalen Vertretungs-
organen. Dabei zeichne sich al-
lerdings ein klarer Trend ab: Je 
größer die Stadt, umso höher 
der Frauenanteil.

„Nicht die Frauen müssen 
sich ändern, sondern die Partei-
en – zumindest ein Stück weit“, 
unterstrich Aigner. Um Maß-
nahmen für eine höhere Re-
präsentanz von Frauen in der 
bayerischen Volksvertretung 
auszuloten, hat die Präsiden-
tin zu einer fraktionsübergrei-
fenden Runde der frauenpoli-
tischen Sprecherinnen in den 
Bayerischen Landtag eingela-
den. Seit vielen Jahren arbeitet 
nach Aigners Worten auch die 
Frauen-Union der CSU daran, 
mehr Frauen in Verantwortung 
zu bringen – zum Beispiel mit ei-
nem Mentoring-Programm. Er-
fahrene Politikerinnen begleiten 
dabei politische Einsteigerinnen 
auf ihrem Weg.

Eine mögliche Gesetzesände-
rung für die gleiche Anzahl von 
Frauen und Männern im Parla-
ment war Aigner zufolge Thema 
eines Treffens von Parlamenta-
rierinnen der Union, SPD, FDP, 
Grünen und Linken im Bundes-
tag. Gegen diese Gesetzesän-
derung gibt es freilich erhebli-

che verfassungsrechtliche Be-
denken, die die Landtagspräsi-
dentin teilt. Nicht ohne Grund 
sei eine entsprechende Popular-
klage in Bayern bereits abgewie-
sen worden. Der Gesetzgeber, 
so der Bayerische Verfassungs-
gerichtshof, sei nicht dazu ver-
pflichtet, der bestehenden Un-
terrepräsentanz von Frauen im 
Landtag und in kommunalen 
Vertretungsorganen entgegen-
zuwirken. „Verfassungsrechtlich 
ist das also höchst problema-
tisch“, machte Aigner deutlich.

Zauberwort Vernetzung

Abschließend plädierte sie da-
für, die öffentliche Aufmerksam-
keit für eine höhere politische 
Repräsentanz von Frauen wach-
zuhalten und sich zu vernet-
zen, wo immer es möglich ist.  
Wichtig seien ein bundesweiter 
und länderübergreifender Aus-
tausch und der Anstoß neuer In-
itiativen. Dabei sei klar: „Mehr 
Repräsentanz von Frauen in der 
Politik lässt sich nur gemeinsam 
mit den Männern machen.“  DK

Frauen führen in ...

Fachkräftemangel trifft ...
„Gegen den Fachkräftemangel 
gibt es nicht eine Lösung. Poli-
tik, Unternehmen und Gemein-
den müssen an vielen Schrau-
ben drehen“, betonte Kopf. Po-
tenzial gebe es u.a. bei auslän-
dischen Staatsangehörigen und 
arbeitslosen Personen. Darüber 
hinaus müsse der Fokus auf die 
Lehrlingsausbildung, den späte-
ren Pensionsantritt und die Be-
schäftigung der Frauen gelegt 
werden. Thoman Gaiswinkler 
von LinkedIn zeigte auf, wie die 
Gemeinden sich auf der Platt-
form als attraktive Arbeitgeber 
positionieren können. Gaiswink-
ler: „Die Digitalisierung trifft al-
le. Die Gemeinden müssen ent-
scheiden, ob sie aktiv gestalten 
oder Passagiere sind.“ 

Gastgeber Lindner

Das Kommunalforum Alpen-
raum ist eine Initiative des Tiro-
ler Fahrzeugherstellers Lindner. 
Das nächste Kommunalforum 
Alpenraum findet im Frühjahr 
2020 statt.  
www.kommunalforum-alpen-
raum.eu  r

Wie Armin Keller, (Bayeri-
sches Staatsministerium für 
Wohnen, Bau und Verkehr) aus-
führte, werden Städtebauför-
derungsmittel in aller Regel 
dann zur Verfügung gestellt, 
wenn dadurch ein städtebau-
liches Erneuerungsgebiet we-
sentlich verbessert oder umge-
staltet wird. Ein derartiges Ge-
biet lege stets die Gemeinde auf 
der Grundlage entsprechender 
städtebaulicher Konzepte fest.

Im Bayerischen Städtebauför-
derungsprogramm könnten auch 
unabhängig von einer Gebiets-
darstellung städtebauliche Ein-
zelmaßnahmen gefördert wer-
den, wenn etwa mit der Moder-
nisierung eines ortsbildprägen-
den Gebäudes die wesentlichen 
gemeindlichen Ziele der städte-
baulichen Erneuerung erreicht 
werden. Die Modernisierung 
und Instandsetzung oder der 
Aus- und Umbau innerörtlicher 
Gebäude zählten zu den klas-
sischen Handlungsfeldern der 
Städtebauförderung.

In Ausgabe 9/2019 der Bayeri-
schen GemeindeZeitung (E-Ter-
min: 3. Mai) wird eine Sonder-
dokumentation der Veranstal-
tung veröffentlicht. Im GZ-Netz-
werk http://www.anmelden.
gemeindezeitung.bayern stehen 
die bereits freigegebenen Vor-
träge zum Download bereit.  DK

Lebendige Ortsmitte ...

Familienpakt Bayern
Arbeitsstaatssekretärin Trautner: Innovative Impulse  

für Familienfreundlichkeit – über 700 Mitglieder
Auf der diesjährigen Jahresauftaktveranstaltung des „Famili-

enpakts Bayern“, betonte Bayerns Arbeitsstaatssekretärin Ca-
rolina Trautner: „Von A wie Automobilhersteller bis Z wie Zahn-
arztpraxis – über 700 Mitglieder im Familienpakt positionieren 
sich bereits als moderne und familienfreundliche Arbeitgeber. 
Und das aus gutem Grund: Denn Familienfreundlichkeit ist für 
Unternehmen ist längst zu einem Wirtschaftsfaktor geworden. 
Fachkräfte haben heute die Wahl und entscheiden sich für den 
Arbeitsplatz, an dem sie ihre familiären und beruflichen Auf-
gaben optimal vereinbaren können. Deshalb ist es erfreulich, 
dass sich unter dem Familienpakt Bayern immer mehr fami-
lienbewusste Unternehmen versammeln, die ihr Engagement 
sichtbar machen und weiterentwickeln wollen.“ 

  www.familienpakt-bayern.de. 
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Beschützen ist  
unsere Leidenschaft.
Seit König Max 1811 die Versicherung zum  
Schutz der Menschen gegründet hat.

Finanzminister Füracker bringt Doppelhaushalt 2019/2020 in den Landtag ein:

Solide Haushaltspolitik in 
Bayern konsequent fortführen

„Mit dem Regierungsentwurf zum Doppelhaushalt werden auf finanz-
politisch solider Grundlage die für die Menschen in Bayern relevanten 
Zukunftsfragen konsequent und spürbar angegangen. Der Entwurf für 
den Doppelhaushalt setzt die generationengerechte Finanz- und Haus-
haltspolitik der Bayerischen Staatsregierung konsequent fort“, stellte 
Finanz- und Heimatminister Albert Füracker bei der Einbringung des 
Doppelhaushalts 2019/2020 in den Bayerischen Landtag fest. 

Der bayerische Staatshaus-
halt kommt zum 14. und 15. Mal 
in Folge im allgemeinen Haushalt 
ohne neue Schulden aus. Der Ab-
bau der Staatsverschuldung wird 
mit insgesamt 1 Milliarde Euro 
fortgeführt. Im Doppelhaushalt 
2019/2020 sind insgesamt 4.306 
neue Stellen und Gesamtausga-
ben von 124,7 Milliarden Euro 
vorgesehen. Rund 17 Milliarden 
Euro davon stehen für Investitio-
nen in die Zukunft zur Verfügung. 
„Damit erreicht der Freistaat im 
Jahresdurchschnitt 2019/2020 ei-
ne Investitionsquote von 13,7%, 
wodurch Bayern im Verhältnis 
zu den vergleichbaren westdeut-
schen Flächenländern weiter an 
der Spitze liegen wird. Zentrale 
Vorhaben werden mit zukunfts-
gerichteten Schwerpunktsetzun-
gen kraftvoll umgesetzt“, beton-
te Füracker.

Unterstützung für Familien

Die Staatsregierung unterstützt 
die Bürgerinnen und Bürger in al-
len Lebensabschnitten. Um junge 
Familien in noch größerem Maße 
als bisher schon spürbar zu ent-
lasten, wird der Zuschuss für Kin-
dergartenbeiträge auf das erste 
und zweite Kindergartenjahr aus-
geweitet. Ab dem Jahr 2020 wird 
überdies eine Entlastung von Bei-
trägen in der Kinderkrippe vor-
gesehen. Das zum 1. September 
2018 eingeführte Bayerische Fa-
miliengeld wird fortgesetzt. Die 
Gesamtausgaben für diese Maß-
nahmen betragen insgesamt rund 
2,4 Milliarden Euro. Die neue Bay-
erische Eigenheimzulage und das 
neue Baukindergeld BayernPlus 

werden auch fortgeführt und für 
die nächsten beiden Jahre mit 
insgesamt 375 Millionen Euro 
eingeplant. Damit gibt der Frei-
staat Bayern jungen Familien ein 
bundesweit einmaliges Startka-
pital an die Hand. Um auch pfle-
gebedürftige Menschen zu unter-
stützen, wird das ebenfalls letz-
tes Jahr eingeführte Bayerische 
Landespflegegeld mit insgesamt 
748 Millionen Euro fortgesetzt.

Bildungsausgaben

Füracker: „Bildung ist Länder-
sache und soll es auch bleiben. 
Bayern bleibt ein bundesweiter 
Leuchtturm für den Bildungsfö-
deralismus. Das Spitzenniveau bei 
Schulen und Hochschulen wird 
weiter gestärkt.“ Die Bildungs-
ausgaben werden in den beiden 
Jahren zusammen circa 42 Milli-
arden Euro betragen und damit 
erstmals die 40 Milliarden-Eu-
ro-Grenze in einem Doppelhaus-
halt übersteigen. Für die weite-
re Verbesserung des bayerischen 
Schulsystems und zur Sicherstel-
lung der Unterrichtsversorgung 
werden insgesamt 2.200 zusätz-
liche Stellen für Schulen ausge-
bracht. 

Innere Sicherheit

„Sicherheit ist eine elementa-
re Kernaufgabe des Staates. Wir 
setzen auf eine starke Präsenz 
unserer Polizei in der Fläche und 
vor Ort.“, hob Füracker hervor. 
Zur weiteren Stärkung der Inne-
ren Sicherheit werden im Dop-
pelhaushalt 2019/2020 insgesamt 
1.000 neue Stellen im Polizeibe-

reich für ein sicheres Bayern aus-
gebracht. Im „Polizei-Budget“ ist 
für 2019/2020 ein Gesamtvolu-
men von über 930 Millionen Eu-
ro eingeplant. 

Finanzausgleichsleistungen 
für die Kommunen

„Der Freistaat ist ein bewähr-
ter und starker Partner seiner 
Kommunen“, bekräftigte Füra-
cker. Die Finanzausgleichsleistun-
gen für die bayerischen Kommu-
nen steigen 2019 um 435,7 Milli-
onen Euro bzw. 4,6 % auf ein Re-
kordniveau von insgesamt rund 
9,97 Milliarden Euro. Im Zusam-
menhang mit der Abschaffung 
der Straßenausbaubeiträge wer-
den neue Straßenausbaupau-
schalen in Höhe von zunächst 35 
Millionen Euro eingeführt, die im 
Jahr 2020 auf 85 Millionen Euro 
erhöht werden. Zusätzlich wer-
den außerhalb des kommunalen 
Finanzausgleichs 65 Millionen Eu-
ro für Erstattungsleistungen nach 
dem Kommunalabgabengesetz 
an die Gemeinden bereitgestellt. 
Zur Abfederung besonderer Här-
tefälle bei beitragspflichtigen 
Bürgerinnen und Bürgern wird 
ein mit einmalig 50 Millionen Eu-
ro dotierter Fonds eingerichtet.

Land- und Forstwirtschaft

„Land- und Forstwirte sind 
entscheidende Partner des Frei-
staats beim Natur- und Land-
schaftsschutz. Die Staatsregie-
rung setzt daher konsequent da-
rauf, nicht über die Köpfe der 
zahlreichen landwirtschaftlichen 
Betriebe hinweg Verbote zu er-
lassen. In erster Linie können nur 
durch gezielte und praxisgerech-
te Anreizinstrumente nachhaltige 
Verbesserungen für Umwelt und 
Landwirtschaft Hand in Hand er-
reicht werden“, betonte Füracker. 
So werden die Ansätze des Kul-
turlandschaftsprogramms im Jahr 

2019 auf insgesamt 282,2 Milli-
onen Euro und im Jahr 2020 auf 
292,2 Millionen Euro erhöht. Zur 
Verbesserung des Tierwohls wer-
den die Landesmittel für die ein-
zelbetriebliche Investitionsför-
derung auf insgesamt rund 130 
Millionen Euro erhöht. Für den 
Umbau der Wälder zu klimatole-
ranten Zukunftswäldern werden 
die entsprechenden Ansätze im 
Jahr 2019 auf insgesamt 30,8 Mil-
lionen Euro und 2020 auf insge-
samt 43,5 Millionen Euro erhöht.

Straßenbau  
und Luftreinhaltung

Für Staatsstraßen werden die 
Mittel in 2019 auf dem hohen Ni-
veau 2018 fortgeführt. Für die 
beiden Jahre sind insgesamt rund 
703,9 Millionen Euro vorgesehen. 
Die Ausgabemittel für Maßnah-
men zur Luftreinhaltung steigen 
im Jahr 2019 um 40 Millionen Eu-
ro und im Jahr 2020 um weitere 
12,7 Millionen Euro. Im Doppel-
haushalt 2019/2020 sind damit 
insgesamt über 111 Millionen Eu-
ro Ausgabemittel für die Luftrein-
haltung enthalten. 

Wohnraumförderung

Bezahlbares Wohnen nann-
te Füracker eine der wichtigs-
ten gesellschaftlichen Fragen. 
Entsprechend engagiert sich der 
Freistaat weiter auf Rekordni- 
veau: Unter Einbeziehung aller 
Städtebauförderungsprogram-
me, wie Bund-Länderprogram-
me und EU-Programm, ist im 
Doppelhaushalt ein neuer Re-
kordbewilligungsrahmen von 
908,8 Millionen Euro zu verzeich-
nen. Der Bewilligungsrahmen für 
die Wohnraumförderung wird 
2019 auf dem Rekordniveau des 
Jahres 2018 in Höhe von rund 886 
Millionen Euro fortgeführt.  r

Krankenversicherung für Beamte:

„BeihilfeCOMFORT modernstes 
Angebot am Markt“
GZ-Interview mit Dr. Harald Benzing, Vorstandsvorsitzender  

Bayerische Beamtenkrankenkasse/Kranken-Vorstand Konzern Versicherungskammer

GZ: Herr Dr. Benzing, mit dem 
neuen Tarif BeihilfeCOMFORT 
investieren Sie gezielt in die Ziel-
gruppe Beamte. Warum sind Be-
amte so wichtig für uns?

Dr. Benzing: Der Freistaat und 
die bayerischen Kommunen küm-
mern sich ausgezeichnet um ihre 
Beamten: Ob im Bund, in den Län-
dern oder Gemeinden – von ihrem 
jeweiligen Dienstherrn bekom-
men Beamte einen Zuschuss zu al-
len Gesundheitsleistungen. Diese 
so genannte „Beihilfe“ wird fast 
immer mit einer PKV kombiniert: 
Die Kosten für Ärzte, Medikamen-
te oder einen Krankenhausaufent-
halt teilen sich dann Dienstherr 
und PKV. Neben den Beamten 
selbst sind auch Ehepartner und 
Kinder beihilfeberechtigt.

GZ: Können sich Beamte denn 
auch gesetzlich versichern?

Benzing: Beamte sind von der 
Versicherungspflicht in der GKV 
generell befreit – und das unab-
hängig von der Höhe des Einkom-
mens. Eine Versicherung in der 
GKV ist zwar theoretisch möglich, 
allerdings entfällt dann die Beihil-
fe: Daher ist die Kombination aus 
Beihilfe und PKV für Beamte güns-
tiger als die GKV – bei besserem 
Versicherungsschutz. Fast alle Be-
amten sind daher privat kranken-
versichert.

GZ: Was sind die Besonder-
heiten des neuen Tarifs Beihilfe-
COMFORT?

Benzing: Wir bieten für jeden 
Beihilfesatz den passenden Kran-
kenversicherungsschutz – und das 
zu ansprechenden Beiträgen. Die 
Kunden haben flexible Kombina-
tionsmöglichkeiten und können 
sich ihren Versicherungsschutz in-
dividuell zusammenstellen. Wenn 
sich die Bedürfnisse ändern, zum 
Beispiel bei Heirat oder der Ge-
burt von Kindern, besteht zudem 
die Möglichkeit, bestehende Leis-
tungen ohne weitere Gesund-
heitsprüfung aufzustocken. Weil 
Prävention wichtig ist, werden 
Vorsorgeuntersuchungen nicht 
auf die Beitragsrückerstattung 
angerechnet. Anwärter bekom-
men bei Leistungsfreiheit die Hälf-
te ihres Jahresbeitrags erstattet 

GZ: Welche Zielgruppe spre-
chen Sie damit besonders an?

Benzing: Beamte entscheiden 
sich bereits als Anwärter für ei-
ne PKV, wir sprechen also über 
junge Männer und Frauen zwi-
schen 18 und 30 Jahren. Auf die-
se Kunden haben wir uns vollstän-
dig eingestellt, etwa durch unsere 
App „Meine Fitness“: Das integ-
rierte Fitnesskonto belohnt regel-
mäßige Bewegung und Sport mit 
Punkten, die im Prämienshop ge-
gen Wertgutscheine ausgewähl-
ter Partner aus den Bereichen 
Sport, Ernährung und Entspan-
nung eingelöst werden können. 
Bis zu 125 Euro an Prämien pro 
Jahr sind möglich.

GZ: Eine PKV ist meist ein 
lebenslanger Begleiter. War-
um sind Bayerische Beamten-
krankenkasse und UKV hier die 
Partner der Wahl?

Benzing: Die Bayerische Beam-
tenkrankenkasse trägt die Ziel-
gruppe ja schon im Namen und 
ist für diese bereits seit 1926 ver-
lässlicher Partner. Gemeinsam 
mit der bundesweit tätigen UKV 
– Union Krankenversicherung sind 
wir der Kranken- und Pflegever-
sicherer der Sparkassen-Finanz-
gruppe und mit mehr als drei Mil-
lionen versicherten Personen die 
drittgrößte private Krankenversi-
cherungsgruppe in Deutschland. 

Wir haben daher sehr gute Zu-
gänge zu Ländern und Kommu-
nen und deren Beamten. Bei der 
Gestaltung von BeihilfeCOMFORT 
stand maximale Flexibiliät für den 
Versicherten und eine hohe Leis-
tungsfähigkeit im Vordergrund; 
so konnten bereits hervorragende 
Ratings erreicht werden, u.a. die 
Höchstnote „hervorragend“ bei 
Focus Money (Ausgabe 43/2018) 
oder die Bestnote „sehr gut“ bei 
€uro (Ausgabe 10/2018).

Schließlich ist BeihilfeCOMFORT 
das derzeit neueste und moderns-
te Angebot am Markt: Wir sind 
also auf diese wichtige Zielgrup-
pe, die in den kommenden Jahren 
aufgrund geplanter Neueinstel-
lungen auch deutlich wachsen 
wird, bestens eingestellt  r.

Söder soll in Berlin 
vorstellig werden

Steuerzahlerpräsident Rolf von Hohenhau gegen 
Erhöhung der Einkommenssteuer

In scharfer Form hat sich der Präsident des Bundes der Steuer-
zahler in Bayern, Rolf von Hohenhau, gegen die jüngst veröffent-
lichten Pläne von Bundesfinanzminister Olaf Scholz gewandt, den 
Spitzensteuersatz erhöhen zu wollen.

„Im Koalitionsvertrag steht 
ganz klar, keine Erhöhung der 
Steuerbelastung der Bürger. 
Was ist das für eine Regierung, 
die Verträge nicht einhalten 
will. Ich appelliere an den neu-
en CSU-Vorsitzenden Markus 
Söder, seine Koalitionspartner 
an Vertragstreue und Rechts-
sicherheit zu erinnern“, so Ho-
henhau gegenüber den Medien.

Versprechungen einhalten

Der bayerische Steuerzahler-
präsident, der auch dem Eu-
ropäischen Steuerzahlerbund 
vorsteht, betont weiter, dass 
Politiker gut daran täten, ih-
re Versprechungen gegen-
über den Bürgerinnen und Bür-
gern einzuhalten. Mit Blick auf 
den bayerischen Staatshaus-
halt sei er in Sorge, weil sich 
die Absichtserklärung der bay-
erischen Staatsregierung, das 
Ausgabenwachstum auf drei 
Prozent zu begrenzen, bereits 
in Nichts aufgelöst hat.

Versprochene  
Schuldenfreiheit  
bis 2030 gefährdet

Auch die versprochene Schul-
denfreiheit Bayerns bis zum 
Jahr 2030 sei gefährdet, wenn 
gerade einmal 500 Millionen 

Euro pro Jahr getilgt werden.
Sorge bereitet dem Bund der 

Steuerzahler auch die Tatsache, 
dass zur Finanzierung des Dop-
pelhaushalts 2019/2020 – trotz 
Rekordeinnahmen – 3,6 Milliar- 

den Euro aus den Rücklagen 
entnommen werden mussten.t

Mit Sparsamkeit habe dies 
wenig zu tun, so von Hohen-
hau. „Haushaltsdisziplin sollte 
Vorrang vor den überborden-
den Wünschen der Ressortmi-
nister haben, die auf den bay-
erischen Finanzminister Albert 
Füracker einprasseln. Es wäre 
fatal, wenn der Bund der Steu-
erzahler seine Schuldenuhr, die 
anzeigt wie sich Schuldenstand 
und -zuwachs entwickeln, um-
stellen müsste.“  r

Rolf von Hohenhau.  r
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Bilanzpressekonferenz der bayerischen Sparkassen:

Erneuter Erfolg am Markt
Den bayerischen Sparkassen ist es auch vergangenes Jahr gelun-
gen, ihren Kurs stabil fortzusetzen. Wie Dr. Ulrich Netzer, Präsi-
dent des Sparkassenverbands Bayern, bei der Bilanzpressekonfe-
renz in München feststellte, schlossen sie das Geschäftsjahr 2018  
erfolgreich ab, obwohl sich der Druck aus Niedrigzinspolitik, Re-
gulierungsfülle und Digitalisierung weiter verdichtet habe.

Aufgrund der Zinssituation 
findet das Wachstum im opera-
tiven Geschäft laut Netzer aber-
mals wenig Niederschlag im Er-
trag der bayerischen Sparkas-
sen. Im Jahresergebnis zeig-
ten sich die Belastungen aus 
erneut rückläufigen Zinsüber-
schüssen. Dass sich die Spuren 
der EZB-Geldpolitik nicht tiefer-
graben, konnten die Sparkassen 
durch wirksame Maßnahmen in 
Vertrieb, Kundenbindung und 
Kostenmanagement verhindern. 

Kondition und 
Anpassungsfähigkeit

„Die Sparkassen-Finanzgrup-
pe zeigt Kondition und Anpas-
sungsfähigkeit in diesem finanz-

konnten die Sparkassen 2018 
noch einmal 9,8 Prozent mehr 
Bausparverträge ausgeben, so 
dass am Ende eine Bausparsum-
me von über 6,9 Milliarden Euro 
zu verzeichnen war.

Gestiegene Einlagen

Die Einlagen der Sparkassen-
kunden sind 2018 trotz niedrigs-
ter Zinsen noch kräftiger ange-
stiegen als im Vorjahr: Sie nah-
men um 7,3 Milliarden Euro auf 
167,2 Milliarden Euro (+4,5 Pro-
zent) zu. Der Zuwachs resultiert 
mengenmäßig in erster Linie aus 
Sichteinlagen von Privatkunden. 
Doch auch Unternehmen und 
öffentliche Haushalte haben ih-
re Einlagen 2018 – nach einem 

am Ende ein Jahresüberschuss 
von 343 Millionen Euro (2018: 
360 Millionen Euro) stehen. Die 
bayerischen Sparkassen nutzen 
diesen Gewinn, um ihr Eigenka-
pital weiter zu stärken. Auf das 
gute Ergebnis führen die bay-
erischen Sparkassen 446 Mil-
lionen Euro, davon 203 Millio-
nen Euro Gewerbesteuern, an 
gewinnabhängigen Steuern ab. 

Gemäß ihrem öffentlichen 
Auftrag übernehmen die Spar-
kassen auch eine besondere Rol-
le als Förderer in der Gesellschaft 
des Freistaats: Neben Spon-
soring & shy und Spenden ha-
ben die 65 bayerischen Sparkas-
sen und der Sparkassenverband 
2018 insgesamt 114 Stiftungen 
unterhalten, mit denen sie so-
ziale Zwecke, Umwelt, Kultur 
und Sport in ihren Geschäftsge-
bieten fördern. Insgesamt wur- 
den über 46 Millionen Euro für 
gemeinnützige Zwecke und Ein-
richtungen bereitgestellt – das 
ist fast 1 Million pro Woche. 

Niedrigzinspolitik  
und Bankenregulierung

Die bayerischen Sparkassen 
entwickeln sich erfolgreich, ste-
hen aber unter internationa-
lem Druck – sei es durch die 
Geldpolitik, die Bankenregulie-
rung oder die digitalen Entwick-
lungen. Wie Netzer erläuterte, 
„scheint die international aus-
gerichtete EZB-Niedrigzinspo-
litik kein Ende zu nehmen – die 
regionalen Sparkassen schul-
tern die bitteren Auswirkungen. 
Die Bankenregulierung schießt 
über das Ziel hinaus – die Privat-
kunden der Sparkassen verzwei-
feln am gut gemeinten Verbrau-
cherschutz, die Firmenkunden 
müssen durch die Finalisierung 
des Regelwerks Basel III verteu-
erte Finanzierungskonditionen 
fürchten. Die Internetgiganten 
aus USA und China sind aufge-
brochen, um auch die europä-
ischen Märkte zu erobern – die 
regionalen Sparkassen müssen 
sehen, wie sie ihre Marktpositi-
on angesichts der globalen Mo-
nopolisten verteidigen.“

Dass die Sparkassen ange-
sichts dieser Herausforderungen 
für die Zukunft viele Energien 
durch die extrem detaillierte und 
im Ursprung an die internationa-
len Großbanken gerichtete Ban-
kenregulierung verlieren, bedau-
erte Netzer sehr. „Regulatorik 
und Aufsicht binden seit Jahren 
unglaublich viele Kräfte in un-
seren Sparkassen. Die zeitliche 
Dichte und die Detailtiefe von 
Regulierungsmaßnahmen lässt 
die Mitarbeiter angesichts einzu-
führender Maßnahmen und Mel-
depflichten oftmals atemlos zu-
rück.“ Auch die Kunden der baye-
rischen Sparkassen brächten oft 
wenig Verständnis für manche 
überschießende Maßnahmen im 
Verbraucherschutz auf.

Kundennutzen und 
Marktchancen maximieren

Die Sparkassen und ihre Ver-
bundpartner mit zinsabhängi-
gen Geschäftsmodellen stehen 
gerade in Zeiten der Niedrig- bis 
Negativzinsen besonders unter 
Druck. Sie richten auch deshalb 
ihr Augenmerk auf alle Möglich-
keiten zur Hebung von Effizienz-
vorteilen. Der Verbandspräsi-
dent forderte daher auch die ei-
gene Finanzgruppe auf, brachlie-
gende Potenziale bald zu heben: 
„Die heutigen Strukturen rei-
chen nicht in die weite Zukunft. 
Es gilt, sich so aufzustellen, dass 
wir Kundennutzen und Markt-
chancen maximieren.“

Netzer zufolge ist mit der 
Nord/LB zum wiederholten Ma-
le eine Landesbank in Schiefla-
ge geraten: „Die bayerischen 
Sparkassen tragen ihren Anteil 
von bis zu 68 Millionen Euro an 

der Deckung des Kapitalbedarfs 
der Nord/LB. Sie sind sich be-
wusst, welche Rolle eine star-
ke Sparkassen-Finanzgruppe für 
Deutschland und für den Frei-
staat spielt. Deshalb sind sie kon-
struktiver Partner bei allen Wei-
terentwicklungen, die die Struk-
turen der Sparkassen-Finanz-
gruppe zukunftsfest machen.“

Bei allen anstehenden Struk-
turfragen bleibe aber unumstöß-
lich, dass im Mittelpunkt aller 
Anstrengungen der Sparkassen 
immer ihre Kunden und deren 
Wünsche stehen, so der Präsi-
dent. Alle Maßnahmen dienten 
dem Ziel, das Vertrauen und die 
Partnerschaft mit den Kunden in 
den bayerischen Regionen zu fes-
tigen. Sparkassen seien verläss-
liche, zukunftstüchtige Finanz-
dienstleister und regionale Part-
ner - das mache ihren Erfolg aus.

Digitale Anwendungen

Über die neu etablierten di-
gitalen Anwendungen der Spar-
kassen informierte Roland 
Schmautz, Vizepräsident des 
Sparkassenverbands Bayern. 
Mehrere Anwendungen, die im 
Jahr 2018 gestartet sind, würden 
bei immer mehr Sparkassen und 
ihren Kunden zu festen Bestand-
teilen des täglichen Bankings.

4,7 Millionen (73,7 Prozent) 
der Girokarten von bayerischen 
Sparkassen sind bereits heu-
te für das kontaktlose Bezahlen 
ausgerüstet, 2018 wurden da-
mit bereits rund 23 Millionen 
Kontaktlos-Transaktionen aus-
geführt. Die Sparkassen bringen 
damit eine neue Variante des 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
in die Breite. Mitte 2018 haben 
die Sparkassen den nächsten 
Schritt in Angriff genommen und 
bieten ihren Kunden jetzt auch 
das mobile Bezahlen per Smart-
phone an. Händler, die „kon-
taktlos-fähige“ Terminals ein-
setzen, können ohne weiteren 
Aufwand Smartphone-Zahlun-
gen von Sparkassen-Kunden ak-
zeptieren. Derzeit steht die App 
für Nutzer von Android-Smart-
phones zur Verfügung. Sie wur-
de in der zweiten Jahreshälfte 
2018 bundesweit 400.000 Mal 
auf Kunden-Smartphones instal-
liert, der Einsatz im Alltag steigt.

Instant Payment

Ein Erfolgsmodell der Sparkas-
sen ist auch das zur Jahresmitte 
2018 flächendeckend eingeführ-
te europäische Echtzeit-Über-
weisungsverfahren „Instant Pay- 
ment“, das parallel zur SEPA- 
Standardüberweisung eingesetzt 
wird. Innerhalb von zehn Sekun-
den werden dabei Transaktio-
nen ausgeführt, die sonst durch 
Zeitverzug auch Verzögerun-
gen im gegenläufigen Warenge-
schäft bedingen. 

Instant Payments funktio-
nieren auch bei Geldsendun-
gen von Handy zu Handy per 
„Kwitt“. Überweisungen werden 
auch hier in Echtzeit durchge-
führt – auf dem Empfängerkonto 
kommt sofort Geld an, nicht nur 
eine Ankündigung. Nach gut zwei 
Jahren am Markt hat Kwitt inzwi-
schen rund 1,2 Millionen Nutzer, 
wächst weiter dynamisch und ist 
damit eines der erfolgreichsten 
Angebote im mobilen Bezahlver-
kehr in Deutschland.

Seit Sommer 2018 präsen-
tiert sich außerdem das On-
line-Banking bei bereits vier 
von fünf bayerischen Sparkas-
sen neu: Konten anderer Kredit- 
institute können integriert wer-
den, die Sparkassen öffnen die 
Fenster zu Konten außerhalb 
der Finanzgruppe. Denn wie bis-
her die Sparkassen-App ist jetzt 
auch das klassische Online-Ban-
king mit Schnittstellen ausgerüs-
tet, die es erlauben, mit Zustim-
mung des Kunden Daten aus sei-
nen Konten bei anderen Kredit- 
instituten einzuspielen. 

Wie Schmautz unterstrich, „er-
öffnet die europäische Finanz-
marktregulierung PSD II (Pay-

ment Service Directive) also auch 
Spielräume. Durch die zu öffnen-
den Schnittstellen können wir 
unsere Internet-Filiale als Dreh-
scheibe etablieren, auf der Kun-
den alle ihre Finanzgeschäfte im 
Blick behalten, auch wenn sie bei 
anderen Kreditinstituten geführt 
werden.“ Dazu werden perspek-
tivisch nicht nur Leserechte ge-
nutzt, es können dann auch Zah-
lungen bei anderen Kreditins-
tituten ausgelöst werden. „Das 
ist der Grundstein für eine Fi-
nanz-Plattform, mit der unsere 
Kunden all ihre Finanzgeschäfte 
und noch mehr am gleichen Ort 
erledigen.“

Mittelstand im Visier

Wo von digitaler Transfor-
mation im Banking gesprochen 
wird, ist meist vor allem das Pri-
vatkundengeschäft gemeint. Die 
Sparkassen richten ihren Fokus 
aber verstärkt auch auf die mit-
telständische Wirtschaft, um 
den Kundenanforderungen an 
Qualität, Effizienz und Komfort 
bestmöglich zu entsprechen. 
Auch im Firmenkundengeschäft 
gilt dabei, dass digitale Instru-
mente die persönliche Beratung 
nie vollständig ersetzen können. 
„Doch die Trennlinie zwischen 
Online- und Offline-Welt ver-
schwimmt auch hier zusehends, 
auch Firmenkunden wählen für 
jedes Vorhaben den jeweils pas-
senden Servicekanal“, hob der 
Vizepräsident hervor.

Mit der digitalen Transformati-
on hat sich die Struktur der Spar-
kassen in den vergangenen Jahr-

zehnten Schritt für Schritt ver-
ändert. Während Standard-Ser-
vicetätigkeiten in den Filialen 
immer mehr in den Hintergrund 
treten, steigt gleichzeitig die sehr 
konkrete Kundennachfrage nach 
hochwertiger Beratung. Hat-
te eine Sparkasse in den 1980er 
Jahren noch manchmal den Cha-
rakter eines Verwaltungs- und 
Servicebüros mit vielen Abwick-
lungsaufgaben, so wird sie dem-
nächst ihre Transformation zur 
schlanken, kundenzentrierten 
Einheit, die sich individuell den 
speziellen Beratungsanliegen ih-
rer Kunden widmet, durchlaufen 
haben. 

Gestiegene 
Kundenerwartungen

Weil immer mehr Kunden ihre 
Standard-Bankgeschäfte online 
abwickeln, haben viele bayeri-
sche Sparkassen ihr Geschäftsstel-
lennetz umgebaut und die Kom-
petenz in Filialen zusammen-
gezogen, berichtete Schmautz: 
„Die gestiegenen Kundenerwar-
tungen an die Qualität der Bera-
tung erfordern meist ein Team 
von Fachleuten. Das können 
Kleinstfilialen nicht leisten.“ 

Dennoch betreiben die 65 bay-
erischen Sparkassen ein dichtes 
Netz von 2.260 Geschäftsstellen 
(2017: 2.349), 572 Selbstbedie-
nungs-Geschäftsstellen (2017: 
531) und 3.679 Geldautoma-
ten (2017: 3.713; zusätzlich über 
3.500 Cash-back-Stellen im bay-
erischen Einzelhandel). Damit 
bleiben sie stark in der Fläche 
präsent. DK

V.l.: SVB-Vizepräsident Roland Schmautz, Präsident Dr. Ulrich  
Netzer und Pressesprecherin Eva Mang. r

wirtschaftlichen Langstrecken-
lauf“, betonte Netzer. „Wir sind 
fest entschlossen, unseren Kun-
den auch künftig erster Ansprech-
partner in finanziellen Fragen  
zu bleiben. Dabei verbinden wir 
das klassische Bankgeschäft in 
den bayerischen Regionen mit der 
modernen Plattformökonomie.“

Höheres Kreditvolumen

Das Kreditvolumen der baye-
rischen Sparkassen konnte 2018 
wieder deutlich gesteigert wer-
den und lag am Jahresende bei 
insgesamt 135,9 Milliarden Eu-
ro (+4,1 Prozent). Überdurch-
schnittlich stieg dabei der Be-
stand an Unternehmenskredi-
ten: Er wuchs um 5,6 Prozent auf 
72,1 Milliarden Euro. Das Kre-
ditvolumen von Unternehmen 
und Selbstständigen wächst seit 
Jahren stärker als andere Kredi-
te, so dass der Anteil der Mittel-
standskredite an den Gesamt-
ausleihungen zunimmt. Die im-
mer weiter wachsende Verwur-
zelung im mittelständischen 
Firmenkundengeschäft macht 
laut Netzer die zentrale Stellung 
der Sparkassen für die bayeri-
sche Wirtschaft deutlich.

Schwung zeigte sich auch 
im Markt für Immobilienkre-
dite. Der Bestand wuchs 2018 
um 5,0 Prozent auf 73,7 Milliar-
den Euro. Fast 70 Prozent davon 
entfallen auf Immobilienkredi-
te für Privatpersonen (50,4 Mil-
liarden Euro; +3,7 Prozent). Die-
ser Bestand wächst allerdings in-
zwischen langsamer als der von 
Bauträgern und anderen Woh-
nungsunternehmen (+9,9 Pro-
zent). Gleiches gilt für das Neu-
geschäft mit Privaten. 

Zuwächse 
im Bauspargeschäft

Im Bauspargeschäft verzeich-
neten die bayerischen Sparkas-
sen erfreuliche Zuwächse. Nach 
einem bereits guten Jahr 2017 

Rückbau in 2017 – sogar wieder 
überproportional erhöht. 

2018 war ein Jahr der Geld-
vermögensbildung: Die privaten 
Kunden der bayerischen Spar-
kassen legten 8,8 Milliarden Eu-
ro neu auf ihren Konten, Depots, 
in Bausparverträgen und Le-
bensversicherungen an. Das sind 
28 Prozent mehr als im Jahr zuvor. 

Das Wertpapiergeschäft der 
bayerischen Sparkassen hat 
sich nach dem Rekordjahr 2017 
stabilisiert. Die Käufe nahmen 
zwar leicht ab, die Verkäufe la-
gen aber um 20 Prozent unter 
dem Vorjahreswert. Dabei über-
steigen zum sechsten Mal in Fol-
ge die Wertpapierkäufe wieder 
die -verkäufe, der Nettoabsatz 
stieg auf 2,73 Milliarden Euro 
(+58 Prozent). Dies ist der höchs-
te Wert seit sechs Jahren.

Niedrigeres Betriebsergebnis

Im vergangenen Jahr erziel-
ten die bayerischen Sparkas-
sen ein Betriebsergebnis vor Be-
wertung von rund 1.670 Millio-
nen Euro. Es liegt um 5,0 Prozent 
bzw. 87,6 Millionen Euro unter 
dem Vorjahresergebnis. Maß-
geblich für diese Entwicklung 
war, dass der Rückgang des Zins- 
überschusses (-142,5 Millionen 
Euro) auch durch große Anstren-
gungen nicht einmal zur Hälf-
te aufgefangen werden konnte. 
Eine Steigerung der Provisions-
überschüsse (+35,9 Millionen 
Euro) und gesunkene Verwal-
tungsaufwendungen (-16,4 Mil-
lionen Euro) reichten nicht aus, 
um der Entwicklung die Stirn zu 
bieten. Dementsprechend hat 
sich auch die Cost-Income-Ra-
tio der bayerischen Sparkassen 
von 63,3 Prozent in 2017 auf 
64,3 Prozent in 2018 verschlech-
tert. Um einen Euro zu verdie-
nen, mussten die bayerischen 
Sparkassen im vergangenen Jahr 
also 64 Cent aufwenden.

Nach den noch vorläufigen Be-
rechnungen wird nach Steuern 

Staatliche Beteiligungen:

Starker Beitrag zum  
Wirtschaftsstandort Bayern

„Die Unternehmen des Freistaats sind ein bedeutender Baustein 
vorausschauender Strukturpolitik in ganz Bayern. Mit ihnen ge-
staltet der Freistaat wichtige Zukunftsfelder in Infrastruktur, Kunst 
und Kultur sowie Forschung, Wissenschaft und Technologie. Nicht 
zuletzt dadurch gelingt es, die Qualität des Standorts Bayern für 
Investoren und Existenzgründer zu erhalten und zu verbessern“, 
teilte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker bei der Vorlage 
des Beteiligungsberichts 2018 im Bayerischen Landtag mit.

„Unsere Beteiligungen über-
nehmen damit wichtige Aufga-
ben für die Gemeinschaft und 
sind gleichzeitig ein starker 
Player in der bayerischen Wirt-
schaft“, betonte Füracker. 

Das Beteiligungsportfolio um- 
fasst ein breites Unterneh-
mensspektrum von Traditions-
unternehmen, wie die staatli-
chen Brauereien, das Bayerische 
Hauptmünzamt oder die Bayeri-
sche Seenschifffahrt bis hin zum 
Engagement in wichtigen Zu-‘ 
kunftsbranchen und bedeuten- 
den Großunternehmen. Hierzu 
zählen insbesondere die Bayern-
LB sowie die Flughäfen und Mes-
sen in München und Nürnberg.

Das Beteiligungsportfolio un-
terliegt einem stetigen Wan-
del. Seit dem Jahr 2000 wur-
den insgesamt 36 Beteiligungs-

unternehmen veräußert bzw. li-
quidiert und 21 Unternehmen 
neu gegründet bzw. Anteile dar-
an erworben. „Bayern steht wirt-
schaftlich so gut da wie nie zu-
vor. Zu diesem Erfolg tragen 
auch die bayerischen Beteili-
gungsunternehmen bei“, merk-
te Füracker an. Allein in den ver-
gangenen drei Jahren haben die 
bayerischen Beteiligungsunter-
nehmen über 1 Milliarde Euro 
Gewinne an den Staatshaushalt 
abgeliefert. 

Als Arbeitgeber von rund 
36.100 Beschäftigten, darunter 
45 Prozent Frauen, sind die Un-
ternehmen aus dem bayerischen 
Wirtschaftsleben nicht wegzu-
denken. Ihr Gewinn für den Frei-
staat gehe damit weit über die 
unmittelbaren Gewinnablieferun-
gen hinaus. r

BayernLB:

Langfristige Finanzierung 
für ASELI 

Paris/München – Die BayernLB konnte für den Aberdeen Stan-
dard European Logistics Income Logistikfonds Logistikimmobi-
lien im französischen Meung-sur- und in Avignon für insgesamt  
33 Mio. Euro langfristig finanzieren. 

Die hochwertige Logistikim-
mobilie in Meung-sur-Loire mit 
einer Gesamtmietfläche von 
rund 30.000 qm ist langfristig 
an Office Depot France vermie-
tet. Das Lager befindet sich 27 
Kilometer südwestlich von Orle-
ans im Parc Synergie, der Paris, 
Zentralfrankreich und Südfrank-
reich über eine hervorragende 
Straßen- und Schienenverbin-
dung bedient.

Das Verteilzentrum von Bio-
coop in Avignon mit einer Flä-
che von rund 29.000 qm ist nach 
dem modernsten Standard er-
stellt. Das Gebäude steht in No-

ves, einer Stadt in Südfrankreich, 
15 km von Avignon und liegt 
im Logistik-Korridor Lille-Pa-
ris-Lyon-Marseille. 

Aberdeen Standard Invest- 
ments ist mit insgesamt 630 
Mrd. Euro AUM einer der größ-
ten unabhängigen Assetmana-
ger in Europa. BayernLB und 
Aberdeen Standard Investments 
bauen bei der Finanzierung auf 
eine sehr lange Geschäftsbezie-
hung mit einer Vielzahl von ab-
geschlossen Finanzierungen in 
den Bereichen Logistik, FOC, 
Shopping, Office und Residenti-
al in Europa auf. r
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Intelligente Lösungen für Kommunalkunden
Gemeinsam mit den bayerischen Sparkassen bieten wir  

Kommunalkunden in Bayern ein lückenloses Leistungs- 

spektrum – von der Finanzierung bis zur Energieberatung. 

Die BayernLabo ergänzt diese Leistungen durch zinsgüns- 

tige Kommunalkredite und spezielle kommunale Förder-

programme. uwww.bayernlb.de/oeffentliche_hand

d
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Unser Service für

Wir machen uns stark  
für die Kommunen. 

Deutscher Sparkassen- und Giroverband:

Brexit, Bankenpaket  
und Digitalisierung

Als „positive Entwicklung für die kleinen und mittleren Kreditinsti-
tute“ hat Helmut Schleweis, Präsident des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes (DSGV), die Verabschiedung eines Großteils 
des Bankenpakets durch die EU-Finanzminister bezeichnet. Erst-
mals werden dort konkrete Ansätze für mehr Proportionalität und 
administrative Entlastungen von kleinen, wenig komplexen Institu-
ten festgeschrieben. Regeln, die für große und international tätige 
Banken entwickelt wurden, werden dann zukünftig nicht mehr eins 
zu eins auf kleine und mittlere Institute übertragen, dem Grund-
satz der Proportionalität wird mehr Geltung verschafft.

„Passgenauere Regelungen je 
nach Größe der Kreditinstitute 
sind ein wertvoller Beitrag zum 
Erhalt von leistungsfähigen Ban-
kenmärkten. Von den Vorschlä-
gen werden auch Sparkassen 
und Genossenschaftsbanken 
profitieren können. Damit wird 
auch für spätere Regulierungen 
ein wichtiger Grundsatz vorge-
geben“, unterstrich der Präsi-
dent. Mit der „Small and Simple 
Banking Box“ hatten Sparkassen 
und Genossenschaftsbanken 
vor drei Jahren die Diskussion 
um eine angemessenere Regu-
lierung begonnen. Schleweis: 
„Unser Dank gilt allen Akteuren 
auf EU-Ebene und in Deutsch-
land, die dieses Vorhaben unter-
stützt haben.“

Die EU-Gesetzgeber haben 
sich auf einen Bilanz-Schwellen-
wert von 5 Milliarden Euro geei-

nigt. Rund 85 Prozent der Spar-
kassen dürften von dieser neu-
en Definition „kleiner, nicht 
komplexer“ Institute profitie-
ren. Sie können mit überschau-
baren Offenlegungspflichten 
und reduzierten Meldeanforde-
rungen rechnen, die dem niedri-
geren Risiko ihres Geschäftsmo-
dells Rechnung tragen.

Risiko und Haftung 
gehören zusammen

In ihrer Sitzung haben die 
EU-Finanzminister auch den ak-
tuellen Stand zur Risikoreduzie-
rung in den Bankbilanzen zur 
Kenntnis genommen. Der DSGV 
hält dazu fest, dass angesichts 
der nach wie vor hohen Bestän-
de an notleidenden Krediten 
und den von Land zu Land stark 
divergierenden NPL-Quoten kei-

ne übereilten Schritte bei der 
Vergemeinschaftung von Bank- 
risiken in Europa erfolgen dür-
fen. Schleweis: „Risiko und Haf-
tung müssen auch in Zukunft zu-
sammen gehören.“

Drohende Brexit-Sackgasse

„Erhebliche Rechtsunsicher-
heiten und damit substanzielle 
Belastungen der gesamten eu-
ropäischen Wirtschaft und ins-
besondere der Wirtschaft im 
Vereinigten Königreich“ be-
fürchtet Schleweis im Falle ei-
nes Brexit ohne ein gültiges Aus-
trittsabkommen zwischen dem 
Vereinigten Königreich und der 
EU zum 29. März 2019. Alle Be-
teiligten sollten aus seiner Sicht 
nochmals innehalten und über 
letzte Auswege aus der drohen-
den Sackgasse nachdenken.

Schleweis bezeichnete die 
britischen Grundüberlegungen 
nach einer Neujustierung der 
Kompetenzen im Verhältnis zwi-
schen der Europäischen Uni-
on und ihren Mitgliedstaaten 
als verständlich. „Den Wunsch 
nach mehr Subsidiarität tei-
len viele in Europa. Die Konse-
quenz eines Austritts aus der 
EU ist aber falsch, und der jetzt 

vorgezeichnete Weg einer cha-
otischen Trennung ist nicht ver-
tretbar.“ Der DSGV-Präsident 
plädierte deshalb dafür, notfalls 
über ein Moratorium Großbri-
tannien die Zeit zur Neujustie-
rung ihrer Position zu geben und 
die Tür zur EU offenzuhalten.

Gleichzeitig rief der DSGV- 
Präsident die deutschen Unter-
nehmen auf, sich in ihrer Ge-
schäftsplanung auch auf die 
Möglichkeit eines ungeregel-
ten Brexit einzustellen. Bei den 
Instituten der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe seien umfangrei-
che Vorbereitungen hierzu be-
reits abgeschlossen. So hätten 
beispielsweise die Landesban-
ken bereits die Rechtsformen 
ihrer Töchter in London ange-
passt. Dennoch verblieben Risi-
ken für Unternehmen der Real-
wirtschaft und aus dem Finanz-
sektor. Deshalb könne aktuell 
auch nicht ausgeschlossen wer-
den, dass es kurzfristig zu Beein-
trächtigungen in den Lieferketten 
und Dienstleistungsbeziehungen 
kommt, betonte Schleweis.

Standhafte EZB

Als „richtige Entscheidung“ 
wertete er zudem die Entschei-
dung der Europäischen Zentral-
bank (EZB), ihr Anleiheportfo-
lio nicht mehr auszuweiten. Die 
EZB habe sich trotz aller Unsi-
cherheiten rund um den Bre-
xit, die italienische Finanzpoli-
tik, die Proteste in Frankreich 
und die Aktienmarktturbulen-
zen nicht von dieser Weichen-
stellung abbringen lassen. „Das 
begrüßen wir“, konstatierte der 
DSGV-Präsident.

Zwar sind die Aussichten für 
Preise und Wachstum im Euro-
raum gemessen an den neuen 
Prognosen der EZB ein wenig 
verhaltener. Doch seien sie nicht 

so schlecht, als dass sie der ers-
ten vorsichtigen Normalisierung 
der weiterhin sehr expansiven 
Geldpolitik im Wege gestanden 
hätten.

Dass das Anleiheportfolio 
auch brutto abgeschmolzen 
wird, sei angesichts der anhal-
tenden Gemengelage nicht so 
bald zu erwarten. Schleweis 
sprach sich jedoch dafür aus, im 
Laufe des Jahres 2019 an den 
Leitzins heranzugehen, damit 
die sowohl für Sparer als auch 
für Kreditinstitute belastende 
Negativzinswelt überwunden 
werden könne.

Digitalisierung

Stichwort Digitalisierung: Laut 
einer repräsentativen Umfrage, 
die der Deutsche Sparkassen- 
und Giroverband bei tausend 
mittelständischen Unterneh-
men Ende 2018 durchgeführt 
hat, gehen mehr als zwei Drittel 
aller Unternehmen in Deutsch-
land davon aus, dass die Digi-
talisierung ein Erfolgsfaktor ist, 
der an Bedeutung zunimmt. Da-
bei teilen sich die Mittelständler 
in drei etwa gleich große Grup-
pen auf: 37 Prozent der Befrag-
ten sehen einen großen Einfluss 
der Digitalisierung auf Produk-
te, Services und das eigene Ge-
schäftsmodell; weitere 32 Pro-
zent gehen davon aus, dass die 
Digitalisierung in bestimmten 
Bereichen Auswirkungen hat. 
Ein knappes Drittel sieht keine 
wesentlichen Auswirkungen der 
Digitalisierung auf ihr Unterneh-
men.

„Die Unternehmen in Deutsch- 
land sollten die Möglichkeiten 
digitaler Services für ihre Un-
ternehmen sehr genau prüfen 
und sich weiter fit für die Zu-
kunft machen“, urteilte Helmut 
Schleweis. Dies sei auch ange-

sichts eines sich aktuell eher 
abflachenden Wirtschaftsauf-
schwungs wichtig. Wesentlich 
für die Entwicklung des Mittel-
stands seien aber auch die di-
gitalen Rahmenbedingungen. 
„Beispielsweise ist ein zügiger 
Ausbau des 5G-Netzes bundes-
weit und eben nicht nur in aus-
gewählten Regionen Deutsch-
lands von enormer Bedeutung. 
Hier muss die Politik schnell Ent-
scheidungen treffen“, so der DS-
GV-Präsident. Schnelle und mo-
derne Datenbahnen seien im 
weltweiten Vergleich wesentli-
che Erfolgsfaktoren für mittel-
ständische Unternehmen.

Sorgen bereitet den Unter-
nehmen auch die weiter völlig 
unklare Situation rund um den 
Austritt Großbritanniens aus der 
Europäischen Union. Ein Groß-
teil der mittelständischen Un-
ternehmen in Deutschland wür-
de eine längere Übergangs-
phase begrüßen. Das gaben 43 
Prozent der mittelständischen 
Unternehmen an. „Die Unter-
nehmen sind aufgefordert, sich 
auf alle Szenarien, also insbe-
sondere auch auf einen unge-
regelten Brexit mit allen seinen 
Auswirkungen, einzustellen“, er-
klärte Schleweis.

Dies sei besonders wichtig, 
da sich Ende 2018 die Mehrheit  
der Befragten – 53 Prozent – 
noch keinen Überblick über die 
Auswirkungen für das eigene 
Unternehmen verschafft hatte. 
29 Prozent der befragten Unter-
nehmen gaben an, sich „ein we-
nig“ damit beschäftigt zu haben; 
erst gut 14 Prozent hatten sich 
bereits „intensiv“ mit den Aus-
wirkungen des Brexit auseinan-
dergesetzt. Vor diesem Hinter-
grund, so der Präsident, sei es 
für Unternehmen höchste Zeit, 
alle notwendigen Maßnahmen 
zu ergreifen. DK

Zehn bayerische Sparkassen als 
„Förderprofi“ ausgezeichnet

Sparkassen-Finanzgruppe in Bayern Marktführer im Fördergeschäft

Mit der Auszeichnung „Förderprofi“ hat die BayernLB in ihrer Münch-
ner Zentrale insgesamt zehn Sparkassen aus allen bayerischen Regie-
rungsbezirken prämiert, die im Jahr 2018 herausragende Ergebnisse 
im Fördergeschäft erzielt haben. „Die ausgezeichneten Sparkassen 
haben eindrucksvoll unter Beweis gestellt, wie wichtig es ihnen ist, für 
ihre Kunden jeweils die optimale Finanzierung zu erarbeiten. Förder-
darlehen bestmöglich zu nutzen, erfordert hohe Fachexpertise und 
Kundennähe der Fördermittelberater in den bayerischen Sparkassen“, 
sagt Dr. Edgar Zoller, Stellvertretender Vorstandsvorsitzender der Bay-
ernLB und verantwortlich für das Sparkassengeschäft der Bank.

Roland Schmautz, Vizepräsident 
des Sparkassenverbands Bayern, 
betont die volkswirtschaftliche 
Bedeutung der Förderkredite für 
Bayern: „Mit der Vergabe von För-
dermitteln betreibt die öffentliche 
Hand eine gezielte wirtschaftliche 
Steuerung. Bei den Sparkassen 
sind die zinsgünstigen Förderdar-
lehen der LfA deshalb ein fester 
Bestandteil der Finanzierungsbe-
ratung. In Verbindung mit unseren 
Angeboten entsteht so ein spür-
barer Beitrag zur Wirtschaftsför-
derung in Bayern.“

Mit einem Anteil von 37,6 Pro-
zent nach Volumen aller im Jahr 
2018 in Bayern vergebenen För-
derdarlehen bleiben die bay-
erischen Sparkassen gemein-
sam mit der BayernLB Marktfüh-
rer im Fördergeschäft. Damit lag 
die Sparkassen-Finanzgruppe wie 
schon in den Vorjahren vor den 
Genossenschaftsbanken und den 
Privatbanken. Dr. Zoller sieht die-
se starke Marktposition als Er-
gebnis der eng aufeinander abge-
stimmten Zusammenarbeit zwi-
schen Sparkassen und BayernLB: 
„Die Nähe und Verbundenheit der 
Sparkassen zu ihren Kunden und 
unser fachliches Knowhow grei-
fen hier sehr gut ineinander.“ Ins-
gesamt haben BayernLB und Spar-
kassen im vergangenen Jahr rund 
13.500 vergünstigte Kredite der 
staatlichen Förderinstitute KfW 
Bankengruppe, LfA Förderbank 
Bayern und Landwirtschaftlicher 
Rentenbank mit einem Gesamtvo-
lumen von rund 3 Mrd. Euro aus-
gereicht. Die BayernLB steht den 
Sparkassen im Fördergeschäft als 
zentraler Dienstleister zur Seite. 
Sie berät zu Verfügbarkeit, Kondi-
tionen und Kombinationsmöglich-
keiten der vielfältigen Program-
me und leitet sämtliche Mittel von 
den Förderbanken an die Sparkas-

sen weiter. Förderkredite für gro-
ße Unternehmenskunden mit ei-
nem Jahresumsatz ab 50 Mio. Eu-
ro reicht die BayernLB direkt an ih-
re Kunden aus.

Der „Förderprofi“ wird jährlich 
vergeben. In diesem Jahr wird für 
jeden Regierungsbezirk die Spar-
kasse ausgezeichnet, welche den 
höchsten Fördermittel-Anteil im 
Kreditneugeschäft erzielt hat. Den 
bayernweit besten Wert erreich-
te die Sparkasse Allgäu, die 2018 
mehr als ein Viertel ihres ausge-
reichten Darlehensvolumens mit 
öffentlichen Fördermitteln refi-
nanzierte – mit entsprechenden 
Konditionsvorteilen für die Kun-
den. Für die höchste Anzahl an 
KfW-Zusagen wurde die Sparkas-
se Mainfranken Würzburg ge-
ehrt. Die Stadtsparkasse Mün-
chen erhielt den Förderprofi für 
die höchste Anzahl an LfA-Zusa-
gen. Hinzu kommt die Kreisspar-
kasse Kelheim, die für die höchs-
te Anzahl an Rentenbank-Zusa-
gen ausgezeichnet wurde. Den für 
die meisten Zusagen im KfW-Ab-
wärmeprogramm ausgelobten 
Sonderpreis Umwelt erhielt die 
Sparkasse Ingolstadt Eichstätt.

Darüber hinaus zeichnete die 
LfA Förderbank Bayern die Spar-
kasse Bad Neustadt a. d. Saale mit 
einem Sonderpreis für den höchs-
ten Volumensanteil von LfA-Zusa-
gen am gesamten gewerblichen 
Kredit-Neugeschäft aus. Dr. Hans 
Schleicher, stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der LfA, gra-
tuliert den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Sparkasse: „Bei 
der Förderung des bayerischen 
Mittelstands waren Sie im ver-
gangenen Jahr Spitzenreiter. Das 
kommt den Unternehmen vor Ort 
zu Gute, die sich durch Ihr Wis-
sen und Ihre Beratung passgenau 
und günstig finanzieren können. 

Gemeinsam helfen wir so dabei, 
den Wirtschaftsstandort Bayern 
langfristig zu stärken, Arbeits-
plätze zu sichern und neue Stel-
len zu schaffen.“

Mit dem Förderprofi 2018 wur-
den folgende Sparkassen ausge-
zeichnet:
Sparkasse Allgäu: Höchster Vo-
lumen-Anteil des Fördermit-
tel-Neugeschäfts am gesamten 
Kredit-Neugeschäft einer Spar-
kasse in Schwaben und Sieger 
bayernweit 
Sparkasse Ansbach: Höchster 
Volumen-Anteil des Fördermit-
tel-Neugeschäfts am gesamten 
Kredit-Neugeschäft einer Sparkas-
se in Mittelfranken
Sparkasse Bad Neustadt a. d. 
Saale: Höchster Volumen-An-
teil des Fördermittel-Neuge-
schäfts am gesamten Kredit-Neu-
geschäft einer Sparkasse in Unter-
franken und Sonderpreis der LfA 
für den höchsten Volumen-Anteil 
an LfA-Zusagen am gesamten ge-
werblichen Kredit-Neugeschäft
Sparkasse Bayreuth: Höchster 
Volumen-Anteil des Fördermit-
tel-Neugeschäfts am gesamten 
Kredit-Neugeschäft einer Sparkas-
se in Oberfranken
Sparkasse Ingolstadt Eichstätt: 
Sonderpreis Umwelt – höchs-
te Anzahl an Zusagen im KfW-Ab-
wärmeprogramm
Kreissparkasse Kelheim: Höchs-
ter Volumen-Anteil des Förder- 
mittel-Neugeschäfts am gesamten 
Kredit-Neugeschäft einer Sparkas-
se in Niederbayern und die höchs-
te Anzahl an Rentenbank-Zu- 
sagen
Sparkasse Mainfranken Würz-
burg: Höchste Anzahl an KfW-Zu-
sagen
Stadtsparkasse München: Höchs- 
te Anzahl an LfA-Zusagen
Sparkasse Neumarkt i. d. OPf.-
Parsberg: Höchster Volumen- 
Anteil des Fördermittel-Neuge-
schäfts am gesamten Kredit-Neu-
geschäft einer Sparkasse in der 
Oberpfalz
Kreis- und Stadtsparkasse Was-
serburg am Inn: Höchster Vo-
lumen-Anteil des Fördermit-
tel-Neugeschäfts am gesamten 
Kredit-Neugeschäft einer Spar-
kasse in Oberbayern. r
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Trotz Nullzins-Politik der EZB:

Stadtsparkasse München 
hält am Erfolg fest

Zinserträge geringer / Mietpreisbremse bei eigenen Wohnungen

Auch wenn unterm Strich das Ergebnis geringer ausgefallen ist als 
im Jahr zuvor, sieht sich die 1842 gegründete Stadtsparkasse Mün-
chen, mit einer durchschnittlichen Bilanzsumme von 18,2 (17,39)
Mrd. Euro größte Sparkasse in Bayern und fünftgrößte in Deutsch-
land, weiter auf Erfolgskurs. Und trotz der durch die Nullzins-Po-
litik der EZB (Europäische Zentralbank) unverändert schwierigen 
Lage für den gesamten Finanzsektor und der ständig zunehmen-
den Regulierungsauflagen durch Brüssel und oft auch noch zusätz-
lich durch Berlin, ist diese Einschätzung durch den Vorstandsvor-
sitzenden Ralf Fleischer in der Bilanzpressekonferenz durchaus 
nachvollziehbar. Auch für das laufende Jahr ist der Chef der Stadt-
sparkasse optimistisch. Sein Fazit: „Wir wollen weiter wachsen, 
auch wenn 2019 ein sehr anspruchsvolles Jahr wird.“ 

Die ersten zwei Monate seien 
jedenfalls sehr erfreulich verlau-
fen. Wenn es zu keinen großen 
Verwerfungen komme, sei in et-
wa das Niveau von 2018 wieder 
zu erreichen. Dabei geht Flei-
scher davon aus, dass sich an der 
Zinspolitik der EZB vorerst nichts 
ändern wird. Stattdessen hofft 
er, dass sich unter dem Nachfol-
ger von EZB-Chef Draghi die Poli-
tik der Zentralbank nicht nur wie 
bisher an finanztechnischen Fra-
gen orientiert, sondern den Blick 
auch auf andere Aspekte richtet. 

Kosten für Negativzins

Der Negativzins von 0,4 %, den 
die Banken für ihre Einlagen bei 
der EZB zahlen müssen, hat die 
Münchner Stadtsparkasse 2018 
rund 10 Mio. Euro gekostet. 
Zählt man die zusätzlichen Zinssi- 
cherungsmaßnahmen, die getrof-
fen wurden, dazu, mussten sogar 
13 Mio. Euro aufgebracht wer-
den. Von größeren Geschäftskun-
den verlangt die Sparkasse für 
Einlagen den gleichen Negativ-
zins, den auch sie bei der EZB zah-
len muss. Für Privatkunden hat sie 
bisher die Weitergabe des Straf-
zinses ausgeschlossen, würde ihn 
aber dann berechnen, wenn an-
dere große Banken damit vorpre-
schen sollten.

Die Niedrig- oder auch Null-
zins-Politik hat sehr stark das Ge-
schäftsmodell des Instituts ver-
ändert, wie die Zahlen zeigen. 
So ist der Zinsüberschuss, das ur-
sprünglich originäre Geschäft je-
der Bank, weiter um 3,2 % auf 
247 (256) Mio. Euro zurückge-
gangen. Und heuer wird er auch 

wieder schrumpfen. Dagegen 
konnte der Provisionsüberschuss 
mit 124 Mio. Euro, dem histo-
risch besten Ergebnis des Insti-
tuts, konstant gehalten werden, 
womit der Rückgang im Zins- 
ergebnis teilweise kompensiert 
werden konnte. Aber diese Aus-
gleichsmöglichkeit wird zuneh-
mend geringer. Durch „konse-
quentes Kostenmanagement“ 
wurde der Verwaltungsaufwand 
leicht um 0,4 % auf 260 (261) 
Mio. Euro gedrückt. Dadurch 
konnten die „alljährlichen Tarif-
steigerungen“ beim Personalauf-
wand aufgefangen werden. 

Geringeres Betriebsergebnis

Das Betriebsergebnis vor Be-
wertung, also im operativen Be-
reich vor Steuern und Wertbe-
richtigungen in der Bilanz, fiel mit 
134 (143) Mio. Euro um 7 % oder 
fast 9 Mio. Euro geringer aus als 
im Vorjahr. Nach Abzug des sal-
dierten Bewertungsergebnisses 
von Zu- und Abschreibungen in-
klusive Vorsorgeaufwendungen 
von 17 Mio. Euro erreichte das 
Betriebsergebnis nach Bewer-
tung 117 (93) Mio. Euro (+ 26,7 
%), was darauf schließen lässt, 
dass im Vorjahr der Bewertungs-
aufwand wesentlich höher war 
als im Berichtsjahr. Als Jahres-
überschuss, auch neutrales Er-
gebnis genannt, werden 37 (41) 
Mio. Euro ausgewiesen, was ei-
nem Rückgang um 8,8 % ent-
spricht und zu einer leicht erhöh-
ten Cost-Income-Ratio von 65,9 
(64,2) % geführt hat. Das Eigen-
kapital wurde auf 1,7 (1,54) Mrd. 
Euro aufgestockt. Dass Volumen 

der Vorsorgereserven bleibt Ge-
schäftsgeheimnis.

Das gesamte Kreditvolumen 
legte um 6,8 % auf 13,9 (13,0) 
Mrd. Euro zu. Während aber die 
Ausleihungen an Privatkunden 
nur ein Plus von 0,1 % erreichten 
und damit bei etwa 5,2 Mrd. Eu-
ro stagnierten, stiegen die Kre-
dite an Firmenkunden um 11,5 
% auf 8,2 (7,4) Mrd. Euro. Hier, 
so Fleischer, zeigten sich die ro-
buste Konjunktur in der Region 
um München und der boomen-
de Immobilienmarkt. Die Stadt-
sparkasse sagte im Berichtsjahr 
knapp 5000 Baufinanzierungen 
im Volumen von 1,7 Mrd. Euro zu.

Wertpapieranlagen

Die gesamten Kundeneinlagen 
nahmen um 5,7 % auf 15,7 (14,8) 
Mrd. Euro zu, wobei 13,1 (12,4) 
Mrd. Euro (+5,2 %) von Privatkun-
den stammen. Die aber hielten 
zum Jahresende 68 % ihrer Ein-
lagen in täglich kündbaren Sicht-
einlagen. Dennoch nahm die Zahl 
der Depots bei der Stadtsparkas-
se leicht auf 81.000 (80.000) zu. 
Der durchschnittliche Depotwert, 
der 2016 bei 53.950 Euro lag und 
2017 sogar 63.500 Euro erreichte, 
ging im Berichtsjahr auf 60.450 
Euro zurück. Der Rückgang könn-
te mit der Kursentwicklung an 
den Börsen zu tun haben. Insge-
samt haben die Sparkassenkun-
den 4,9 Mrd. Euro in Wertpapie-
ren angelegt. Dazu gehören auch 
vermittelte Fonds-Sparpläne, de-
ren Zahl von rund 10.000 in 2016 
über 12.000 in 2017 auf 14.000 
im Berichtsjahr stieg. Im vergan-
genen Jahr hat die Stadtsparkas-
se München zusammen mit der 
LBBW, einer Tochter der Lan-
desbank Baden-Württemberg, 
den MischFonds SSKM Invest 
für sicherheitsorientierte Kun-
den aufgelegt. Der Stadtsparkas-
sen-Chef: „Wir entwickeln uns zu 
einer Wertpapierbank.“

Wie sehr sich die Ertragsla-
ge der Stadtsparkasse München 
(und nicht nur bei ihr) in den zu-
rückliegenden fünf Jahren ver-
ändert hat, zeigt folgende Über-
sicht: Während vom Gesamter-

trag von 266,1 Mio. Euro in 2014 
noch 33 % aus dem Passivge-
schäft (Einlagengeschäft), 37 % 
aus dem Aktivgeschäft (Kredit-
geschäft) und 30 % aus Provisio-
nen stammten, trugen 2018 bei 
einem Gesamtertrag von 271,3 
Mio. Euro das Einlagengeschäft 
nur noch 4 %, das Kreditgeschäft 
aber schon 51 % und das Provi-
sionsergebnis 45 % bei. Die Ge-
schäftsschwerpunkte haben sich 
durch die Nullzinspolitik enorm 
verlagert. Fleischer geht davon 
aus, dass im laufenden Jahr das 
Passivgeschäft nichts mehr zum 
Gesamtertrag beiträgt, sondern 
negativ ausfällt. Die Vermitt-
lungserfolge zeigen sich an fol-
genden Zahlen: Von 2016 auf 
2018 nahm das Volumen an ver-
mittelten Lebensversicherungen 
von 209 Mio. auf 232 Mio. Euro 
zu, an vermittelten Bausparver-
trägen von 411 Mio. auf 440 Mio. 
Euro und an vermittelten Konsu-
mentenkrediten von 82 Mio. auf 
139 Mio. Euro.

Die Zahl der Kunden in Mün-
chen ist mit 819.000 ungefähr 
stabil geblieben, aber die Zahl 
der Girokonten ist auf 515.000 
(508.000) angewachsen. In der 
Stadt ist jeder zweite Münchner 
Kunde der Stadtsparkasse, und 
jedes dritte Münchner Unterneh-
men unterhält eine Geschäftsbe-
ziehung zur Stadtsparkasse. „Da-
mit sind wir Marktführer in Bezug 
auf die Hauptbankverbindung 
von Privat- und Firmenkunden“, 
freut sich die Sparkasse. 

Neue Vertriebsstruktur 

Durch die neue Vertriebsstruk-
tur, durch die die Zahl der großen 
Beratungszentren von 7 auf 18 
Einheiten erhöht wurde, sei ein 
flächendeckender Betreuungs- 
und Beratungseinsatz im gan-
zen Stadtgebiet gewährleistet, in 
dem es insgesamt 58 Filialen und 
damit das dichteste Filialnetz in 
der Stadt gebe. Hinzu komme die 
starke Zunahme des Online-Ban-
kings (einschließlich der prämier-
ten S-App). Über die Digitalisie-
rung (Stichworte: BusinessLine 
und DirektFiliale) wird die Ent-
wicklung weiter vorangetrieben. 
Dies alles wird bewerkstelligt mit 
2212 (2262) Mitarbeitern. 

Ein Bericht über das Geschäfts-
jahr wäre unvollständig ohne 
Hinweis auf das gesellschaftli-
che Engagement der Stadtspar-
kasse München. Sie hat dafür 
2018 unverändert 3,4 Mio. Eu-
ro aufgewendet und über Spen-
den, Sponsorings und die fünf 
von ihr gegründeten und mit 
Kapital ausgestatteten Stiftun-
gen 264 Projekte gefördert. Hin-
zu kommen etwa 3,5 Mio. Eu-
ro als Spendensammelergebnis 
über die seit Ende 2016 von der 
Stadtsparkasse ins Leben geru-
fene Online-Spendenplattform 
(www.gut-fuer-muenchen.de). 
Die Spenden dieser Plattform 
kommen zu 100 % den Förder-
projekten zugute, da die Kosten 
für das Portal von der Sparkas-
se getragen werden. Außerdem 
hat sich die Sparkasse, die etwa 
1800 Wohnungen im Stadtgebiet 
hat, der neuen städtischen Miet-
preisbremse angeschlossen, die 
dafür sorgt, dass die Mieten statt 
um maximal um 15 % in drei Jah-
ren allenfalls um 10 % in fünf Jah-
ren steigen.

Kooperation mit  
der Landeshauptstadt

Neu ist auch eine Koopera- 
tion der Stadtsparkasse mit der 
Landeshauptstadt München, um  
Start-Ups (junge, neu gegrün 
dete Unternehmen) mit einer 
Crowd-Finanzierung (Schwarm- 
oder Gruppenfinanzierung) den 
Start in die berufliche Selb-
ständigkeit zu ermöglichen. Die 
Stadt übernimmt anteilige Kos-
ten bis maximal 3.000 Euro 
für die Durchführung der On-
line-Crowd-Kampagne. Die wei- 
tere Finanzierung des Unterneh-
menswachstums übernimmt da-
nach die Stadtsparkasse. dhg.

Vorstandsvorsitzender Ralf Fleischer (3.v.l.) und seine Vorstandskol-
legen Stefan Hattenkofer (l.), Marlies Mirbeth (2.v.l.) und Dr. Bernd 
Hochberger (r.) stellten die Zahlen des Geschäftsjahres 2018 vor. r

Gutes Geschäftsjahr für die 
Kreissparkasse Augsburg

Die Kreissparkasse Augsburg blickt auf ein erfolgreiches Ge-
schäftsjahr 2018 zurück. Zukunftsorientiertes Handeln und kon-
sequente Ausrichtung auf die Bedürfnisse der Kunden ermöglich-
ten ein positives Ergebnis – und zugleich die Grundlage, die gute 
Arbeit auch in Zukunft fortzusetzen.

Nicht nur die Digitalisierung 
verändert die Gesellschaft und 
auch die Finanzbranche in einem 
rasanten Tempo. Das nach wie vor 
niedrige Zinsniveau, veränder-
tes Kundenverhalten und eine im-
mer weiter zunehmende Regulie-
rung im Bankensektor sind weite-
re Herausforderungen, mit denen 
sich die Kreissparkasse bereits 
seit Jahren konfrontiert sieht. Die 
vorläufigen Geschäftszahlen zei-
gen, dass es gelungen ist, hier die 
richtigen Schritte zu gehen und 
auf die Entwicklung aktiv zu re-
agieren.

Die Bilanzsumme belief sich 
zum Jahresende 2018 auf 3.608 
Millionen Euro und lag damit um 
rund 162 Millionen Euro bzw. 4,7 
Prozent über dem Vorjahresni-
veau. Grund dafür sind unter an-
derem kurzfristige Großeinlagen 
institutioneller Kunden, die zum 
Jahreswechsel zu Sondereffekten 
führten. In der längerfristigen Be-
trachtung verzeichnet die Kreis-
sparkasse einen stabilen Wachs-
tumstrend. 

Höhere Gesamteinlagen

2018 betrugen die Gesamtein-
lagen 2.748 Millionen Euro – rund 
133 Millionen Euro bzw. 5,1 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. Der Groß-
teil der Einlagen stammt mit 2.210 
Millionen Euro (Vorjahr: 2.138 Mil-
lionen Euro, also plus 72 Millionen 
Euro) von Privatpersonen. Privat-
personen bringen ihr Geld trotz 
historisch niedriger Zinsen wei-
terhin zur Bank und zeigen damit 
ihr Vertrauen in die Kreissparkas-
se; statt in Sparanlagen belassen 
sie ihr Vermögen allerdings lieber 
auf onlinefähigen Geldmarktkon-
ten oder gleich auf dem Girokonto, 
auf die sie flexibler zugreifen kön-
nen. Ebenso verhalten sich Unter-
nehmen und Kommunen – Liquidi-
tät wird in der Regel kurzfristig ver-
fügbar vorgehalten. 

Das Kreditgeschäft ist ange-
sichts des niedrigen Zinsniveaus 
weiter gewachsen: 2.715 Millio-
nen Euro hatte die Kreissparkasse 
Augsburg zum Jahresende 2018 
an ihre Kunden ausgeliehen. Das 
entspricht einem Wachstum um 
52 Millionen Euro bzw. rund 2,0 
Prozent. Die Ausleihungen an Pri-
vatpersonen blieben mit 1.095 
Millionen Euro auf nahezu unver-
ändert hohem Niveau (Vorjahr: 
1.093 Millionen Euro). Bei den 
Ausleihungen an Unternehmen 
und Selbstständige macht sich die 
Investitionsfreudigkeit der hei-
mischen Wirtschaft bemerkbar: 
Sie stiegen – auch wegen großer 
Projektfinanzierungen – um 3,9 
Prozent auf 1.580 Millionen Eu-
ro (Vorjahr: 1.521 Millionen Euro). 
Bemerkenswert ist dieses Wachs-
tum deshalb, weil aufgrund des 
niedrigen Zinsniveaus hohe Son-
dertilgungen getätigt wurden. 

Langfristige Wohnbaukredite  
sind ein wesentlicher Bestandteil 
des Kreditgeschäfts der Kreisspar-

kasse. In den vergangenen Jah-
ren sind die Immobilienpreise in 
der Region stark gestiegen. Die 
Nachfrage von Privatleuten und 
Unternehmen ist ungebrochen 
hoch, insbesondere nach Finan-
zierungen mit langen Zinsfestbin-
dungen. Die Kreissparkasse fin-
det für ihre Kunden die günstigs-
te Finanzierung und bindet dabei 
verstärkt Verbundpartner wie die 
LBS und die Versicherungskam-
mer ein. Zusätzlich wurden zum 
Nutzen der Kunden zinsgünstige 
staatliche Fördermittel in Höhe 
von 58 Millionen Euro (Vorjahr: 81 
Millionen Euro) in die Finanzierun-
gen eingebunden. Eigene Darle-
hensauszahlungen für den Wohn-
bau lagen im Jahr 2018 mit 262 
Millionen Euro auf dem Niveau 
des Vorjahres. Das Vermittlungs-
volumen an Wohnbaudarlehen 
hingegen stieg auch 2018 wieder 
stark: um 28 Prozent auf 48,3 Mil-
lionen Euro. 

Immobilienmarkt

Der Immobilienmarkt ist ge-
kennzeichnet von hoher Nachfra-
ge und geringem Angebot. In die-
sem angespannten Markt konn-
te die Kreissparkasse ihre Erfah-
rung und Kompetenz ausspielen 
und das Top-Ergebnis des Vor-
jahres fast erreichen: Das Immo-
bilienCenter vermittelte im Jahr 
2018 165 Objekte (Vorjahr: 188) 
im Wert von rund 57,2 Millionen 
Euro (Vorjahr: 58,9 Millionen Eu-
ro) und belegt damit Platz 12 bei 
den 65 bayerischen Sparkassen.

„Bei der Finanzierung und Ver-
mittlung von Immobilien gilt 
die Kreissparkasse in der Regi-
on Augsburg oft als wichtige An-
laufstelle“, so der stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende Horst 
Schönfeld. „Neben der Vermitt-
lung von privaten Objekten war 
im vergangenen Jahr vor allem 
unsere Expertise bei der Vermitt-
lung gewerblicher Objekte ge-
fragt. Insgesamt ist die Nachfra-
ge am Neubaumarkt im zweiten 
Halbjahr 2018 ruhiger geworden, 
aufgrund der Preisentwicklung 
verhalten sich insbesondere Kapi-
talanleger zunehmend zurückhal-
tender.“

Der Bilanzgewinn wird sich etwa 
auf 3,5 Millionen Euro belaufen 
(Vorjahr: 3,7 Millionen Euro). Die 
Gesamtkapitalquote beträgt 15,9 
Prozent (Vorjahr: 15,6 Prozent). 
Damit erfüllt die Kreissparkas-
se die aufsichtsrechtlichen Eigen-
kapitalanforderungen nach Ba- 
sel III, die laufend steigen.

Die Kreissparkasse betreibt ein 
Netz von 25 Geschäftsstellen im 
Landkreis und in der Stadt Augs-
burg. In Neusäß richtete die Kreis-
sparkasse zum Jahresanfang 2018 
ein erweitertes KundenCenter ein 
und bietet nun neben dem telefo-
nischen Service auch telefonische 
Beratung sowohl für Privat- als 
auch für Geschäftskunden an, die 
sehr gut angenommen wird. r

Das Smartphone lässt die einstigen Bauwerke wiederauferstehen:

Eine App für das gesamte Imperium
Den Römern auf der Spur: Durch die Advanced Limes Apps (ALAPP) lassen sich  

römische Relikte virtuell erleben – im niederbayerischen Eining wie in ganz Europa
Wie die Welt wohl vor 2.000 Jahren aussah, als sich noch der römi-
sche Grenzwall um das gesamte Imperium spannte? Seit 2016 ar-
beiten Wissenschaftler aus Bayern, Österreich und Schottland da-
ran, das Römische Reich virtuell erlebbar zu machen. Im Rahmen 
des EU-Projektes Advanced Limes Apps (ALAPP) entwickelte ein 
Team der Projektpartner der Denkmalschutzbehörde „Historic En-
vironment Scotland“, des Landesamtes für Denkmalpflege Bayern, 
der Landesstelle für die nichtstaatlichen Museen in Bayern, des 
„Centre for Digital Documentation and Digitalisation“ der „Glas-
gow School of Art“ und „edufilm und medien GmbH“ eine App, 
die historische Funde an ihre Originalschauplätze zurückbringt.

Die Anwendung basiert auf 
früheren Apps für das Welterbe 
Limes in Mittelfranken und am 
Main, die von der Bayerischen 
Sparkassenstiftung zusammen 
mit der Landesstelle für die nicht-
staatlichen Museen in Bayern 
entwickelt wurden. 

Zündende Idee

Die bayerische Idee zünde-
te auch in Schottland: Dort reali-
sierte die Denkmalschutzbehör-
de „Historic Environment Scot-
land“ als Kooperationspartner 
von ALAPP eine virtuelle Rei-
se an die nördlichste Grenze des 
Imperiums, den Antoninuswall. 
Ein weiterer Ausbau ist möglich, 
denn die technische Struktur der 
App erlaubt einen Export des bis-
her gewonnenen Know-hows in 

die weiteren Staaten entlang der 
römischen Reichsgrenze.

Testregion in Eining

Eine zweite bayerische Testre-
gion befindet sich in Eining, wo 
die Mauer des Limes einst auf 
die Donau traf. Die römische Kul-
turlandschaft ist hier auch nach 
2.000 Jahren noch unverändert 
erlebbar: Vom Kastell bis zum rö-
mischen Tempel finden Besucher 
zahlreiche Spuren der Vergangen-
heit. Die auf dem dortigen Wein-
berg ausgegrabenen Mauerreste 
lassen die einstigen Strukturen nur 
erahnen – heute ist es per Smart-
phone möglich, die vollständigen 
Bauwerke und Funde in Form von 
virtuellen Rekonstruktionen von 
allen Seiten zu bewundern.

Auf der Römer-Reise durch die 

Region Eining denkt das Smart-
phone mit: Sobald einer der 16 
Points of Interest in die Nähe 
rückt, meldet sich die App auto-
matisch. Über 300 Stunden und die 
Arbeit von drei Wissenschaftlern 
waren notwendig, um den Blick in 
die versunkenen Römerwelten zu 
ermöglichen. Vorkenntnisse zum 
Welterbe „Grenzen des Römischen 
Reiches“ sind dabei nicht notwen-
dig, denn die App führt anschau-
lich in die Thematik ein. 

Die römische Donaugrenze in 
Bayern, Österreich, der Slowa-
kei und Ungarn wurde im Januar 
2018 bei der UNESCO als Welter-
be beantragt. Eine Entscheidung 
über diesen Antrag wird Anfang 
Juli 2019 fallen.

Die in Bayern entwickelte App 
wurde in der Kreissparkasse Kel-
heim im Rahmen eines interna-
tionalen Kolloquiums der Öffent-
lichkeit vorgestellt. Anwesend 
waren unter anderem Dieter 
Scholz, Vorsitzender des Vor-
standes der Kreissparkasse Kel-
heim, Landrat Martin Neumeyer 
sowie die Projektbeteiligten und 
-förderer.

Die App steht für die Betriebs-
systeme Android und iOS kos-
tenfrei in den App-Stores zur 
Verfügung. r
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Kompetenz für Kommunen.
Ein Unternehmen kommunaler Spitzenverbände

In unserem Büro in München bieten wir 
folgende Dienstleistungen für Sie an:

www.kubus-mv.de

KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH

Büro München
Germaniastraße 42, 80805 München

089/44 23 540-0 bayern@kubus-mv.de

Hauptsitz Schwerin
Bertha-von-Suttner-Straße 5, 19061 Schwerin

0385/30 31-251  info@kubus-mv.de
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zungsgebühren leitungsgebundener 
Einrichtungen

 ▪ Berechnung Beitrags- & Gebührensätze
 ▪ Satzungsarbeiten und Dokumentation

   Unterstützung bei der Einführung der 
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 ▪ Ermittlung gebührenpfl icht. Flächen
 ▪ Information der Bürger und der poli-

tischen Gremien
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Bayerns Volks- und Raiffeisenbanken setzen auf Wachstum:

Die Genossenschaftsbanken zählen 
zu den stabilsten Banken Europas

GVB-Präsident Jürgen Gros: „Zinswende kaum vor 2020“

Trotz anhaltender Nullzins-Politik der Europäischen Zentralbank (EZB) 
und der Belastungen an den Finanzmärkten haben Bayerns Volks- und 
Raiffeisenbanken nach den Worten von Jürgen Gros, Präsident des Ge-
nossenschaftsverbandes Bayern (GVB), im Berichtsjahr 2018 eine gute 
Entwicklung genommen und einen respektablen Gewinn erwirtschaf-
tet. Auch wenn das addierte Ergebnis vor Steuern der 236 (Vorjahr: 
244) Genossenschaftsbanken um 16 % auf 1,241 (Vorjahr: 1.481) Mrd. 
Euro zurückgegangen sei, spiegle sich nach dem sehr guten Vorjahr da-
rin eine Rückkehr zur Normalität. Trotz der eingetrübten Konjunktur-
aussichten zeigt sich der Verband für das laufende Jahr zuversichtlich, 
auch wenn mit einer Zinswende frühestens 2020 zu rechnen sei.

In dieser finanztechnisch schwie-
rigen Zeit haben die Genossen-
schaftsbanken auf Wachstum ge-
setzt, und sie tun dies auch in Zu-
kunft. Diese Politik zieht sich quer 
durch alle Sparten. So wurde die 
Bilanzsumme um 4,7 % auf 167,6 
(160,1) Mrd. Euro ausgeweitet. 
Die Anlagen der Kunden wuchsen 
stärker als im Vorjahr und stiegen 
um 4,8 % auf 130,1 (124,1) Mrd. 
Euro. Unter Berücksichtigung von 
Geldern, die bei Partnerunter-
nehmen wie Union Investment 
oder Bausparkasse Schwäbisch 
Hall angelegt sind, betreuten die 
Genossenschaftsbanken Anlagen 
im Wert von 209,0 (202,5) Mrd. 
Euro, was einem Plus von 3,2 % 
entspricht. Grund für den Zu-
wachs sei insbesondere die ge-
stiegene Sparquote der Privat-
haushalte, die zum Jahresende 
2018 mit 10,3 % den höchsten 
Stand seit 2008 erreichte.

Gestiegenes Kreditvolumen

Die Einlagen bilden das Funda-
ment für den wichtigsten Wachs-
tumsträger, nämlich die Kredite, 

vor allem die Firmenkredite. Ihr 
Kreditvolumen steigerten die Ge-
nossenschaftsbanken um 6,1 % 
auf 102,4 (96,5) Mrd. Euro. Wie 
schon 2017 war der Wachstums-
motor das Geschäft mit mittel-
ständischen Kunden, denen die 
Banken zum Jahresende Kredite 
in Höhe von 53,2 (52,4) Mrd. Euro  
(+ 7,6 %) zur Verfügung stellten. Im 
Bau- und Immobiliengeschäft war 
das Wachstum weiterhin hoch, hat 
sich aber etwas verlangsamt. An-
dererseits nahmen die Darlehen 
an Betriebe aus anderen Branchen, 
wie dem Agrarsektor, dem Handel 
oder dem Verarbeitenden Gewer-
be, stärker zu als im Vorjahr. Gros: 
„Erstmals seit 2012 haben die Insti-
tute in sämtlichen Branchen mehr 
Kredite ausgereicht als im Jahr zu-
vor.“ Neben diesen direkten Kredi-
ten entwickelten sich auch die über 
Verbundunternehmen vermittel-
ten außerbilanziellen Kredite sehr 
erfreulich, denn sie nahmen um 
11,1 % auf 14,7 (13,2) Mrd. Euro zu. 
Gefragt waren vor allem langlau-
fende Baufinanzierungen.

„Mit ihrem Wachstum im Kredit- 
und Einlagengeschäft knüpfen Bay-

erns Genossenschaftsbanken an 
die erfolgreiche Geschäftsentwick-
lung der vergangenen zehn Jahre 
an“, sagte Gros in der Bilanzpresse-
konferenz. Dabei erhöhten sie die 
verwalteten Bestände an Kunde-
neinlagen und Darlehen stärker als 
der Marktdurchschnitt und weite-
ten ihre Bilanzsumme in diesem 
Zehnjahreszeitraum um 47 % aus. 
Laut Bundesbankstatistik kletter-
te der Marktanteil der bayerischen 
Genossenschaftsbanken im Fir-
menkundengeschäft zum Halbjahr 
2018 auf 20,6 %, im Privatkunden-
geschäft wurden 25,0 % erreicht. 
Gros: „Die Genossenschaftsban-
ken haben ihre starke Stellung im 
Freistaat ausgebaut, dies insbe-
sondere, weil der Mittelstand kräf-
tig investiert hat.“

LfA-Förderkredite

Bayerns Volksbanken und Raiff- 
eisenbanken haben 2018 mehr als 
680 Mio. Euro an Förderkrediten 
der LfA Förderbank Bayern zuge-
sagt. Das ist ein Zuwachs von rund 
18 % gegenüber dem Vorjahr. Mit 
über 2.500 Zusagen an den baye-
rischen Mittelstand haben sie fast  
50 % der zugesagten LfA-Pro-
grammkredite vergeben. Dies ent-
spricht einem Anteil von rund 35 
% des gesamten programmgebun-
denen Förderkreditvolumens, teil-
te die LfA mit. Otto Beierl, Vor-
standsvorsitzender der LfA, erläu-
tert: „Unsere Kooperation mit den 
Volksbanken und Raiffeisenbanken 
bleibt ein Erfolgsmodell für den 
bayerischen Mittelstand, und Gros 

ergänzte: „Die Förderangebote der 
LfA ermöglichen der Wirtschaft im 
Freistaat Investitionen und Innova-
tionen zu starken Konditionen.“ 

Natürlich wurde die Ertragsla-
ge durch die Zinssituation belastet. 
Die Zinsspanne sank auf 1,81 (1,93) 
% der durchschnittlichen Bilanzsu-
mme. Der Zinsüberschuss ging um 
1,9 % auf 2,956 (3,013) Mrd. Euro 
zurück. Ein noch stärkerer Rück-
gang konnte durch die die Aus-
weitung des Kreditvolumens ver-
mieden werden. „Daraus folgt“, so 
Gros, „dass unsere Banken auf ein 
nachhaltiges Neugeschäft ange-
wiesen sind. Bei einem stagnieren-
den Bilanzvolumen wäre der Zins-
überschuss nicht nur um 57 Mio. 
Euro, sondern um fast 200 Mio. Eu-
ro gesunken.“ Positiv wirkte sich 
auch die Steigerung des Provisions-
überschusses um 6,2 % auf 1,094 
(1,030) Mrd. Euro aus. Die Provisi-
onsspanne blieb mit 0,67 (0,66) % 
nahezu unverändert.

Zur Ertragslage hat auch das Kos-
tenbewusstsein beigetragen. Zwar 
legten die Kosten, vor allem we-
gen der Personalkosten, leicht um 
0,8 % auf 2,613 (2,591) Mrd. Euro 
zu, doch blieben sie bei einer Kos-
ten-/Nutzen-Relation (CIR) von 
64,7 (64,1) % deutlich unter dem 
Branchendurchschnitt. Die Zahl der 
Mitarbeiter ging leicht auf 31052 
(31763) zurück, die Zahl der Banken 
bei 8 Fusionen auf 236 (244), die der 
Geschäftsstellen auf 2254 (2382). 
Leicht rückläufig war auch die Zahl 
der Kunden auf 6,451 (6,489) Mio.,  
„dies vor allem aus demographi-
schen Gründen“. Nahezu unverän-
dert blieb die Zahl der Mitglieder 
(Genossen) mit 2,669 (2,677) Mio. 
Heuer dürfte es wieder zu etwa 8 
Fusionen kommen. 

Bewertungszahlen

Die Stabilität der Genossen-
schaftsbanken zeigt sich in den 
Bewertungszahlen. Im Kreditge-
schäft konnten auf Grund der gu-
ten Wirtschaftslage im Verbands-
gebiet Risikovorsorgen von 49 (31) 
Mio. Euro aufgelöst werden. Im 
Wertpapierbestand waren (einst-
weilen buchhalterische) Wertbe-
richtigungen von 310 (62) Mio. Eu-
ro Abschreibungen nötig, vor al-
lem wegen der Kursrückgänge an 
der Börse. Im Eigendepot haben 
die Banken Wertpapiere über et-
wa 70 Mrd. Euro. „Weil die Ge-
nossenschaftsbanken ihr Eigenka-
pital erneut aufgestockt haben – 
das Kernkapital legte um 1,1 % auf 
15,0 (13,9) Mrd. Euro zu, was die 
Kernkapitalquote auf 15,7 (15,3) % 
erhöhte – „gehören Bayerns Ge-
nossenschaftsbanken zu den sta-
bilsten Banken Europas“, stellte 
Gros fest.

Zwar werde das Wachstum heu-
er sowohl im Kredit- als auch im 
Einlagengeschäft langsamer vor-
ankommen, jedoch gebe es kei-
nen Grund für Depressions-Pes-
simismus. Immerhin betrage das 
Wachstum noch 0,8 %. Da die Zins-
wende frühestens 2020 komme, 
rechnet man bei den Genossen et-
wa im Jahr 2023 mit dem Zinstief. 
Die Konsolidierungsphase werde 
weiter gehen, wenn auch etwas 
moderater als bisher. 

Wünsche an die Politik

Anlässlich der bevorstehenden 
Europawahlen äußerte der Genos-
senschaftsverband seine Wünsche 
an die Politik. So fordert er hin-
sichtlich der Bankenunion Risiko-
abbau und mehr Prävention, mehr 
finanziellen Verbraucherschutz 
durch Regelvereinfachung und Bü-
rokratieabbau, ein nachhaltiges Fi-
nanzwesen durch eine stabilitäts- 
orientierte Finanzmarktregulie-
rung einschließlich der Vermei-
dung von Ökobürokratie. Des Wei-
teren stehen auf der Forderungs-
liste, die EU-Finanzaufsicht möge 
neue Risiken angemessen regulie-
ren, für bessere Rechtsetzung und 
mehr Bürokratieabbau eintreten, 
in der Energiepolitik den Fokus auf 
regenerative und dezentrale Ener-
gien legen und die gemeinsame Ag-
rarpolitik zielgerichtet weiterent-
wickeln. dhg.

GVB-Präsident Jürgen Gros (l.) und GVB-Vorstand Alexander Bü-
chel beim Bilanzpressegespräch 2019 der Volksbanken und Raiff- 
eisenbanken in Bayern. r

Schlüsselrolle der Genossenschaften 
BMWi-Symposium für gleichwertige Lebensverhältnisse mit Genossenschaften

„Genossenschaften sind ein unverzichtbarer Markenkern unse-
rer Sozialen Marktwirtschaft. Sie unterstützen den Mittelstand 
und fördern damit den Wettbewerb insgesamt“, unterstrich Oli-
ver Wittke, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminis-
ter für Wirtschaft und Energie auf dem vom BMWi veranstalteten 
Symposium. Bei dem Symposium „Genossenschaften und Wis-
senschaft“ ging es insbesondere um zukunftsorientierte Rahmen-
bedingungen, vor allem auch um die Vereinbarkeit des Genossen-
schaftswesens mit dem Wettbewerbs- und Kartellrecht, und um 
gleichwertige Lebensverhältnisse mit Genossenschaften. 

Bezüglich der Vereinbarkeit des 
 Genossenschaftswesens mit dem 
Wettbewerbs- und Kartellrecht 
greift das BMWi eine Vorgabe aus 
dem Koalitionsvertrag auf, die 
mehr Rechtssicherheit in diesem 
Bereich schaffen will. 

Mittelständische Unternehmen 
und landwirtschaftliche Betriebe 
kooperieren in Genossenschaften, 
um strukturelle Nachteile gegen-
über größeren Wettbewerbern 
auszugleichen. Dementsprechend 
regelt das Genossenschaftsrecht 
den Rahmen für die Kooperati-
onsmöglichkeiten und die gegen-
seitige Förderung. Das Wettbe-
werbs- und Kartellrecht fokussiert 
hingegen Vereinbarungen und 
Verhaltensweisen, die den Wett-
bewerb untereinander beschrän-
ken. Diese Wechselwirkungen bil-
deten einen Schwerpunkt der Dis-
kussionen des Symposiums.

„Die Förderung des Wettbe-
werbs und die genossenschaftli-
che Kooperation widersprechen 
sich nicht. Im Gegenteil. Mit ge-
nossenschaftlicher Kooperation  
werden Mittelständler in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit gestärkt“, 
machte Wittke deutlich. 

Lokale, inhabergeführte Unter-
nehmen des Handels, des Hand-
werks und des Dienstleistungs-
sektors sowie landwirtschaftliche 
Betriebe stehen heute vielfach 
im Wettbewerb mit global agie-
renden Konzernen, Internetan-
bietern oder Filialnetzen mit ho-
hem finanziellen Investitionska-
pital. Für die meisten dieser klei-
nen und mittleren Unternehmen 
ist die genossenschaftliche Ko-

operation die einzige Möglichkeit, 
um im Wettbewerb mit den Gro-
ßen mitzuhalten. Doch diese Zu-
sammenarbeit wirft auch kartell-
rechtliche Fragen auf.

„Es ist dringend notwendig, 
dass das Kartellrecht die Schlüs-
selrolle der Genossenschaften für 
die Wettbewerbsfähigkeit mittel-
ständischer Unternehmen und 
landwirtschaftlicher Verarbei-
tungs- und Vermarktungsbetrie-
be deutlich stärker berücksich-
tigt. Genossenschaften müssen 
die gleichen Handlungsmöglich-
keiten wie Großkonzerne, Filial- 
unternehmen oder Internetplatt-
formen haben“, betonte Günter 
Althaus, Präsident des DGRV und 
des MITTELSTANDSVERBUND –  
ZGV, „dazu gehört auch, dass 
sie den Rahmen des Genossen-
schaftsgesetzes vollumfänglich 
nutzen dürfen, ohne an kartell-
rechtliche Grenzen zu stoßen.“

Im Vergleich zu Filialsyste-
men oder Internetanbietern sei-
en Genossenschaften aus ihrer 
Sicht beispielsweise dadurch im 
Nachteil, dass sie die Potentia-
le der Digitalisierung entlang der 
Wertschöpfungskette – etwa bei 
der Preissetzung, der Datennut-
zung oder des Informationsaus-
tausches – nicht konsequent aus-
schöpfen dürften. Die fortschrei-
tende Digitalisierung biete somit 
weniger Chancen, sondern wer-
de vielmehr zur Existenzbedro-
hung.

Hervorgehoben wurde auch die 
Notwendigkeit zukunftsorientier-
ter Rahmenbedingungen für Ge-
nossenschaften als nachhaltige 

Unternehmen mit einem grund-
soliden Geschäftsmodell. So sind 
Genossenschaften keine Kapi-
talsammelstellen für Investoren, 
sondern gemeinschaftliche Unter-
nehmen mit dem Förderzweck, 
Leistungen für ihre Mitglieder zu 
erbringen. Die genossenschaft-
lichen Prüfungsverbände über-
prüfen in regelmäßigen Abstän-
den die wirtschaftlichen Verhält-
nisse und die ordnungsgemäße 
Geschäftsführung der Genossen-
schaften. Sie tragen damit we-
sentlich zu dem wirtschaftlich sta-
bilen und seriösen Charakter der 
Genossenschaften bei. 

Ein weiteres zentrales Thema 
auf dem Genossenschaftssympo-
sium waren die gleichwertigen 
Lebensverhältnisse hierzulande. 
Viele ländliche Regionen verlie-
ren aufgrund von mangelnder In-
frastruktur und immer weniger 
Dienstleistungen an Attraktivität. 
Das wirkt sich auch auf die Woh-
nungsmärkte aus. 

„Es geht jetzt darum, den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu si-
chern, indem schrumpfende Regi-
onen auch jenseits der Metropo-
len aufgewertet werden“, erklär-
te Axel Gedaschko, Präsident des 
Spitzenverbandes der Wohnungs-
wirtschaft GdW. „Gerade genos-
senschaftliches Engagement ist 
prädestiniert dafür, gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse in verschie-
denen Bereichen zu stärken – ne-
ben dem Bereitstellen von bezahl-
barem Wohnraum, beispielsweise 
auch beim Ausbau der digitalen 
Infrastruktur und der ärztlichen 
Versorgung.“ 

Franz-Josef Holzenkamp, Prä-
sident des Deutschen Raiffeisen-
verbandes, forderte die Stärkung 
genossenschaftlicher Kooperati-
onen zum Erhalt der Wirtschafts-
kraft in ländlichen Räumen. Er 
warnte zugleich vor Eingriffen in 
die Satzungsautonomie und da-
mit in die demokratischen Ent-
scheidungsprozesse innerhalb der 
Genossenschaften. r

Staatsminister Füracker:

Genossenschaften sind bedeutender 
Teil der bayerischen Heimat

„Die Genossenschaften sind ein wichtiger Stützpfeiler der Wirt-
schaft im ländlichen Raum“, stellte Heimatminister Albert Für-
acker fest. „Die kleinteilige Struktur der bayerischen Landwirt-
schaft mit ihren vielen Familienbetrieben beispielsweise wäre 
ohne das Genossenschaftswesen kaum vorstellbar.“ 

Die Genossenschaften tra-
gen seit jeher zur Tradition und 
zum typischen Landschaftsbild 
Bayerns bei. Gleichzeitig ist die 
Rechtsform der Genossenschaf-
ten heute aktueller denn je. 
Nicht umsonst hat sich die Bun-
desregierung – nicht zuletzt auf 
bayerische Initiative hin – im Ko-
alitionsvertrag eine Stärkung der 
Genossenschaften auf die Fah-
nen geschrieben. 

Der Erhalt des einzelnen Un-
ternehmens innerhalb der genos-
senschaftlichen Strukturen be-
wahrt nicht nur die unternehmeri-
schen Möglichkeiten vor Ort, son- 

dern auch die regionale Vielfalt.
„Unsere Genossenschaften ste-

hen auch für bürgerschaftliches 
Engagement und Solidarität“, 
führte Füracker anlässlich eines 
Symposiums für Genossenschaf-
ten, das das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie veran-
staltete, aus. „Daher ist es wich-
tig, dass die Rahmenbedingungen 
für die Genossenschaften ange-
sichts aktueller Herausforderun-
gen, etwa durch den zunehmen-
den globalen Wettbewerb und die 
Digitalisierung, in Zukunft stets 
überprüft und – wenn nötig – an-
gepasst werden.“ r
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Ein ganz besonderer Geist
Bernhard Seidenath will mehr Menschlichkeit in den Gesundheitssektor bringen. Dafür gründete 

der Landtagsabgeordnete im Landkreis Dachau gerade seine dritte Genossenschaft. Warum?
Wer sich mit Bernhard Seidenath über die Vorteile von Genossen-
schaften im Gesundheitswesen unterhalten möchte, kann seinen 
Fragenkatalog getrost zur Seite legen – die Antworten kommen 
auch so. Denn das Thema liegt dem Landtagsabgeordneten aus 
Dachau am Herzen. Deswegen legt er im Gespräch einfach los, ohne 
die Fragen abzuwarten. Seidenath ist Initiator von zwei Genossen-
schaften im Landkreis Dachau, der 2012 gegründeten SAPV Dachau 
eG (Palliativteam Dachau) und der 2018 gegründeten Genossen-
schaft zur Stärkung der gesundheitlichen Versorgung im Landkreis 
Dachau eG. SAPV steht für Spezialisierte Ambulante Palliativversor-
gung. Aktuell treibt der 50-jährige Jurist die Gründung einer dritten 
Genossenschaft voran, die 2019 an den Start gehen soll.

Seidenath lebt seit 1998 in  
Haimhausen im Landkreis Da- 
chau. Nach dem Studium der 
Rechtswissenschaften in Erlan-
gen und einem Referendariat 
beim Oberlandesgericht Nürn-
berg berief ihn 2001 die dama-
lige Sozialministerin Christa Ste-
wens zum Pressesprecher ihres 
Hauses. Dort kam er auch mit 
der Rechtsform eG in Kontakt. 
Das Sozialministerium förderte 
schon damals die Gründung von 
Sozialgenossenschaften. 2012 
mündete dieses Engagement 
schließlich in die „Zukunftsiniti-
ative Sozialgenossenschaften“.  
Die Impulse aus dem Ministeri-
um nahm Seidenath mit, als er 
2008 als Abgeordneter für den 
Stimmkreis Dachau in den Land-
tag einzog. Mittlerweile leitet 
der Vater von zwei Söhnen den 
Landtagsausschuss für Gesund-
heit und Pflege.

Gerechte Unternehmensform 

„Genossenschaften überzeu-
gen nicht nur in der Theorie, 
sondern vor allem in der Pra-
xis, denn dahinter steht eine ge-
rechte Unternehmensform, die 
alle Beteiligten auf Augenhöhe 
zusammenbringt“, sagt Seide-
nath. Das ist nach seiner Ansicht 
gerade im Gesundheitsbereich 
von Bedeutung, der von einem 
harten Wettbewerb gekenn-
zeichnet ist. Auch bei der Ver-
sorgung sterbender Menschen 
sei das der Fall gewesen, bevor 
die SAPV Dachau eG gegründet 
wurde.

„Die Anbieter waren sich nicht 
grün und haben sich kritisch be-
äugt“, berichtet der Landtags-
abgeordnete über die Situati-
on vor 2012. Dennoch einte al-
le Akteure ein Ziel: Sie wollten 
die Situation zum Besseren ver-
ändern. Denn schwerstkran-
ke Menschen möchten ihr Le-
bensende meist nicht in einer 
Klinik, sondern in ihrer vertrau-
ten häuslichen Umgebung ver-
bringen. Das funktioniert aller-
dings nur, wenn eine adäquate 
ambulante Betreuung gewähr-
leistet ist.

Bündelung der Kräfte

Also ergriff Seidenath die Ini- 
tiative und brachte die Wohl-
fahrtsverbände, den Elisabeth- 
Hospizverein, das örtliche Klini-
kum, Pflegedienste sowie Ärzte 
und Apotheken an einen Tisch, 
um die Kräfte in der ambulan-
ten Palliativversorgung zu bün-
deln. In den Gesprächen über-
zeugte er sie von den Vorteilen 
einer Genossenschaft. „Alle Ak-
teure sind durch die Generalver-
sammlung der SAPV Dachau eG 
eingebunden. So können sie si-
cher sein, dass es in der Genos-
senschaft gerecht zugeht und 
ihre Interessen gewahrt blei-
ben, obwohl sie teils in Konkur-
renz zueinander stehen“, sagt 
der Landtagsabgeordnete. Aus 
diesem Grund sei die SAPV von 
Beginn an ein Erfolgsmodell ge-
wesen.

Umfassendes Versorgungs-
Netzwerk für Patienten 

Anfang 2012 nahm das Palli-
ativteam Dachau seine Arbeit 
auf, das von der Genossenschaft 
getragen wird. Das Team be-

steht aus sechs spezialisierten 
Palliativmedizinern, fünf Pallia-
tiv-Pflegefachkräften, der kauf-
männischen Leitung, zwei Ver-
waltungskräften, einer Sozialpä-
dagogin sowie einer Seelsorge-
rin. Sie kümmern sich jedes Jahr 
um rund 180 todkranke Patien-
ten und sorgen dafür, dass diese 
in ihrer gewohnten häuslichen 
Umgebung zum Beispiel bei ei-

wählt wurde. Darüber hinaus 
gleicht die Rechtsform eG auch 
in diesem Fall unterschiedliche 
Interessen aus. Seidenath: „Wie 
bei der SAPV hatten die Akteu-
re zuvor ein argwöhnisch distan-
ziertes Verhältnis zueinander. 
Dieses Gegeneinander hebt die 
Genossenschaft auf. Deshalb ist 
diese Rechtsform für mich die 
erste Wahl, wenn man im Ge-
sundheitsbereich etwas voran-
bringen will.“

Persönliche Motivation

Das hohe Engagement des 
Landtagsabgeordneten ist auch 
persönlich motiviert. „In der Hil-
fe für Schwerkranke und Ster-
bende zeigt sich die Humani-
tät einer Gesellschaft. Sie sind 
die Schwächsten in unserer Mit-
te und brauchen besonders viel 
Menschlichkeit. Mein Ziel ist es, 
alle Leute mit ähnlichen Gedan-
ken zusammenzubringen, um 
auf diese Weise etwas zum Po-
sitiven zu verändern“, sagt Sei-
denath. Abgesehen davon biete 
die Rechtsform eG allen Privat-
leuten eine gute Möglichkeit, die 
Ziele einer Genossenschaft zu 
unterstützen – ganz einfach, in-
dem sie Mitglied werden. „Wenn 
ich mich dazu entscheide, Teil ei-
ner Genossenschaft zu werden, 
dann gebe ich damit auch ein 
Statement ab, zum Beispiel für 
eine bessere Gesundheitsver-
sorgung in meiner Heimatregi-
on“, sagt Seidenath.

Hemmschuh Fachkräftemangel

Manchmal stehen diesen 
hehren Zielen jedoch gewich-
tige Probleme entgegen. Rund 
um München zum Beispiel tun 
sich alle sozialen Einrichtungen 
schwer, geeignete Fachkräfte 
zu finden. Denn wegen der ho-
hen Mietpreise finden diese 
kaum noch bezahlbaren Wohn-
raum. „Der Fachkräftemangel 
ist der größte Hemmschuh für 
eine bessere Gesundheitsver-
sorgung, nicht nur im Landkreis 
Dachau“, sagt Seidenath. Des-
halb setzt der Landtagsabgeord-
nete auch hier – wie soll es an-
ders sein – auf eine Genossen-
schaft. Sie wird gerade gegrün-
det und geht noch dieses Jahr an 
den Start. Arbeitstitel: „Habt ein 
Herz für soziale Berufe!“

Wohnungen für Fachkräfte 
im Gesundheitswesen 

Seidenath hat herausgefun-
den, dass im Landkreis Dachau 
rund 1.800 Wohnungen aus ver-
schiedensten Gründen leer ste-
hen – etwa weil die Besitzer 
nicht auf die Mieteinnahmen 
angewiesen sind oder aber sich 
eine Renovierung nicht leisten 
können. Wenn wenigstens ein 
kleiner Teil dieser Wohnungen 
für Pflegekräfte, medizinische 
Fachkräfte und Angehörige sozi-
aler Berufe wie etwa Erzieherin-
nen zur Verfügung stünde, wä-
re den sozialen Einrichtungen 
im Landkreis Dachau schon sehr 
geholfen, so die Überlegung des 
Gesundheitspolitikers. Also hol-
te er die Caritas, das Klinikum 
Dachau und Sozialservice-Ge-
sellschaft des Bayerischen Ro-
ten Kreuzes als Mitglieder ins 
Boot. Sie sollen die neue Genos-
senschaft tragen.

Zerschlagung des 
gordischen Knotens

„Ich begleite die Gründung 
sehr eng, weil es mir ein Anlie-
gen ist, das Wohnproblem in 
den Griff zu bekommen. Mit der 
Genossenschaft wollen wir die-
sen gordischen Knoten zerschla-
gen“, sagt Seidenath. Sie soll 
leerstehenden Wohnraum an-
mieten und ihren Mitgliedern 

zur Verfügung stellen. Diese 
können dann neue Mitarbeiter 
mit einer Wohnung locken, die 
es auf dem freien Markt nicht 
gibt. „Große Wohnungen fehlen 
komplett. Für Fachkräfte mit Fa-
milie ist es deshalb nicht attrak-
tiv, in den Landkreis Dachau zu 
ziehen“, sagt Seidenath.

Rundum-Sorglos-Paket 
für Mieter und Vermieter 

Weil die Genossenschaft die 
Wohnungen nur untervermie-
tet, bleiben diese den Mitglie-
dern bei einem Mieterwech-
sel erhalten. „Die Vermieter er-
halten dafür ein Rundum-Sorg-
los-Paket und müssen sich um 
nichts kümmern“, sagt Seide-
nath. So helfe die Genossen-
schaft gleich vierfach: Der Ver-
mieter bekommt zuverlässig 
sein Geld, die Mitarbeiter spa-
ren sich die mühsame Woh-
nungssuche, die sozialen Ein-
richtungen finden schneller Per-
sonal, und damit ist auch den 
Bürgern gedient, wenn wieder 
mehr Erzieher, Pfleger und Ärz-
te im Landkreis Dachau arbeiten 
wollen.

Obwohl sie noch gar nicht ak-
tiv ist, zeichnet sich für die Ge-
nossenschaft ein guter Start ab. 
„Mich haben schon einige Anfra-
gen von Hausbesitzern erreicht, 
die unsere Idee gut finden und 
deshalb bevorzugt an die Ge-
nossenschaft vermieten wollen. 
Außerdem verfolgen weitere In-
stitutionen unsere Pläne sehr in-
teressiert. Wenn unser Konzept 
aufgeht, wollen sie einsteigen“, 
berichtet Seidenath.

Sorgfältige Prüfung, 
engmaschige Betreuung

„Die sorgfältige Prüfung sorgt 
bei den Mitgliedern für eine 
Wohlfühlatmosphäre.“ In die-
sem Kontext nennt er noch eine 
weitere Stärke von Genossen-
schaften im Freistaat: die sorg-
fältige Prüfung durch den Ge-
nossenschaftsverband Bayern 
(GVB) in Verbindung mit einer 
engmaschigen Betreuung. Denn 
die neue Genossenschaft wird 
viel Geld investieren müssen, 
um ihren Geschäftszweck zu er-
füllen. Deshalb brauche es klare, 
transparente Regeln und einen 
strengen Richter, damit sich kein 
Mitglied benachteiligt fühlt. Da-
für sei die Unterstützung durch 
den Verband von Vorteil. 

„Natürlich kostet das Geld. Da-
für werden die Genossenschaf-
ten nicht allein gelassen und 
durch die sorgfältige Prüfung 
kann sich jeder sicher sein, dass 
akkurat gewirtschaftet wird. Das 
ist psychologisch ein dicker Plus-
punkt und sorgt bei den Mitglie-
dern für eine Wohlfühlatmos- 
phäre“, so Seidenath.

Ideen für die Zukunft

Jetzt, wo er in Fahrt ist, könn-
te sich der Gesundheitspoliti-
ker durchaus vorstellen, wei-
tere Gründungen anzustoßen. 
Der Bedarf sei da, es brauche 
nur die richtigen Leute. „In Ge-
nossenschaften herrscht immer 
ein ganz besonderer Geist, weil 
der Wettbewerb der Mitglie-
der einem Fairness-Gedanken 
Platz macht“, sagt Seidenath. 
Konkrete Projekte hat er noch 
nicht, aber viele Ideen, zum Bei-
spiel ein Senioren-Kompetenz-
zentrum. „Dort können sich Se- 
nioren gegenseitig unterstüt-
zen – je nachdem, was sie wollen 
oder können. Das ist doch ein be-
stechender Gedanke, oder?“

Die von Bernhard Seidenath 
angestoßenen Gesundheitsge-
nossenschaften: 
• Die SAPV Dachau eG (Palliativ-
team Dachau)
• Die Genossenschaft zur Stär-
kung der gesundheitlichen Ver-
sorgung im Landkreis Dachau eG
Autor: Florian Christner, Redak- 
tion „Profil“ –  das bayerische  
Genossenschaftsblatt“ r

Bernhard Seidenath, MdL.
 Bild: Büro Bernhard Seidenath

ner Krebserkrankung im Endsta-
dium, schmerzfrei bleiben.

Das Palliativteam Dachau ver-
sorgt Patienten im Landkreis 
Dachau sowie in Ober- und Un-
terschleißheim. Es arbeitet da-
bei eng mit dem jeweiligen 
Hausarzt sowie verschiedenen 
ambulanten Pflegediensten zu-
sammen. Auf Wunsch entlasten 
Hospizhelfer die Angehörigen 
bei der Betreuung. Bei Bedarf 
können auch Psychologen oder 
weitere Fachkräfte wie Physio- 
oder Atemtherapeuten hinzuge-
zogen werden. So entsteht rund 
um das Palliativteam ein umfas-
sendes, rund um die Uhr verfüg-
bares Versorgungsnetzwerk für 
die Patienten.

Wertvolle Erfahrungen

Die guten Erfahrungen mit 
der SAPV Dachau eG animier-
ten Seidenath dazu, 2018 mit 
der Genossenschaft zur Stär-
kung der gesundheitlichen Ver-
sorgung im Landkreis Dachau 
das nächste Projekt anzugehen. 
Für fünf Jahre gewährt der Frei-
staat jährliche Mittel von 50.000 
Euro aus dem Programm „Ge-
sundheitsregion Plus“, der Land-
kreis Dachau schießt noch ein-
mal 20.000 Euro pro Jahr zu. 

Seidenath sah die Chance, al-
le Akteure und Einrichtungen 
von der Klinik über die Apothe-
ken bis zu den Fachärzten zu 
vernetzen und so die Gesund-
heitsversorgung in der Region 
voranzubringen. Im nördlichen 
Landkreis Dachau ist es zum 
Beispiel schwer, Nachfolger für 
Hausarztpraxen zu finden. Au-
ßerdem fehlen vielerorts Pfle-
gekräfte.

Weitere Akteure lassen sich 
jederzeit einbinden 

„Über die Genossenschaft 
bündeln wir auch hier unsere 
Kräfte. Und vor allem können wir 
über diese Rechtsform jederzeit 
weitere Akteure einbinden, in-
dem sie Mitglied werden“, sagt 
Seidenath, der als Vertreter der 
Politik in den Aufsichtsrat ge-

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger (l.) gemeinsam mit LfA-Vor-
stand Hans Peter Göttler. Bild: Michael McKee

Bayerns Handwerk mit 
275 Mio.Euro gefördert

LfA unterstützt rund 950 Handwerksbetriebe
Die LfA Förderbank Bayern hat dem bayerischen Handwerk 2018 
rund 275 Millionen Euro an Förderkrediten zugesagt. Das ist ein 
Zuwachs von knapp 6 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die Mittel 
gingen an rund 950 kleine und mittlere Betriebe, die so Investitio-
nen von rund 430 Millionen Euro finanzieren konnten. 

„Das Handwerk ist ein wichti-
ger Motor der bayerischen Wirt-
schaft. Um die Betriebe bei nöti-
gen Investitionen in eine erfolgrei-
che Zukunft zu unterstützen, stellt 
die LfA umfassende und flexible 
Förderangebote zur Verfügung. 
Dadurch konnten allein im letz-
ten Jahr 830 neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden, über 18.600 
wurden gesichert. Wir tun alles, 
um diesem wichtigen Bereich un-
serer Wirtschaft den Stellenwert 
zu verschaffen, den er verdient“, 
so Bayerns Wirtschaftsminister 
und LfA-Verwaltungsratsvorsit-
zender Hubert Aiwanger.

Hans Peter Göttler, Mitglied des 
Vorstands der LfA, ergänzt: „Das 
Förderangebot der LfA ist beim 
bayerischen Handwerk sehr ge-
fragt. Ein Schwerpunkt lag im ver-
gangenen Jahr auf Investitionen 
in neue Gebäude und Maschinen. 
Darüber hinaus verzeichneten 
wir deutliche Zuwächse bei der 
Nachfrage nach unseren Angebo-

ten für gewerbliche Umwelt- und 
Energiemaßnahmen. Diese Inves-
titionen kommen sowohl der Um-
welt als auch den Betrieben zu-
gute, die durch einen geringeren 
Energieverbrauch und unsere Til-
gungszuschüsse dauerhaft Geld 
sparen.“

Der Präsident des Bayerischen 
Handwerkstages (BHT), Franz Xa-
ver Peteranderl, erläutert: „Die 
bayerischen Handwerksbetriebe 
zeichnen sich durch hohe Anpas-
sungsfähigkeit und Innovations-
kraft aus. Zur Finanzierung der In-
vestitionen in ihre Wettbewerbs-
fähigkeit ist die LfA zusammen mit 
den Hausbanken ein attraktiver, 
verlässlicher und langfristiger Fi-
nanzierungspartner.“

Die LfA stiftet bereits zum 13. 
Mal die Preise für junges Kunst-
handwerk des Bayerischen Kunst-
gewerbevereins (BKV-Preis). Die 
Preise wurden durch LfA-Vor-
standsmitglied Hans Peter Gött-
ler auf der IHM überreicht. r

Avalon Business Park in Madrid:

MünchenerHyp
finanziert Ankauf

Die Münchener Hypothekenbank eG (MünchenerHyp) finanziert mit ei-
nem langfristigen Darlehen in Höhe von 76,5 Mio. Euro den Ankauf des 
Avalon Business Parks in Madrid. Die Bank agiert dabei als Sole Arranger.

Das Objekt wurde von Barings 
Real Estate erworben, einem 
der weltweit größten diversifi-
zierten Immobilien-Investment-
manager, im Auftrag eines insti-
tutionellen Investors.

Der aus insgesamt neun hoch-
wertigen Bürogebäuden beste-
hende Businesspark mit einer Flä-
che von 46.952 qm befindet sich im 
Stadtteil Julian Camarillo, dem am 
Flächenumsatz gemessen größten 

Teilmarkt Madrids im Jahr 2018.
Jan Polland, Leiter Gewerbli-

che Immobilienfinanzierungen 
der MünchenerHyp: „Dieser Ge-
schäftsabschluss ist ein weite-
res Beispiel für die erfolgreiche 
Entwicklung unserer internatio-
nalen Aktivitäten in den letzten 
Jahren und bestätigt unsere Stra-
tegie, großvolumige Finanzierun-
gen von ausländischen Core-In-
vestments auszubauen.“ r

Basel III-Finalisierung:

Mittelstandsfinanzierung 
nicht erschweren

Die bayerischen Kammern und Bankenverbände fordern eine 
mittelstandsgerechte Umsetzung des vom Baseler Ausschuss für 
Bankenaufsicht (BCBS) finalisierten Regulierungspakets Basel III. 

Die Finanzierungskonditionen 
für die Unternehmen dürften 
durch die vorgeschlagenen Regeln 
nicht unter Druck geraten, heißt es 
in einem gemeinsamen Positions-
papier. Der europäische Gesetzge-
ber müsse deshalb bei der Umset-
zung die Besonderheiten des deut-
schen Markts berücksichtigen. Die 
verlässliche Versorgung mit Bank-
krediten sei insbesondere auch in 
Bayern ein wesentlicher Erfolgsfak-
tor für die mittelständische Wirt-
schaft.

Die bayerischen Kammern und 
Bankenverbände treten unter an-
derem dafür ein, den in der Praxis 
bewährten „KMU-Faktor“ im Zu-

ge der Basel III-Finalisierung dau-
erhaft beizubehalten. Dieser Fak-
tor sorgt bislang für eine risiko- 
gerechte Eigenkapitalunterlegung 
von Mittelstandskrediten und stellt 
somit angemessene Finanzierungs-
konditionen für kleine und mittle-
re Betriebe sicher. Außerdem spre-
chen sich Kammern und Banken-
verbände dagegen aus, das soge-
nannte „Granularitätskriterium“ zu 
härten. Dies hätte zur Folge, dass 
kleinere Banken Kredite ab einer 
bestimmten Größenklasse in Zu-
kunft nur noch zu ungünstigeren 
Konditionen ausreichen dürften.
Link: https://www.gv-bayern.
de/positionspapier-basel3 r
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Forschungsbericht veröffentlicht:

Compliance Management  
und Unternehmensethik  

in der Bauwirtschaft
Auditierungssysteme von ICG und EMB positiv bewertet

„Will sich ein Unternehmen langfristig erfolgreich am Markt 
behaupten, führt an Compliance Management und einer 
werteorientierten Führungskultur kein Weg vorbei“, äußer-
ten vor kurzem gemeinsam Richard Weidinger, Vorsitzender 
des EMB-Wertemanagement Bau e.V. (EMB), und Thomas 
Zinnöcker, Vorsitzender des Instituts für Corporate Gover-
nance in der deutschen Immobilienwirtschaft e.V. (ICG). 

Anlass für dieses gemeinsame Statement ist die aktuelle 
Veröffentlichung des Forschungsberichts „Compliance Ma-
nagement und Unternehmensethik in der Bauwirtschaft“. 
Dieses Forschungsvorhaben wurde im Auftrag des Bundesins- 
tituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung vom BWI-Bau Institut der Bau-
wirtschaft, Düsseldorf, in der Zeit von Herbst 2016 bis Som-
mer 2018 durchgeführt. 

„Eine Branche mit vielen tausend Akteuren kämpft gegen 
den Reputationsverlust durch das Fehlverhalten Einzelner. Es 
war höchste Zeit, dass dieser aktuelle Forschungsbericht die 
erfolgreichen Aktivitäten der beiden Wirtschaftszweige für ei-
ne rechtstreue und wertebasierte Unternehmenskultur auf-
zeigt“, so Weidinger weiter. 

Obwohl der EMB-Trägerverein bereits 1996 ins Leben geru-
fen worden ist und auch das ICG auf ein mehr als 16-jähriges 
Bestehen verweisen kann, scheinen erst jetzt diese beiden Ini-
tiativen und ihr wertebasiertes Compliance Management-Sys-
tem in der Bau- und in der Immobilienwirtschaft in den Fokus 
von Politik, Verwaltung und Rechtsprechung zu gelangen. Bes-
ter Beleg hierfür ist die positive Bewertung der Systeme beider 
Organisationen im genannten Forschungsbericht. „Der Erfolg 
beider Managementsysteme beruht – wie der Forschungs-
bericht eindrucksvoll belegt – auf deren wirtschaftsethischer 
Grundausrichtung“, führt Zinnöcker weiter aus. 

Beide Initiativen setzen auf die Elemente Kodifizierung, was 
die Schaffung einer schriftlich niedergelegten, verbindlichen Un-
ternehmenskultur voraussetzt. Ferner müssen sich die Mitglie-
der beider Trägervereine zur Einhaltung konkreter Verhaltens-
standards, insbesondere zur strikten Ablehnung rechtswidriger 
Verhaltensweisen im Unternehmen, verpflichten. Schließlich se-
hen beide Managementsysteme die Durchführung externer Au-
ditverfahren vor. Erst das erfolgreich absolvierte Audit ist das 
„Qualitätssiegel“ für praktizierte Rechtstreue, Werteorientie-
rung und Integrität im Unternehmen. 

„Unsere beiden Brancheninitiativen haben bisher eher un-
abhängig voneinander agiert, doch weist der Forschungsbe-
richt auf wichtige Gemeinsamkeiten hin, die uns über mögliche 
partnerschaftliche Aktivitäten nachdenken lassen sollten. Wir 
könnten uns hier gut die gegenseitige Anerkennung der Audi-
tierungen oder den Abschluss von Fair Business-Vereinbarun-
gen vorstellen“, so die beiden Vorsitzenden abschließend. r

 Bilder: krall-photographie.de / Rubner Holzbau
Grünes Zentrum Kaufbeuren:

Einklang von Form und Inhalt
Das im Oktober 2018 eröffnete Grüne Zentrum in Kaufbeuren ver-
eint nicht nur mehrere „grüne Einrichtungen“ unter einem Dach, 
sondern setzt auch die vielfältigen Anforderungen „grünen Bau-
ens“ konsequent um. Das Konzept reicht vom nachwachsenden 
Baumaterial Holz bis hin zum Passivhausstandard. 

Die Bündelung von Organisa-
tionen der Land- und Forstwirt-
schaft unter einem Dach besitzt 
in Bayern schon zahlreichen Vor-
bilder. Bereits die 18. Einrich-
tung ihrer Art stellt das Grü-
ne Zentrum in Kaufbeuren dar. 
In ihm sind das Amt für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Fors-
ten (AELF) und die Landwirt-
schaftsschule untergebracht – 
außerdem die bayernweit ein-

zige, staatliche Technikerschule 
für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement. Somit bietet 
es Fachleuten und Laien geball-
te Kompetenz in allen land- und 
hauswirtschaftlichen Fragen. 

Kurze Bauzeit  
durch Vorfertigung

Auf Wunsch der beiden Bau-
herren – dem Freistaat Bayern 
und dem Landkreis Ostallgäu – 
wurde das dreigliedrige Bauwerk 
in Holzrahmenbauweise mit 
Brettsperrholz-Wandscheiben, 
Holz-Beton-Verbunddecken, 
Bandfassaden und Fensterbän-
dern in Holz realisiert. Bei der 
Entscheidung spielte insbeson-
dere die Möglichkeit der Vorfer-
tigung und die hieraus resultie-
rende Verkürzung der Bauzeit 
sowie die einfachere Baustel-
lenlogistik eine entscheidende 
Rolle. Die beengte Situation auf 
dem Grundstück erlaubte näm-
lich nur einen einzigen Container 
als Lagerfläche. Entsprechend 
lieferte das ausführende Unter-
nehmen weitgehend komplette 

Großelemente just-in-time an. 
Dadurch hielt sich die Belastung 
der Verkehrswege und Anwoh-
ner während der Bauzeit auf mi-
nimalem Niveau. Weit gespann-
te Holz-Beton-Verbunddecken 
ermöglichen große, weitgehend 
stützenfreie Räume und redu-
zieren die Lärmbelastung in den 
Klassenzimmern und Behörden-
büros. 

Der Weg dorthin beginnt für 
alle Mitarbeiter, Schüler und Be-
sucher im zentralen Zwischen-
bau. Der eingeschossige, vollflä-
chig verglaste Baukörper dient 
als Eingangsbereich und Foyer, 
beherbergt aber auch zwei Ver-
anstaltungssäle und die Groß-
küche, die Schule und Kantine 
gleichermaßen bedient. Zudem 
führt er in den zentralen, mit 
bedruckten Glasfronten künst-
lerisch gestalteten Innenhof 
und erschließt darüber hinaus 
die seitlich angrenzenden Flügel 
mit dem Schul- und dem Ämter-
trakt. 

Hochwärmegedämmte  
Außenhülle

Ein einheitliches Äußeres er-
hält das Ensemble über die an 
die Trapezblechfassaden der be-

nachbarten Industriebauten er-
innernde Außenhaut. Diese be-
steht jedoch nicht aus Metall, 
sondern einer partiell grün ge-
strichenen Holzschalung, die je 
nach Blickwinkel unterschiedli-
che Ansichten eröffnet. Das Kon-
struktionsmaterial Holz blieb 
überall dort sichtbar, wo es 
möglich war, und kreiert so im 
gesamten Gebäude eine ange-
nehme Atmosphäre.

Die hochwärmegedämmte 
Außenhülle ist zudem Basis für 
den niedrigen Heizenergiebe-
darf und die Erfüllung aller Kri-
terien des Passivhausstandards. 
Beheizt wird der Gebäudekom-
plex durch eine Holzpelletsan-
lage in Kombination mit einer 
Gas-Brennwerttherme und ei-
ner Luft/Luft-Wärmepumpe. Die 
Heizdecken werden im Sommer 
als Kühldecken genutzt. Zudem 
gibt es in Abschnitten auch eine 
Fußbodenheizung. Die auf den 
Dächern installierte Photovol-
taikanlage liefert den dafür be-
nötigten Strom und garantiert 
zusammen mit den anderen 
haustechnischen Einrichtungen, 
dass das Grüne Zentrum vom 
Baumaterial bis zum laufenden 
Betrieb nachhaltig ist.

Geballte Kompetenz  
für „grüne Zukunft“

Mit seinen rund 90 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern ist 
das AELF Kaufbeuren für rund 
2.600 landwirtschaftliche Be-
triebe, 19.000 Waldbesitzer, 
77.000 Hektar landwirtschaft-
liche Fläche und 45.000 Hekt-
ar Wald im Landkreis Ostallgäu 
und der kreisfreien Stadt Kauf-
beuren verantwortlich. Dank 
der beiden Fachzentren Rinder-
haltung und Ökologischer Land-
bau ist es zudem überregionaler 
Ansprechpartner und Berater. 
In der im Nachbartrakt unter-
gebrachten Technikerschule für 
Ernährungs- und Versorgungs-
management werden Hauswirt-
schafterinnen und Hauswirt-
schafter in zwei bzw. drei Jahren 
zu Führungskräften ausgebildet.

  Christine RyllFlächen für bezahlbares  
Wohnen mobilisieren 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) und die Kom-
munen wollen enger kooperieren. Ziel ist es, möglichst schnell ent-
behrliche bundeseigene Flächen für den Wohnungsbau zu mobili-
sieren. Dafür haben die BImA sowie der Deutsche Städtetag, der 
Deutsche Landkreistag und der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund ein gemeinsames Informationsschreiben unterzeichnet. 

Mit der Wohnraumoffensive 
haben es sich der Bund, die Län-
der und die Kommunen zum Ziel 
gesetzt, dem Mangel an bezahl-
barem Wohnraum zu begeg-
nen. Die BImA und die Kommu-
nen wollen deshalb möglichst 
schnell Flächen mobilisieren, 
um bezahlbaren Wohnraum für 
breite Schichten der Bevölke-
rung zu schaffen. Eine wichtige 
Aufgabe nehmen die Kommu-
nen wahr. Aufgrund ihrer Pla-
nungshoheit schaffen sie die 
planungsrechtlichen Grundla-
gen für den Wohnungsbau und 
die damit zusammenhängende 
Infrastruktur. 

Einen weiteren wichtigen Bei- 
trag leisten dafür die für Bundes-
zwecke entbehrlichen Grund- 
stücke im Eigentum der BImA, 
dem zentralen Immobilienun-
ternehmen des Bundes. So kön-
nen Kommunen oder kommu-
nale Wohnungsbauunterneh-
men diese Flächen erwerben 
und darauf neuen Wohnraum 
schaffen. Oder es können ge-
meinsame Projekte von BImA 
und Kommunen auf diesen Lie-
genschaften realisiert werden. 

Eigene Bauvorhaben

Darüber hinaus plant die  
BImA, eigene Wohnungsbau-
vorhaben im Rahmen der Woh-
nungsfürsorge für die Unter-
bringung von Beschäftigten des 
Bundes umzusetzen und da-
durch ebenfalls zu einer Entlas-
tung angespannter Wohnungs-

märkte beizutragen. „Das In-
formationsschreiben dient da-
zu, den Städten, Landkreisen 
und Gemeinden das Verfahren 
zum beschleunigten und ver-
billigten Kauf von Bundesim-
mobilien aufzuzeigen, um mög-
lichst schnell neuen Wohnraum 
zu schaffen“, erläutert Paul Jo-
hannes Fietz, Vorstandsmitglied 
der BImA. „Wir freuen uns, dass 
wir gemeinsam mit den kom-
munalen Spitzenverbänden da-
mit einen weiteren Beitrag zur 
Wohnraumoffensive leisten und 
darüber hinaus unsere gute Zu-
sammenarbeit noch weiter ver-
tiefen können.“

Enge Kooperation  
mit den Kommunen

„Wir unterstützen gemein-
sam die auf dem Wohngipfel im 
Herbst 2018 beschlossene ,Ge-
meinsame Wohnraumoffensive 
von Bund, Ländern und Kommu-
nen‘. Es geht darum, den Woh-
nungsbau zu erleichtern, dem 
Mangel an Bauland zu begeg-
nen und den Anstieg von Prei-
sen bei Bauland, Baukosten und 
Mieten zu dämpfen. Dafür ist ei-
ne enge Kooperation von BImA 
und Städten, Landkreisen und 
Gemeinden überaus hilfreich“, 
sagen die Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Städtetages, Hel-
mut Dedy, des Deutschen Land-
kreistages, Prof. Dr. Hans-Gün-
ter Henneke, und des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bundes, Dr. Gerd Landsberg.

In dem Informationsschrei-
ben werden die wesentlichen 
Verbesserungen der neuen Ver-
billigungsrichtlinie (VerbR 2018) 
beim Verkauf von bundeseige-
nen Flächen an Kommunen vor-
gestellt. Hierzu zählt zum Bei-
spiel ein Preisnachlass in Hö-
he von 25.000 Euro je neu ge-
schaffener Sozialwohnung im 
Geschosswohnungsbau. Zudem 
gibt es für die Städte, Landkrei-
se und Gemeinden jetzt auch die 
Möglichkeit, verbilligt erworbe-
ne Liegenschaften ohne Rück-
zahlung des Preisnachlasses an 
private Dritte weiter zu veräu-
ßern, wenn diese sich verpflich-
ten, den Verbilligungszweck zu 
erfüllen. Darüber hinaus wird er-
läutert, wie die BImA den Wert 
von Liegenschaften ermittelt. 
Auch das angewendete Werter-
mittlungsverfahren, das den üb-
lichen Gepflogenheiten auf dem 
Immobilienmarkt entspricht, 
wird genauer dargestellt.

Vergünstigungen  
auf den Kaufpreis

Werden die Voraussetzungen 
gemäß der Verbilligungsrichtlinie 
erfüllt, kann die BImA den Kom-
munen beim direkten Erwerb 
von entbehrlichen Grundstücken 
des Bundes Vergünstigungen auf 
den Kaufpreis gewähren. Diese 
können im Einzelfall mehrere Mil-
lionen Euro ausmachen. Zudem 
existiert mit der neuen Verbilli-
gungsrichtlinie keine Kappungs-
grenze mehr. Der Abschlag beim 
Kaufpreis eines Grundstückes 
von 25.000 Euro pro neu geplan-
ter Sozialwohnung kann sich bis 
zur Höhe des Gesamtkaufpreises 
addieren. 

Weitere Informationen zur Erst- 
zugriffsmöglichkeit der Gebiets-
körperschaften und zur Verbilli-
gung gibt es auf den Internetsei-
ten der BImA unter www.bun-
desimmobilien.de/7948394/
erstzugriff-und-verbilligung  r

bauma 2019:

Baumaschinenbranche  
setzt auf digitale Lösungen

Mehr Sicherheit durch intelligente Assistenzsysteme
Die vergleichsweise hohe Zahl an Messeneuheiten in diesem Be-
reich zeigt: Die Digitalisierung ist das Top-Thema der bauma 2019. 
Die Baumaschinenbranche macht sich daran, die Möglichkeiten 
der Digitalisierung für sich zu erschließen und digitale Lösungen 
zu standardisieren. Wie weit die Branche schon ist, zeigt die bau-
ma, die weltweit führende Messe für Baumaschinen, Baustoff-
maschinen, Bergbaumaschinen, Baufahrzeuge und Baugeräte, 
vom 8. bis 14. April 2019 auf dem Münchner Messegelände.

Digitales Maschinenmanage-
ment und Telematiklösungen 
sind offenbar auf dem Weg, der 
neue Standard der Baubranche 
zu werden. Die auf der bauma 
von zahlreichen Herstellern aus 
unterschiedlichsten Produktseg- 
menten präsentierten Sensoren 
und Programme geben Antwor-
ten auf Fragen wie: Wo befin-
det sich die Maschine? Wie viele 
Betriebsstunden hat sie geleis-
tet? Liegen Störungscodes vor? 
Wann sind wieder Wartungs- 
und Servicemaßnahmen erfor-
derlich?

Sensor macht  
bestehende Geräte smart

Dass „analoge“ Geräte schon 
für nicht mal 20 Euro „smart“ 
werden können, zeigt das Waib-
linger Unternehmen Stihl. Zent-
rales Element ist dabei der Stihl 
Smart Connector – ein Sensor 
mit einem Durchmesser von 
knapp fünf Zentimetern, der auf 
den Maschinen montiert wird. 
Er erfasst die Betriebsstunden 
und übermittelt diese via Smart-
phone oder Tablet des Anwen-
ders an eine Cloud als zentra-
len Datenspeicher. Auf Wunsch 
wird dabei auch die Geo-Positi-
on übertragen. Den Anwendern 

werden die Daten dann zur Aus-
wertung bereitgestellt. Dadurch 
können sie ihren Gerätepark ex-
akt koordinieren, die täglichen 
Arbeitsabläufe optimieren und 
Ausfallzeiten minimieren. Zu-
dem informiert das System früh-
zeitig über anstehende Geräte-
wartungen.

Smartphone-App  
erklärt Diagnosecodes

Manchmal kann auch schon 
eine Smartphone-App den Nut-
zern das Arbeitsleben erleich-
tern. So zum Beispiel bei Mani-
towoc. Der Kranhersteller aus 
Milwaukee/USA hat eine kos-
tenlose App entwickelt, die dem 
Kranführer hilft, die vom bordin-
ternen Steuerungssystem ge-
nerierten, im Hauptdisplay der  
Krankanzel erscheinenden Diag-
nosecodes zu interpretieren. 

Mietmaschinen schnell  
und strukturiert prüfen

An die Vermietunternehmen 
der Baubranche wendet sich 
die App klickcheck der Zeppelin 
Lab GmbH. Einfach in der Hand-
habung sammelt sie alle Do-
kumente, die bei der Geräte-
übergabe benötigt werden, in 

der Cloud. Die Maschinen wer-
den über einen QR-Code iden-
tifiziert und mithilfe individuel-
ler Checklisten am Smartphone 
überprüft. Dabei können Nut-
zer und Vermieter Schäden und 
Mängel digital dokumentieren. 

Digitale Helfer bei Schalungen

Bei den Schalungstechnikspe-
zialisten gehören digitale Pla-
nungshilfen zum Repertoire. So 
präsentiert Planitec die nächs-
te Version seiner vollautoma-
tischen Planungssoftware. Mit 
diesem Tool ist auch eine Mate-
rialdisposition möglich. 

Beim Mitbewerber DokaXact 
kommt eine Mess-Sensorik zum 
Einsatz, die an definierten Punk-
ten der Schalung angebracht 
wird und drahtlos mit einer zen-
tralen Recheneinheit kommuni-
ziert. Die Sensorik hat eine Sys-
temgenauigkeit von ± 2 mm. Mit 
dieser Lösung ist Doka einer der 
Nominierten für den bauma In-
novationspreis 2019 in der Kate-
gorie „Digitale Systeme“.

Sensorgestützte  
Personenerkennung

Die Liebherr-International AG 
kommt unter vielem anderem 
mit einem Gesamtpaket von in-
telligenten Assistenzsystemen 
für die XPower-Großradlader 
zur bauma. Dazu gehört eine 
neue aktive Personenerken-
nung. Sie unterscheidet mit Hil-
fe von Sensoren selbstständig 
zwischen Menschen und stati-
schen Objekten. Bei Personen 
im Gefahrenbereich warnt das 
System auf größere Entfernung 
als bei Wänden oder Säulen. Das 
trägt dazu bei, unnötige Warnsi-
gnale zu vermeiden, was die Be-
lastung für den Maschinenfüh-
rer reduziert. r
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Verleihung des Bayerischen Holzbaupreises:

Baustoff mit Zukunft
Sechs herausragende Holzbauten sind von Forstministerin Mi-
chaela Kaniber in München mit dem Bayerischen Holzbaupreis 
ausgezeichnet worden. Zudem erhielten sieben weitere der ins-
gesamt 193 eingereichten Projekte eine Anerkennung. Wie Kani-
ber unterstrich, „hat das Bauen mit Holz Zukunft, das zeigen die 
Preisträger eindrucksvoll. Der ökologische Baustoff Holz mit sei-
nen hervorragenden Eigenschaften ist bei Architekten und Bau-
herren beliebt wie nie zuvor.“ 

Mit jeweils 1.500 Euro wurden 
die vier Sieger-Projekte bedacht. 
Der Neubau des Kindergartens 
St. Laurentius in Neustadt an der 
Donau (Landkreis Kelheim), lädt 
über sein farbiges Entrée ins In-
nere ein. Nach dem Betreten ge-
langt man in ein hölzernes Fo-
yer mit einem lichtdurchfluteten 
freundlichen Innenhof, um diese 
staffeln sich über zwei Etagen die 
Gruppenräume. Die Sichtflächen 
des hölzernen Gehäuses, zum 
Teil fein texturiert, geben dem 
großen Gemeinschaftsraum viel 
Wärme und bestechen durch die 
klare und präzise Detaillierung.

Ein ebenfalls prämiertes Einfa-
milienhaus in Herrsching (Land-
kreis Starnberg) besticht durch 
seinen knappen klaren Baukör-
per, der der Länge nach in Blick-
richtung See positioniert ist. Dem 
natürlichen Verlauf des Hanges 
folgend, sind die Raumzonen ab-
gestuft organisiert, so dass sich 
eine Höhenstaffelung in Richtung 
See ergibt. Im Inneren ist der Bau 
so durchlässig gestaltet, dass die 
gesamte Länge des Hauses aus ei-
ner Perspektive erfasst werden 
kann. Dadurch werden Wohn-
räume voller Transparenz und 
Leichtigkeit geschaffen, was auch 
durch die großflächigen Glasfens-
ter unterstützt wird.

Durch eine Aufstockung mit 
Wand-, Decken- und Dachele-

menten aus massivem Brettsperr-
holz wurde in Königsbrunn (Land-
kreis Augsburg) eine Beton-Dop-
pelgarage in ein Bürohaus mit 
einzigartigem Charakter verwan-
delt. Die Komposition aus Alt und 
Neu, mit einem Eingang durch das 
ehemalige Garagentor, hellen Ar-
beitsräumen mit raumbreiter Ver-
glasung und einem 45 Grad-Pult-
dach, liefert ein hervorragendes 
Beispiel für die Möglichkeiten 
der Nachverdichtung im urbanen 
Raum durch einen kreativen Um-
gang mit dem Vorhandenen.

Alpenländisches Bauen  
modern interpretiert

Ein ausgezeichnetes Gemein-
schaftsprojekt in Garmisch-Par-
tenkirchen, das alpenländisches  
Bauen modern interpretiert, 
überzeugt zunächst durch die 
sensible Ergänzung des Orts-
bildes, verdichtetes Bauen und 
durch nachhaltiges Bauen mit 
Holz. Die mit Brettsperrholz aus-
geführten Reihen- und Doppel-
häuser sowie teilweise Geschoss-
wohnungsbauten umschließen 
einen gemeinschaftlich genutzten 
Anger, dessen Blickachse auf die 
Pfarrkirche und einen Ausläufer 
des Kramerspitz ausgerichtet ist. 
Die Fassadengestaltung orientiert 
sich an der im Alpenraum traditio-
nell üblichen Holzbauweise. 

Sonderpreise in Höhe von 
1.000 Euro bekamen ein tem-
porärer Eingangs- und Ausstel-
lungspavillon für die Alte Pina-
kothek in München sowie der 
Neubau einer Kirche mit außer-
gewöhnlicher Formensprache in  
Holzkirchen (Landkreis Mies-
bach). Das erste Projekt ist ein Pa-
radebeispiel dafür, dass sich ein 
temporäres Einsatzkonzept und 
hohe planerische und handwerk-
liche Qualität nicht ausschließen. 
Der klare Kubus mit der schwar-
zen Fassung der Hülle und den 
entstehenden Lichtwellen gibt 
dem Bauwerk einen abstrakten 
Charakter. Die klare und funktio-
nale Gliederung des Innenraums 
mit den wechselnden Ausblicken 
fesselt und bindet den Betrachter 
weit mehr als man dies beim Be-
treten erwarten kann.

Außergewöhnliche  
Formensprache

Der Neubau der Pfarrkirche 
St. Josef in Holzkirchen besticht 
wiederum durch seine außerge-
wöhnliche Formensprache und 
Materialität. Die anspruchsvol-
le Tragkonstruktion der kegel-
stumpfartigen Kirchengebäude  
zeigt die aktuellen technologi-
schen Möglichkeiten im Ingeni-
eurholzbau. Auch komplexe und 
anspruchsvolle Geometrien kön-
nen mit dem Baustoff Holz reali-
siert werden. Der Innenraum lebt 
von der sichtbaren Gitterschalen-
konstruktion mit ihren hochpräzi-
se ausgeführten Knotenpunkten. 
Dadurch entsteht eine beeindru-
ckende räumliche Qualität. 

Eine Anerkennung erhielt u.a. 
der Wiederaufbau der Hofstel-

Unser Bild zeigt von links: Waldkönigin Johanna Gierl, Stefan Degle,  
Ministerin Michaela Kaniber, Stephan Rauch, Andreas Matievits, 
Martin Goldbrunner, Lydia Haack (Jury-Vorsitzende) und Felix 
Bembé. Bild: Seyfarth/StMELF

le Stiegler in Cadolzburg/Gon-
nersdorf. Die neu auf der alten 
Hofstelle errichteten Gebäude fü-
gen sich mit überzeugender Klar-
heit hinsichtlich Proportion und 
Dachform zu einem städtebaulich 
gelungenen Ensemble. Die neu in 
Holzbauweise errichteten Wohn- 
und Wirtschaftsgebäude sind so-
wohl konstruktiv als auch auf der 
Detailebene nach der jeweiligen 
Nutzung fein ausdifferenziert und 
geben der Hofstelle ein vollkom-
men neues und in sich stimmiges 
Gesicht.

Die Verwendung des Baustof-
fes Holz ermöglicht einen hohen 
Vorfertigungsgrad und eine kur-
ze Bauzeit – ideal für die Errich-
tung von kurzfristig benötigtem 
Wohnraum. Die Wohngebäude 
für Asylbewerber in Zolling an 
der Amper zeigen musterhaft, 
wie Wohnraum kostengünstig, 
schnell und mit einer hohen ar-
chitektonischen Qualität in Mo-
dulbauweise errichtet werden 
kann. Die ruhig gegliederte Fassa-
de mit dem umlaufenden Balkon 
verleiht den Gebäuden ein stim-
miges Erscheinungsbild. 

Der Neubau des Gründerlabors 
Würzburg überzeugt durch sei-
ne klare Formensprache und an-
sprechende Außenraumgestal-
tung. Die Tragkonstruktion aus 
Brettschichtholz in Kombination 
mit einer bedruckten Polycarbo-
natpaneele bildet den Raum für 
die eingestellten Boxen. Durch 
die transparente Hülle wird die 
Holz-Tragkonstruktion auch im 
öffentlichen Raum wahrnehm-
bar. Das Gebäude besticht wei-
ter durch die ansprechende In-
nenraumgestaltung und der mul-
tifunktionalen räumlichen Nut-
zungsmöglichkeit.

Bei der Preisverleihung verwies 
Ministerin Kaniber auf die heraus-
ragende Ökobilanz des Baustoffs 
Holz und seine vielfältigen Einsatz-
bereiche, gerade im urbanen Bau-
en. Ein Kubikmeter Holz entzie-
he der Atmosphäre beim Wach-
sen im Wald eine Tonne Kohlendi-
oxid und spare durch Substitution 
anderer Baustoffe weitere Treib-
hausgase ein. Die Digitalisierung 
werde zudem dem Bauen mit Holz 
weitere Türen öffnen, da sie die 
Herstellung individueller Bauteile 
wirtschaftlicher ermögliche. 

Der Holzbaupreis wird seit 
1978 alle vier Jahre vergeben. 
Er ist ein Gemeinschaftsprojekt 
des Forstministeriums, des Lan-
desbeirats Holz Bayern und pro-
Holz Bayern, unterstützt durch 
die Bayerische Architektenkam-
mer und die Bayerische Ingenieu-
rekammer-Bau. DK

Ideenwettbewerb  
zu energieeffizientem  
Bauen und Wohnen 

Auf der Weltleitmesse BAU 2019 in München wurden die Gewin-
ner des Ideenwettbewerbs „RE:frame Energieeffizienz: Neue Ideen 
für klimafreundliche Gebäude“ von Gunther Adler, Staatssekretär 
im Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, und von 
Andreas Kuhlmann, Vorsitzender der Geschäftsführung der Deut-
schen Energie-Agentur (dena), prämiert. Ausgezeichnet wurden 
insgesamt neun Ideen für neue kommunikative Ansätze oder Ge-
schäftsmodelle in drei Kategorien, darunter in der Kategorie „Bür-
germeister*innen von kleinen und mittelgroßen Gemeinden“.

Jedes Jahr verursachen die et-
wa 186.000 öffentlichen Gebäu-
de in Deutschland rund sechs 
Milliarden Euro Energiekosten. 
Energieeffizienz ist daher auch 
für die öffentliche Hand ein zen-
trales Thema. Geht es um die 
energetische Sanierung des 
kommunalen Gebäudebestands 
geht, so sind Bürgermeister die 
entscheidenden Treiber. Mit ef-
fizienten Gebäuden können sie 
punkten und den kommunalen 
Haushalt entlasten.

Virale Mitmachaktion

Eine zeitlich begrenzte, vira-
le Mitmachaktion im lokalen 
Umfeld einer kleineren Stadt 
oder Gemeinde ist die prämier-
te „Pepp-dein-Heim-Challenge“, 
erdacht von Larissa Mathiszik 
(Moers) und Monika Löber (Düs-
seldorf): Die virale Mitmach-
aktion für Kommunen funktio-
niert nach dem Schneeballprin-
zip. Der Bürgermeister gibt den 
Startschuss, indem er eine ener-
getische Sanierungsmaßnahme 
vorstellt. Dann nominiert er fünf 

weitere Hausbesitzer, die drei 
Monate Zeit haben, eine Effizi-
enzmaßnahme ihrer Wahl um-
zusetzen. Ist das geschafft, dür-
fen sie eine Plakette am Haus 
anbringen und jeweils fünf wei-
tere Hausbesitzer nominieren. 
Die Kampagne macht die große 
Spannweite möglicher Effizienz-
maßnahmen sichtbar. 

Mit einer weiteren Auszeich-
nung bedacht wurde die Idee 
„Grüne Viertel, glückliche Bür-
ger“ von Andreas Franke, VNG 
ViertelEnergie GmbH, Leipzig 
mit Unterstützung von Benedict 
Rehbein, pioneer communica-
tions GmbH, Leipzig. 

Die Idee verbindet Energie-
effizienz mit Begrünung. Je-
de energetische Sanierung im 
Quartier soll durch die Kommu-
ne demonstrativ begrünt und 
mit einem Infoschild darauf auf-
merksam gemacht werden. Be-
grünte Quartiere machen Klima-
schutz nach außen sichtbar, ver-
bessern die Luft und erhöhen die 
Lebensqualität. Kommunen kön-
nen mit ihrem Vorbild Unterneh-
men und Eigenheimbesitzer zur 
Nachahmung anregen. 

Transparente und  
sichtbare Sanierungsideen 

Ein Mitmach-Wettbewerb, der 
Bürger, Unternehmen und Kom-
munalverwaltung für den Klima-
schutz zusammenbringt, ist die 
Aktion „Die Energiewender – Un-
sere Kommune für unser Klima“ 
von Dr. Franziska Lietz, Hildes-
heim und Ramona Klatt, Hanno-
ver. In einem Wettbewerb werden 
Kommunen, Bürger, Unterneh-
men und öffentliche Verwaltung 
gleichermaßen einbezogen. Am 
Ende gewinnt die Gemeinde den 
Titel „Die Energiewender – Klima-
kommune 20XX“, die den größ-
ten Einsatz für den Klimaschutz 
im Gebäudebereich nachweisen 
kann. Der Internet-App-basier-
te Wettbewerb macht alle Sanie-
rungsideen transparent und sicht-
bar. So finden sich auch über die 
Gemeindegrenzen hinaus Nach-
ahmer.

Der Ideenwettbewerb ist Teil 
des Aktionsprogramms Klima-
schutz 2020 der Bundesregie-
rung. Dieses beschreibt strategi-
sche Maßnahmen, um die ener-
giepolitischen Ziele bis 2020 zu 
erreichen, und soll dem Gebäu-
debereich neue klimagerech-
te Impulse geben. Ziel ist es, bis 
zum Jahr 2050 einen energieef-
fizienten und nahezu klimaneu-
tralen Gebäudebestand zu ver-
wirklichen. DK

Bundesingenieurkammer warnt: 

Wegfall verbindlichen Preisrechts 
gefährdet Qualität am Bau

Im Klageverfahren vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
hat Generalanwalt Szpunar in seinen Schlussanträgen zum Aus-
druck gebracht, dass er die Verbindlichkeit der Mindest- und 
Höchstsätze der Honorar- und Gebührenordnung für Architek-
ten und Ingenieure (HOAI) für unvereinbar mit dem EU-Recht 
hält. Aus seiner Sicht behindern diese in unzulässiger Weise 
die Niederlassungsfreiheit, weil sie Ingenieuren und Architek-
ten nicht die Möglichkeit gäben, sich über niedrigere Preise im 
Markt zu etablieren. 

Parlamentarischer Abend des Bayerischen Industrieverbandes Baustoffe, Steine und Erden:

„Jeder will bauen – aber die  
Kiesgrube nebenan, bitte nicht“

Zwei brennende Themen bewegen aktuell die Baubranche und die 
Medien in Bayern. Es ist die Rede von „… der Sand wird knapp“ und 
„…dann müssen wir eben mehr recyceln“. Der Präsident des Baye-
rischen Industrieverbandes Baustoffe, Steine und Erden e.V., Mike 
Edelmann, brachte es vor Bundesverkehrsminister Andreas Scheu-
er und rund 150 Gästen aus Politik, Verwaltung, Institutionen und 
Medien im Bayerischen Hof auf den Punkt: „Ich kann Ihnen verspre-
chen, der Sand geht nicht aus! Deutschland ist reich an mineralischen 
Baurohstoffen und benötigt auch keinen Import – heute und mor-
gen nicht. Was allerdings immer schwieriger und teilweise unmög-
lich wird, ist neue Vorrangflächen oder Genehmigungen zu erhalten.“ 

Nutzungskonkurrenz durch an-
derweitige Schutzbelange, fehlen-
de Bereitschaft zur Veräußerung 
von Grundstücken, hoher büro-
kratischer Aufwand bei Genehmi-
gungsverfahren oder oftmals feh-
lende Akzeptanz vor Ort verhin-
dern die Ausweisung von Gewin-
nungsflächen. „Jeder will bauen 
– aber die Kiesgrube nebenan, bit-
te nicht.“ 

Auch zu „irreführenden Äuße-
rungen, dass durch Recycling un-
ser Rohstoffbedarf gedeckt wer-
den könne“ machte Edelmann eine 
klare Aussage. „Bayern hat einen 

durchschnittlichen Bedarf an mine-
ralischen Rohstoffen von 150 Mio. 
Tonnen pro Jahr. Nur ein Bruchteil 
von rund 5% kann durch Recycling-
baustoffe aus Abbruchmassen er-
setzt werden“. Es müssten ganze 
Städte abgerissen werden, um den 
Bedarf an Bau-Rohstoffen durch 
Sekundärrohstoffe nur annähernd 
decken zu können. Der BIV be-
kennt sich trotz vieler Hemmnisse 
darüber hinaus ausdrücklich zum 
Einsatz von RC-Baustoffen dort, wo 
es wirtschaftlich sinnvoll ist und die 
erforderlichen Qualitäten garan-
tiert werden können. 

Die heimische Rohstoffgewin-
nung ist in Bezug auf Nachhal-
tigkeit und Ökonomie alterna- 
tivlos. Alle sprechen von CO2-Be-
lastung und zunehmendem Ver-
kehr – müssten Rohstoffe von weit 
her transportiert werden, würde 
sich allein die CO2-Bilanz schon 
auf mittleren Strecken von 50 km 
dramatisch verschlechtern, von 
Feinstaub- und Verkehrsbelastung 
ganz zu schweigen. Zudem müss-
ten Bauherrn künftig mit höheren 
Kosten rechnen. Eine 2018 von 
forsa Politik- und Sozialforschung 
GmbH durchgeführte repräsenta-
tive Umfrage in Bayern hat erge-
ben, dass 76 % der Bevölkerung 
die künftige heimische Rohstoff-
gewinnung befürworten, unter 
anderem wegen kurzen Trans-
portwegen und einer unabhängi-
gen Rohstoffversorgung. 

Bundesverkehrsminister Andre- 
as Scheuer hob in seinem an-
schließenden Vortrag hervor, dass 
Bayern mit Baden-Württemberg 
die Spitzenreiter in Sachen Ableh-
nung von Infrastruktur-Projekten 
durch die Öffentlichkeit seien. Der 
Staat wiederum sei Spitze in Sa-
chen Investitionen. „Deutschland 
baut – Bayern baut“, so der Minis-
ter, zwei Milliarden Euro für Stra-
ßen. 800 Baustellen alleine 2018 
und immerhin 600 im aktuellen 
Jahr 2019, mit einigen Großprojek-
ten. Aber auch das Image der Bau-
stellen sei schlecht, obwohl für 
Fortschritt und Infrastruktur uner-
lässlich. Als Bundesverkehrsminis-
ter unterstrich er die Haltung des 
BIV zum Thema Nachhaltigkeit. 
Kritikern würde er entgegnen, wie 
umweltfreundlich es wäre, wenn 
Rohstoffe über weite Strecken 
mit proportional verschlechterter 
CO2-Bilanz und hohem Verkehrs- 
aufkommen in Regionen „impor-
tiert“ werden müssten, die ja ei-
gentlich über ausreichend Roh-
stoffvorkommen verfügen. r

V.l.: Pius Geiger (2. Vizepräsident des BIV), Mike Edelmann (Präsi-
dent des Bayerischen Industrieverbandes Baustoffe, Steine und Er-
den e.V. (BIV)), Andreas Scheuer (Bundesminister für Verkehr und 
digitale Infrastruktur), Kerstin Schreyer (Bayerische Staatsministe-
rin für Familie, Arbeit und Soziales), Andreas Moßandl (1. Vizepräsi-
dent des BIV), Dr. Bernhard Kling (Geschäftsführer BIV). r

Sollte der EuGH den Ausfüh-
rungen des Generalanwalts fol-
gen, befürchtet die Bundesin-
genieurkammer große Nachtei-
le vor allem für die Verbraucher. 
„Ein Wegfall des Preisrahmens, 
den die HOAI vorgibt, würde die 
Qualität beim Planen und Bauen 
massiv gefährden“, betonte der 
Präsident der Bundesingenieur-
kammer, Dipl.-Ing. Hans-Ullrich 
Kammeyer. 

Wer beim Planen spart, 
zahlt beim Bauen drauf

„Jeder weiß, dass für einen 
zu niedrigen Preis keine hinrei-
chende Qualität geliefert werden 
kann – das gilt auch für Ingeni-
eurleistungen. Daher befürchten 
wir, dass nach einem Wegfall der 
Mindestsätze der HOAI nur noch 
der Preis darüber entscheidet, 

was bzw. wie geplant und gebaut  
wird. Die Qualität wäre dann 
zweitrangig. Wer beim Planen 
spart, zahlt hinterher beim Bauen 
drauf“, führt Dipl.-Ing. Hans-Ull-
rich Kammeyer ergänzend aus.

Dank für Engagement

Zuvor haben die Planerorga-
nisationen gemeinsam mit der 
Bundesregierung alles für den Er-
halt der Mindest- und Höchstsät-
ze der HOAI getan. Daher dankte 
Hans-Ullrich Kammeyer der Bun-
desregierung und insbesondere 
dem Bundeswirtschaftsministeri-
um für ihr Engagement und sag-
te: „Ich hoffe sehr, dass das letz-
te Wort in dem Verfahren noch 
nicht gesprochen ist.“

Das Urteil des EuGH wird für 
das zweite oder dritte Quartal 
2019 erwartet. r
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Qualität fordern, Werte schaffen

Weltwassertag am 22. März:

„Niemand zurücklassen – Wasser 
und Sanitärversorgung für alle“

Das Motto des 27. Weltwassertags am 22. März lautet „Leaving no 
one behind – water and sanitation for all“, zu deutsch: „Niemand 
zurücklassen – Wasser und Sanitärversorgung für alle“. Wasser und 
Sanitärversorgung für alle? „In Deutschland brauchen wir nur den 
Wasserhahn aufzudrehen und schon sprudelt sauberes Trinkwasser 
heraus. Spätestens seit dem heißen, trockenen Sommer 2018 wis-
sen wir jedoch, dass sich die Verfügbarkeit von sauberem Trinkwas-
ser immer und überall, auch in Deutschland, in Zeiten des globalen 
Wandels, mittelfristig zum Problem entwickeln kann. Wir müssen 
vernünftig haushalten“, so Pfaffenhofens Landrat Martin Wolf. 

Cornelia Teubner vom Gesund-
heitsamt Pfaffenhofen: „Von den 
über siebzig Prozent Wasser, das 
unseren „blauen Planeten“ be-
deckt, steht nur ein winziger 
Bruchteil (ca. 2,5 %) als trinkba-
res Süßwasser zur Verfügung - und 
dieses ist weltweit alles andere als 
‚gerecht‘ verteilt. 

40 Prozent der Weltbevölke-
rung kennen Wassermangel – 
und das beim steten Wachstum 
der Bevölkerung.“ Schon auf-
grund klimatischer, saisonaler 
und geografischer Gegebenhei-
ten steht vielen Menschen kaum 
bzw. gar kein direkter Trinkwas-
serzugang zur Verfügung. Doch 
auch die politischen Machtvertei-
lungen, Korruption oder Missma-

nagement im Wasserbereich, ver-
hindern eine gerechte Aufteilung 
der Lebensgrundlage Wasser. 
Durch den ständig zunehmenden 
Wasserbedarf entsteht ein regel-
rechter Wettkampf zwischen den 
unterschiedlichen Interessens-
gruppen wie Trinkwasserversor-
gung, Landwirtschaft, Energiever-
sorgung oder Industrie. 

Jeder Deutsche braucht im 
Schnitt pro Tag ca. 120 Liter Trink-
wasser – eine Menge, die noch 
nicht einmal eine Badewanne fül-
len würde. Wir benötigen das 
Wasser zum Kochen, Waschen, 
Duschen, für die Toilettenspülung 
usw. Verschwindend gering ist die-
ser Bedarf gegenüber der Menge 
an virtuellem Wasser, das wir täg-

lich benötigen. Laut UNESCO ver-
steht man unter dem Begriff virtu-
elles Wasser „…die Gesamtmen-
ge an Wasser, die während des 
gesamten Herstellungsprozesses 
eines Produktes, Lebensmittels 
oder einer Dienstleistung ver-
braucht bzw. verschmutzt wird 
oder dabei verdunstet – der so-
genannte ‚Wasserfußabdruck‘. 
Dabei wird jeder einzelne Schritt 
im Herstellungsprozess mit ein-
bezogen.“

Täglich ca. 4.000 Liter Wasser  
pro Einwohner

Insgesamt kommen wir dabei 
auf ca. 4.000 Liter Wasser pro Ein-
wohner am Tag in Deutschland, 
das zum Beispiel für jede Jeans, 
die wir tragen, jeden Kaffee oder 
Wein, den wir trinken oder jedes 
Stück Obst oder Fleisch, das wir 
essen, benötigt wird. Wenn wir 
nun überlegen, woher wir all die-
se Produkte beziehen, werden 
wir feststellen, dass ein Großteil 
des Wassers zur Herstellung un-
serer Güter in den ohnehin was-
serarmen Gebieten der Erde ver-
braucht wird. 

Immer häufiger befinden sich in  
diesen meist generell sehr armen  
Ländern Wasserversorgungsanla- 
gen bis hin zum gesamten Was- 
servorkommen in den Händen 
privater Unternehmer. Das Was-
ser wird dann teuer in Flaschen 
oder Kanistern verkauft und 
dient ausschließlich der Gewinn- 
orientierung, statt der Grund- 
versorgung der einheimischen 
Bevölkerung. Dabei hat die Ge-
neralversammlung der Verein-
ten Nationen 2010 das Recht auf 
Wasser als Menschenrecht an-

erkannt. Die Verfügbarkeit von 
Wasser ist also ein Politikum. 

Weltweit kämpfen viele Hilfs-
organisationen, wie zum Beispiel 
Unicef, Brot für die Welt, Viva con 
aqua oder Caritas für eine sozi-
al gerechte Wasserpolitik. Mithil-
fe humanitärer finanzieller Un-
terstützung wird u.a. beim Bau 
von Brunnen, Handpumpen, Auf-
fangbecken, Filteranlagen und 
Wasserleitungen in robuster, ein-
fach zu wartender Bauweise ge-
holfen, damit die Einwohner ih-
re Anlagen auch selbst bedienen 
und vor allem auch instand halten 
können. Es werden einfache Latri-
nen und Toiletten gebaut und da-
bei die wichtigsten Hygieneregeln 
geschult, um z.B. durch regelmä-
ßiges Händewaschen die oftmals 
tödlichen Durchfallerkrankungen 
zu minimieren. Auch die organi-
sierte Müll- und Abwasserentsor-
gung und die dazu notwendigen 
Infrastrukturen stehen im Fokus. 

Cornelia Teubner: „In deut-
schen Haushalten wird meist auf 
den sparsamen Umgang mit Was-
ser geachtet, jedoch ist Deutsch-
land auch eines der führenden 
Konsum- und Importländer der 
Welt. Laut Bundesverband für Pa-
ket- und Expresslogistik verschi-
cken Deutsche allein über 3,35 
Mrd. Kurier-, Express- und Paket-
sendungen pro Tag.“ 

Konsumbedürfnis verschlingt 
Energie und Wasser

Nicht selten werden Waren, die 
bei Nichtgefallen wieder zurück-
gehen, aus Kostengründen da-
nach einfach entsorgt und lieber 
neu produziert, statt sie dem Han-
del wieder zur Verfügung zu stel-
len. Es wird erwartet, dass jedes 
Produkt, zu jeder Zeit, in mehr als 
ausreichender Menge zur Verfü-
gung steht. Auch bei den Lebens-
mitteln orientieren wir uns viel zu 
selten an saisonalen und regiona-
len Produkten, sondern verlangen 
nach der großen bunten Vielfalt, 

10. und 11. April 2019:

5. Süd- und Ostbayerische  
Wassertagung in Landshut
Am 10. und 11. April 2019 findet in Landshut die 5. Süd- und Ost-
bayerische Wassertagung statt. Über 100 Aussteller werden rund 
um die Themen Wasser und Abwasser neue Ideen und bewähr-
te Produkte präsentieren. Parallel zur Messe findet ein Forum mit 
branchenspezifischen Vorträgen statt. Hier werden neue Technolo-
gien, Projekte und Verfahren aus der Wasserwirtschaft vorgestellt.

Das Fachprogramm widmet sich den aktuellen Herausforderun-
gen und den zukunftweisenden Themen für die bayerische Wass-
erwirtschaft, wie zum Beispiel Kanalnetzbewirtschaftung 4.0 und 
biologisch abbaubare Feuchtetücher. Parallel zur Messe wird wie-
der die Fortbildung der Wasserwerksnachbarschaften angeboten.

Die Messe richtet sich insbesondere an Werksleiter, Geschäfts-
führer, Bürgermeister und Betriebsleiter sowie technisches Be-
triebspersonal von Wasserversorgungs- und entsorgungsbetrie-
ben, an Vertreter von Industrie, Fachfirmen, Ingenieurbüros und 
Fachbehörden ebenso Vertreter der Wissenschaft und Interes-
sierte rund um das Thema Wasser und Abwasser.

Die Süd- und Ostbayerische Wassertagung wird veranstaltet 
vom Umweltcluster Bayern, der ARGE Wasser Abwasser Nieder-
bayern/Oberpfalz und der ARGE Oberbayern. Kooperationspart-
ner sind der Bayerische Gemeindetag, die Bayerische Verwal-
tungsschule, die Mösslein GmbH, die Vulkan-Verlag GmbH und 
die Wasserwerksnachbarschaften Bayern e.V. Schirmherr ist Rai-
ner Haselbeck, Regierungspräsident von Niederbayern.
Weitere Informationen: www.wassertagung.de r

Volkach:

Generalsaniertes  
Hallenbad eingeweiht

Freude in Volkach (Landkreis Kitzingen): Dort fand die Einwei-
hung des generalsanierten, rund 40 Jahre alte Hallenbades statt. 
Von den insgesamt investierten 6,7 Millionen Euro muss die Stadt 
vier Millionen Euro selbst aufbringen. Den Rest übernimmt die 
Regierung von Unterfranken. 

Neben der neuen Ausklei-
dung des Schwimmbeckens und 
der Erneuerung der Betriebs-
technik wurde das Gebäude 
energetisch generalsaniert so-
wie Duschen und Umkleiden 
modernisiert. Das Bad verfügt 
außerdem über behindertenge-
rechte Zugänge, eine Wartezo-
ne für Schüler und einen neuen 
Bademeisterraum. 

Erstmals in Betrieb genom-
men wurde das Volkacher Hal-
lenbad im Herbst 1970. Seit der 
Jahrtausendwende waren im-
mer wieder Sanierungsarbeiten 
nötig. 2008 wurde deshalb  dis-
kutiert, ob sich die Stadt Volkach 
zwei Bäder, nämlich das Hallen-
bad und ein Freibad, leisten 
kann. Schließlich votierte der 
Stadtrat für die Sanierung des 
Hallenbades. Baubeginn war im 
Januar 2017. 

Nach Auffassung von Bürger-
meister Peter Kornell ist das 

Hallenbad für die Infrastruktur 
der Stadt und der Mainschlei-
fe von großer Bedeutung. Dem 
Stadtrat sei es wichtig gewesen, 
dass Schulkinder auch künftig 
in Volkach schwimmen lernen 
können. Zudem habe der Ge-
sundheitsaspekt für Einwohner 
und Umland eine Rolle gespielt.

Region wird attraktiver

Laut stellvertretendem Land-
rat Paul Streng „war die Gene-
ralsanierung eine weise Ent-
scheidung der Stadt“, mache sie 
doch die gesamte Region attrak-
tiver. Regierungsvizepräsident 
Jochen Lange sprach seinerseits 
von einem „gelungenen Werk“. 
Gerade für den Schulsport sei 
das Hallenbad von großer Be-
deutung. Die Bereitschaft der 
Stadt, den Großteil der Kosten 
zu tragen, stelle die Grundlage 
der Förderung dar. DK

deren Erzeugung, Import bis hin 
zum Verbraucher neben Energie 
eben auch viel Wasser verschlingt, 
das den Menschen im Exportland 
zum Leben - oft Überleben - fehlt. 

„Niemand zurücklassen – Was- 
ser und Sanitärversorgung für al-
le“. Jeder, vor allem diejenigen, 
denen Wasser und die finanziellen 
Mittel ausreichend zur Verfügung 
stehen, können etwas dafür tun: 
• Hierzulandeist die Trinkwasser-
qualität gut. Warum also kein Lei-
tungswasser trinken? Und wenn 
es schon Flaschenwasser sein 
muss, dann zumindest regional 
bzw. ohne lange Transportwege.
• Lebensmittel wie Rindfleisch, 
Schokolade, Kaffee, Avocados 
usw. führen die Liste der Lebens-
mittel an, die das meiste virtuel-
le Wasser verbrauchen. Der mas-
sive Anstieg des Fleischkonsums 
führt zudem zu Intensivtierhal-
tung, die nicht selten importier-
tes Kraftfutter benötigt. Um ca. 
1 kg Rindfleisch zu produzieren, 
werden neben fast 50 kg Getreide 
und Rohfutter, gut 150 Liter Was-
ser benötigt. Zusätzlich kommen 
noch mehrere 10.000 Liter Was-
ser für die Futterherstellung da-
zu. Die Verschmutzung des Was-
sers beim Versickern von Dünger 
und Mist ist dabei noch nicht ein-
mal mit eingerechnet. 
• Die Bekleidungsindustrie ist seit 
Jahren in der Kritik. Neben den 
schlechten Arbeitsbedingungen 
und dem Einsatz giftiger Chemika-
lien (z.B. zum Bleichen) - die letzt-
lich auch im Wasser landen - ist 
u.a. auch der wasserintensive An-
bau von Baumwolle bedenklich. 
• Im Urlaub gehen wir oft ver-
schwenderischer mit Wasser um, 
als wir dies normalerweise Zu-
hause tun würden. Sei es bei den 

Handtüchern, die im Hotel für das 
tägliche Waschen auf dem Bade-
zimmerboden landen, oder der 
übermäßige Konsum am All-you-
can-eat-Buffet, von dem die Hälf-
te auf den Tellern liegen bleibt, um 
dann als Abfall entsorgt zu wer-
den. 
• Bei übertriebener Sparsamkeit 
bzw. falschem Nutzverhalten im 
Haushalt kann das Wasser in den 
Leitungen stagnieren, was wiede-
rum die Qualität verschlechtert 
und zu Legionellenproblemen im 
Leitungsnetz führen kann. Den-
noch kann man durch Duschen 
statt einem Vollbad deutlich Was-
ser sparen und das Wassernetz 
trotzdem ausreichend spülen. 

„Wir können also allein durch 
bewusstes Konsumverhalten Ver-
antwortung übernehmen und ei-
nen wertvollen Beitrag leisten“, 
so Teubner. An dieser Stelle sei auf 
ein afrikanisches Sprichwort ver-
wiesen, das auch in der Informa-
tionsbroschüre „Virtuelles Wasser 
– Verstecktes Wasser auf Reisen“ 
des Staatsministeriums für Um-
welt und Verbraucherschutz nach-
zulesen ist:  „Wenn viele kleine 
Leute, an vielen kleinen Orten, vie-
le kleine Schritte tun, können sie 
das Gesicht der Welt verändern.“

Die Bereitstellung von Trinkwas-
ser ist in Deutschland kommunale 
Pflichtaufgabe und selbst wenn 
die Wasserpreise hin und wieder 
steigen, ist es aufgrund der gu-
ten Einkommen und sozialen Si-
cherungssysteme so gut wie un-
möglich, dass irgendjemand hier-
zulande seinen Zugang zu saube-
rem Trinkwasser verliert. Ein Stück 
weit hat jeder Einzelne von uns 
die Möglichkeit, in vielen kleinen 
Schritten, an vielen kleinen Orten, 
etwas zu verändern. rBewerbungsaufruf für Stiftungspreis 2019:

„Das beste  
kommunale Schwimmbad“

Die gemeinnützige Stiftung „Lebendige Stadt“ ruft Städte 
und Gemeinden auf, sich für den diesjährigen Stiftungspreis 
2019 „Das beste kommunale Schwimmbad“ zu bewerben. 
Dabei soll die Bedeutung für die Gesundheit und Fitness von 
kommunalen Schwimmbädern hervorgehoben werden. Als 
Preissumme ist ein Betrag von 15.000 Euro ausgesetzt. Ver-
geben wird der Stiftungspreis 2019 am 17. September im 
Vonovia Ruhrstadion in Bochum.

Gesundheitsförderung und Nachhaltigkeit

Konkret geht es dabei um Hallen- und Kombibäder, die ins-
besondere zur Gesundheitsförderung und Stärkung des Ge-
meinschaftssinns der Kommune beitragen. Außerdem spielt 
die ökonomische und ökologische Nachhaltigkeit der Bäder 
bei der Beurteilung eine wichtige Rolle, so dass sie ökologisch 
vereinbar sein sollen und damit langfristig zur Lebensqualität 
der Kommune beitragen. 

Ziel des Stiftungspreises ist die Auswahl eines „Best-
Practice-Beispiels“, das als Vorbilds- und Innovationsfunktion 
für übrige Schwimmbäder dienen soll. Dadurch wird erhofft, 
dass ein „Know-how“-Austausch zwischen den kommunalpo-
litischen Entscheidungsträgern stattfindet, der zur allgemei-
nen Verbesserung und Entwicklung europaweiter Schwimm-
bäder sorgt. DK

Regelwerk – Neuerscheinung:

Abwasserfiltration 
durch Raumfilter

Arbeitsblatt DWA-A 203
Die Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall e. V. (DWA) hat das Arbeitsblatt DWA-A 203 „Abwasserfiltrati-
on durch Raumfilter nach biologischer Reinigung“ veröffentlicht. Es 
befasst sich mit der Filtration von kommunalem Abwasser. 

Das Arbeitsblatt bezieht sich auf 
die Bemessung und Auslegung der 
Raumfiltration. Mit der aktuell dis-
kutierten Thematik der Entfernung 
von Spurenstoffen, beispielswei-
se durch den Einsatz von Aktivkoh-
le oder Ozon, wird der Abwasser-
filter aus einem neuen Gesichts-
punkt betrachtet. Ebenfalls ist mit 
dem Raumfilter eine verbesserte 
Entfernung von Mikroplastik mög-
lich, wodurch diese Technik auch 
zukünftig als ein wichtiges Element 
der weitergehenden Abwasserrei-
nigung Bestand hat.

Änderungen

Die Bemessungsansätze sind 
im vorliegenden Arbeitsblatt ei-
ner Überprüfung unterzogen 
worden. Gegenüber dem Ar-
beitsblatt ATV-A 203 (04/1995) 
wurden im vorliegenden Arbeits-
blatt DWA-A 203 folgende Ände-
rungen vorgenommen:
• Anpassung an die europäische 
Normung und zwischenzeitlich 
eingetretene Veränderungen der 
Regelwerke 
• Differenzierung bei der Wahl 
der Filtergeschwindigkeit 
• Einführung einer Raum- und/
oder Flächenbelastung bei der 
Dimensionierung 
• Darstellung der kontinuierli-
chen Filtration 
• Erweiterung und Überarbei-
tung des Rechenbeispiels 
• Bezug zur Entfernung von Spu-
renstoffen und Mikroplastik 
• Einbindung von Betriebserfah-
rungen mit der Abwasserfiltration.

Das Arbeitsblatt wurde von 

der DWA-Arbeitsgruppe KA-
8.3 „Abwasserfiltration“ (Spre-
cher: Dipl.-Ing. Thomas Rolfs) im 
DWA-Fachausschuss KA-8 „Ver-
fahren der weitergehenden Ab-
wasserreinigung nach biologi-
scher Behandlung“ erarbeitet 
und richtet sich an Planer, Be-
treiber, Hersteller und Fachbe-
hörden und soll als praxisorien-
tierte, fundierte Arbeitshilfe zur 
Bemessung und Auslegung der 
Raumfiltration dienen. r
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Würzburg:

Entwässerungsbetrieb führt 
integriertes Managementsystem ein

540 Kilometer Kanalleitungen, 50 Regenrückhaltebecken, eine kom-
plexe Infrastruktur unter der Erde – der städtische Entwässerungsbe-
trieb ist ein „Hightech-Dienstleister für die Region“, wie es der ehema-
lige Werkleiter Professor Christian Baumgart formuliert. Wenn nur 
einer der etwa 200.000 Menschen in der Region eine Toilettenspü-
lung drückt oder Waschwasser in den Abfluss lässt, ist es Aufgabe des 
Entwässerungsbetriebs, das Abwasser zum Klärwerk in die Mainau- 
straße zu transportieren. 

Das Kanalnetz ist über Jahr-
hunderte gewachsen, wird stän-
dig bedarfsgerecht angepasst und 
sorgt dafür, dass bei starkem Nie-
derschlag das Regenwasser in die 
Bäche und das Schmutzwasser in 
die Kläranlage läuft. Zentrale Auf-
gabe des Entwässerungsbetriebs 
sind nicht nur Auffangen von Re-
genwasser, Reinigen von jährlich 
20 Millionen m³ Abwasser und Be-
treiben der Kanäle, sondern ganz 
besonders der Hochwasser- und 
Gewässerschutz. Täglich sorgen 
die 120 Mitarbeiter für Klarschiff 
unter Würzburgs Oberfläche und 
stellen durch die geregelte Ab-
wasserreinigung das ökologische 
Gleichgewicht der Gewässer si-
cher – für die Stadt Würzburg wie 
auch 16 Umlandgemeinden. Ge-
treu dem Motto „Wir haben ei-
ne große Aufgabe, können aber 
immer noch besser werden“, hat 
sich der EBW einem integrierten 
Umwelt- und Qualitätsmanage-
ment unterzogen und sich vom 
TÜV Süd zertifizieren lassen.

„Wir machen damit die Be-
triebsabläufe noch transparenter, 
vermeiden Parallelstrukturen, or-
ganisieren schlanker und perfek-
tionieren die Prozesse“, erklärt 
Werkleiter Benjamin Schneider. 
„Das integrierte Managementsys-
tem trägt dazu bei, Ressourcen wie 
Material, Energie oder Wasser ef-
fizienter einzusetzen und die Um-
weltauswirkungen der Betriebs- 
tätigkeit zu reduzieren.“ Nötig wa-
ren dazu tausende von Arbeits-
stunden neben den normalen Be-
triebsabläufen zur Dokumentation 
der Prozesse und Entwicklung von 
effektiven Strategien. 

Ein paar Beispiele: Permanent 
werden Kamerafahrzeuge in den 
Kanälen Würzburgs eingesetzt, 
um Schäden zu erfassen. Die-
se Schäden werden nun nach ei-
nem festen System dokumentiert. 
Dieses fließt zur Behebung sofort 
in einen geregelten Arbeits- und 
Wirtschaftsplan ein. Damit kein 
Tropfen verunreinigtes Abwas-
ser in den wertvollen Main gerät. 

Oder: Kanalreiniger stellen täglich 
eine Vielzahl von kaputten Stei-
geisen in den Kanalzugängen fest 
und melden diese. Taten sie dies 
bisher per Telefon, wurde nun ein 
fester Ablauf vereinbart, mit dem 
alle Meldungen auf gleiche Weise 
dokumentiert werden. So wird si-
chergestellt, dass die Stolperfal-
len baldmöglichst behoben wer-
den. Ein wichtiger Beitrag für die 
Arbeitssicherheit. 

Verbesserte Arbeitsprozesse

Mitgearbeitet haben an dem 
Managementsystem alle 120 Mit-
arbeiter des Entwässerungsbe-
triebs, von der Mülltrennung bis 
in die Werkstätten wurden alle Ar-
beitsprozesse dokumentiert, über-
prüft und verbessert. „Eine riesige 
Aufgabe“, sagt Professor Christian 
Baumgart, unter dessen Leitung 
die Zertifizierung begonnen wur-
de. In einer kleinteiligen Arbeit in-
nerhalb von nicht ganz zwei Jah-
ren wurde die Zertifizierung unter 
Mitwirkung eines Berliner Fachbü-
ros nun abgeschlossen. Das integ-
rierte Umwelt- und Qualitätsma-
nagementsystem des EBW basiert 
in allen Bereichen auf DIN-Vor-
schriften, wie die Abteilungslei-
terin Kanalbetrieb und Klärwerk, 
Christine Neuland, erklärt. Auf Ba-
sis dieser DIN-Vorgaben nahm der 

Freuen sich über die Zertifizierung des Entwässerungsbetriebs. 
V.l.: Oliver Menz (Kanalbetrieb), Klaus Lurz (Verfahrenstechnik 
Klärwerk), Eberhard Oehler (Leiter Kanalbetrieb), Christine Neu-
land (Abteilungsleiterin Kanalbetrieb und Klärwerk), Prof. Christian 
Baumgart (ehem. Werkleiter), Benjamin Schneider (Werkleiter Ent-
wässerungsbetrieb), Jörg Roth (stv. Werkleiter Entwässerungsbe-
trieb). Bild: Claudia Lother

TÜV Süd das Managementsystem 
nach einwöchigen Audits im Be-
trieb ab. Ausruhen auf dem Zertifi-
zierungszeugnis kann sich der EBW 
aber nicht. Qualitätsmanagement-
beauftragter Klaus Lurz wird wei-
terhin jedes Jahr die Arbeitsprozes-
se begutachten und interne Audits 
organisieren. „Es ist eine fortlau-
fende Arbeit, den EBW immer bes-
ser und umweltfreundlicher zu ma-
chen“, so stellvertretender Werk-
leiter Jörg Roth. 

Umweltmanagement

Früher beschäftigte sich betrieb-
licher Umweltschutz vor allem mit 
der systematischen Kontrolle der 
Umweltauswirkung am Standort, 
insbesondere mit Hinblick auf die 
Einhaltung gesetzlicher Vorschrif-
ten. Heute arbeitet ein professio-
nelles Umweltmanagement strate-
gisch: Mit einer ISO 14001 Zertifi-
zierung werden Schwachstellen im 
Umweltmanagement aufgedeckt 
und die Grundlage für einen kon-
tinuierlichen und nachweisbaren 
Verbesserungsprozess geschaffen. 
Umweltrisiken werden reduziert, 
natürliche Ressourcen geschont 
und die Umweltleistung nachhaltig 
verbessert. 

Qualitätsmanagement

Qualitätsmanagement umfasst 
alle Maßnahmen, Tätigkeiten und 
Zielsetzungen zur Sicherung und 
Verbesserung der Produkt- und 
Prozessqualität. Zu berücksichti-
gen sind alle gültigen Gesetze, die 
Wirtschaftlichkeit, Umweltaspek-
te sowie die Forderungen und An-
sprüche aller beteiligten Interes-
sensgruppen (wie Kunden, Mitar-
beiter, Lieferanten uvm.). 

Ein wesentlicher Effekt eines 
Qualitätsmanagements ist die 
Standardisierung der organisato-
rischen Prozesse. Die strukturier-
te Aufbereitung der Arbeitsabläu-
fe verleiht dem Betrieb deutlich 
mehr Ordnung und Transparenz. 
Prozesse und Abläufe können 
sachlicher diskutiert und Proble-
me leichter aufgespürt und identi-
fiziert werden. Insgesamt wird die 
gezielte Steuerung der Unterneh-
mensabläufe deutlich vereinfacht. 

Für die Mitarbeiter können die 
standardisierten Arbeitsbeschrei-
bungen eine große Unterstützung 
darstellen, insbesondere für Tätig-
keiten, die nur unregelmäßig aus-
geführt werden müssen. So kön-
nen z.B. auch neue Mitarbeiter 
deutlich leichter in die Unterneh-
mensprozesse eingearbeitet wer-
den. Der kontinuierliche Verbes-
serungsprozess ist ein Grundprin-
zip des Qualitätsmanagements, 
bei dem fortwährend in kleinen 
Schritten die Unternehmenspro-
zesse überarbeitet werden. Dies 
trägt langfristig zu effizienteren 
und effektiveren Arbeitsabläufen 
bei. Der Qualitätsgedanke muss 
dazu von allen Prozessbeteiligten 
gelebt werden. Das kann nur ge-
lingen, wenn es eindeutig festge-
legte Abläufe und Handlungsvor-
gaben gibt und Verantwortung 
auf jeden einzelnen Beschäftigten 
übertragen und kontrolliert wird. 
Ein Qualitätsmanagement trägt 
somit zur Einführung einer „Quali-
tätskultur“ bei, um damit sowohl 
die Effektivität und die Betriebs-
sicherheit als auch die Zufrieden-
heit der Bürger zu steigern. r

33. Oldenburger Rohrleitungsforum:

Klimawandel sorgt für 
Stress bei Rohrleitungen
Das Oldenburger Rohrleitungsforum mit begleitender Fachausstellung 
konnte wieder mit den gewohnt beeindruckenden Zahlen aufwarten: 
Rund 3.500 Besucher aus dem In- und Ausland sowie ca. 400 Ausstel-
ler und etwa 145 Referenten und Moderatoren bildeten den Rahmen 
für eine gelungene Veranstaltung, welche die Jade Hochschule am Stu-
dienort Oldenburg wie gewohnt an ihre Kapazitätsgrenzen brachte. 75 
studentische Hilfskräfte hatten fast 5.000 Stunden gearbeitet, um Ge-
bäude und Gelände auf den Ansturm vorzubereiten.

Mit ihrem Engagement schu-
fen die Studenten die Basis für 
den reibungslosen Ablauf eines 
Forums, das in diesem Jahr unter 
dem Leitthema „Rohrleitungen – 
Transportmedium für Trinkwasser 
und Abwasser“ stand.

Dementsprechend handelten 
viele der diesjährigen Referate 
von Trinkwasser und Abwasser 
bzw. den entsprechenden Netzen 
und deren Beeinflussung durch 
einen globalen Klimawandel. Dies 
bildete gleichsam den inhaltlichen 
roten Faden einer Diskussion, die 
durch die Wetterentwicklung in 
Mitteleuropa und in Deutschland 
im vergangenen Jahr besonders 
aktuell geworden ist.

Marktplatz der Meinungen

Der sehr lange und warme 
Sommer führte 2018 jedenfalls in 
einigen Gebieten zu erheblichen 
Ernteeinbußen in der Landwirt-
schaft, mancherorts gab es auch 
Beeinträchtigungen der Trink-
wasserversorgung – ein Sachver-
halt, dessen konkrete Auswirkun-
gen auf die Arbeit von Kommunen 
und Netzbetreibern vorgestellt 
wurden. Davon unabhängig fan-
den in zahlreichen Vorträgen im-
mer auch andere, spannende und 
aktuelle Themen aus der Rohr-
leitungswelt Eingang in die Pro-
grammvielfalt des Oldenburger 
Rohrleitungsforums. 

Wie in den Vorjahren eröffne-
te Prof. Thomas Wegener, Vor-
standsmitglied des Instituts für 
Rohrleitungsbau an der Fach-
hochschule Oldenburg e. V., Ge-
schäftsführer der iro GmbH Ol-
denburg und Vizepräsident der 
Jade Hochschule, am Vorabend 
das Forum im ehemaligen Plenar-
saal des Oldenburger Landtages. 
Einführungsvorträge von Prof. Dr. 
Daniela Jacob, Direktorin des Cli-
mate Service Center Germany, ei-
ner wissenschaftlichen Organisa-
tionseinheit des Helmholtz-Zent-
rums Geesthacht, Hamburg, Dr.-
Ing. Dirk Waider, Mitglied des 
Vorstands der GELSENWASSER 
AG, Gelsenkirchen, Vizepräsident 
Wasser des DVGW Deutscher Ver-
ein des Gas- und Wasserfaches e. 
V., Bonn, und Dipl.-Kfm. Karsten 
Specht, Geschäftsführer (Spre-
cher) des Oldenburgisch-Ostfriesi-
schen Wasserverbandes (OOWV), 
Brake, Vizepräsident Wasser des 
Verbandes Kommunaler Unter-
nehmen, Berlin, schufen die fach-
liche Basis und Diskussionsgrund-
lage für die fünf thematischen 
Handlungsstränge mit insgesamt 

30 Veranstaltungen auf dem zwei-
tägigen Forum.

Vieles drehte sich dabei um 
die Auswirkungen des Klimawan-
dels auf unsere unterirdische In-
frastruktur. Mit Blick auf die Ent-
wicklung – insbesondere die Zu-
nahme von Hitzewellen und Trink-
wasserknappheit, Starkregen und 
Überschwemmungen – sehen Ex-
perten Stress für die Rohrleitun-
gen voraus. Stress, der letztend-
lich auch auf die Netzbetreiber 
zukommt. In Mitteleuropa muss 
schon heute mit einer sehr gro-
ßen Variabilität von Wasserbedarf 
und Regenwasseraufkommen ge-
rechnet werden – auch hierin sind 
sich die Fachleute einig. Unter an-
derem gilt es, leitungsgebunde-
ne Infrastrukturen und kommu-
nale Entwässerungssysteme was-
sersensibel anzupassen und kons-
truktiv auf den Wechsel zwischen 
lange anhaltenden Trockenperio-
den und punktuell auftretenden 
Starkregenereignisse einzustellen. 

Praxisberichte und  
Forschungsvorhaben

Strategische Anpassungspla-
nung an die zu erwartenden Ver-
änderungen, so beispielsweise 
Möglichkeiten der Optimierung 
des Netzbetriebs in Form von wei-
terer Vernetzung und Digitalisie-
rung wurden ebenso vorgestellt, 
wie aktuelle Forschungsvorha-
ben oder die Praxiserfahrungen 
von kommunalen Netzbetreibern 
wie HAMBURG WASSER oder dem 
OOWV in Brake, der ebenso wie 
viele andere Versorger in Deutsch-
land die Folgen des sogenannten 
Jahrhundertsommers 2018 im 
wahrsten Sinne des Wortes auszu-
baden hatte. 

Ein Wandel in der Nachfra-
geentwicklung hatte eine ver-
änderte Auslastung des Versor-
gungssystems zur Folge, so ein 
Sprecher des Oldenburgisch- 
Ostfriesischen Wasserverbandes. 
Mehrere Jahre in Folge mit ähnli-
chen Wetterkapriolen würden die 
Wasserversorger an die Grenzen 
ihrer Leitungsfähigkeit bringen, so 
der Tenor.

Vor diesem Hintergrund sind 
Versorger und Entsorger gut bera-
ten, sich auf die unterschiedlichen 
Szenarien vorzubereiten und einen 
möglichen Plan B in der Schublade 
zu haben. Voraussetzung hierfür 
ist nicht zuletzt das gemeinsame 
Ziehen an einem Strang von Poli-
tik und Gesellschaft, Wissenschaft-
lern vieler Fachrichtungen, Stadt-
planern und Netzbetreibern. r

D&S Rohrsanierung baut Schlauchliner in Erftstadt ein:

Kleiner Schlauch – große Wirkung
Bei der Sanierung eines Mischwasserkanals aus den 1960er Jah-
ren in einem Wohngebiet im Ortsteil Kierdorf haben sich die Stadt-
werke Erftstadt aufgrund der Gegebenheiten vor Ort für eine gra-
benlose Sanierung entschieden. Neben den eingeschränkten 
Platzverhältnissen und der Art der Schäden gaben insbesondere 
wirtschaftliche und zeitliche Aspekte den Ausschlag für den Einzug 
eines GFK-Schlauchliners durch die Niederlassung Rhein-Ruhr der 
DIRINGER & SCHEIDEL ROHRSANIERUNG GmbH & Co. KG in Gelsen-
kirchen. Der Liner wurde aufgrund des relativ kleinen Profils der be-
schädigten Haltung vom Hersteller maßgeschneidert geliefert.

Dichte Abwasserleitungen und 
-kanäle sind von großer Bedeu-
tung für eine funktionierende In-
frastruktur. Nicht zuletzt deswe-
gen wurde die Selbstüberwa-
chungsverordnung Kanal (SüwV 
Kan) 1996 initiiert, die eine regel-
mäßige optische Kontrolle der Ab-
wasserkanäle vorsieht. Vor die-
sem Hintergrund werden auch in 
Erftstadt die Abwasserleitungen 
und -kanäle alle 15 Jahre mittels 
einer Kamerabefahrung auf ihren 
Zustand untersucht. Dabei wur-
den an einem Mischwasserkanal 
aus den 1960er Jahren in einem 
Wohngebiet im Ortsteil Kierdorf 
Schäden festgestellt, die eine um-
gehende Sanierung erforderlich 
machten. Der Kanal aus Beton mit 
einem Eiprofilquerschnitt DN 375 
/ 250 und einer Länge von gut 42 
m liegt in einer geringen Tiefenla-
ge von rund 95 cm in einer schma-
len Anliegerstraße. Die Planung 
der Sanierungsmaßnahme wurde 
von den Ingenieuren der ITAS Salz-
gitter GmbH ausgeführt. 

Grabenlos erste Wahl

Bei den festgestellten Schäden 
handelte es sich um durch Risse in 
den Betonrohren und Muffenver-
sätze verursachte Undichtigkei-
ten. „Unser Ziel ist es, dichte Ab-
wasserkanäle zu betreiben, um In-
filtrationen und Bodeneinträge in 
den Kanal zu verhindern“, erläu-
tert Dipl. Ing. Lutz Halfen, Tech-
nische Abteilung Abwasser, Was-
ser und Nahwärme, Stadtwerke 
Erftstadt, die Veranlassung der 
Sanierung. Dipl.-Ing. Carsten Bolz 
von ITAS Salzgitter ergänzt: „Die 
sehr engen örtlichen Begebenhei-
ten in der Anliegerstraße, in Kom-
bination mit den Streckenschä-
den, die der Kanal aufwies, haben 
zu der Entscheidung geführt, ein 
grabenloses Sanierungsverfahren 

zu wählen.“ Da die Standfestig-
keit des Kanals noch gegeben war, 
sei die Erneuerung der Haltung in 
offener Bauweise nicht erforder-
lich gewesen. Die offene Bauweise 
hätte zusätzlich auch eine länge-
re Vollsperrung der Anliegerstra-
ße bedeutet, die man den Anwoh-
nern durch das grabenlose Sanie-
rungsverfahren ersparen konnte. 
„Bei dem Schlauchlining mit dem 
UV-aushärtenden GFK-Liner han-
delt es sich um ein relativ schnel-
les Sanierungsverfahren“, so Bolz. 
In zwei bis drei Stunden war der 
Liner eingebaut und die Sanierung 
konnte innerhalb eines Arbeitsta-
ges abgeschlossen werden.

Maßgeschneidert geliefert

„Was die Sanierung der Haltung 
besonders gemacht hat, ist der re-
lativ kleine Eiquerschnitt des Ka-
nals mit DN 375 / 250“, erläutert 
Eugen Bogoslavski, Bauleiter der 
D&S Rohrsanierung, NL Rhein-
Ruhr. „Der Liner wurde vom Her-
steller passend für diese Haltung 
konfektioniert und mit einem Po-
lyesterharz vorgetränkt“, so Bo-
goslavski weiter. Um ihn vor ei-
nem vorzeitigen, unerwünschten 
Aushärten und vor Beschädigun-
gen während des Einzuges in die 
Haltung zu schützen, ist er von au-
ßen mit einer UV-dichten stabilen 
Schutz-hülle umgeben. Eine Folie 
im Inneren des Liners verhindert 
das Verkleben des GFK-Gewebes 
untereinander. 

Vor Beginn der Sanierungsarbei-
ten wurden die vorhanden Seiten-
zuläufe für die spätere Wiederein-
bindung eingemessen und die Hal-
tung gereinigt. Für den Einzug wur-
de der Liner mit einer Seilwinde 
verbunden und langsam über ei-
nen Schacht in die Haltung ein-
gezogen. Am Zielschacht ange-
kommen, brachte das Team der 

D&S Rohrsanierung den für die 
UV-Lichthärtung benötigten Lam-
penzug in den noch nicht aufge-
stellten Liner ein. Die rund 4,3 
m lange Kette war mit neun 500 
Watt-UV-Lampen ausgestattet. 
Im nächsten Schritt wurde an bei-
den Enden des Schlauchliners eine 
Absperrblase eingebaut. Danach 
konnte der Liner im Inneren mit 
Druckluft beaufschlagt und aufge-
stellt werden. Dieser Vorgang er-
folgte in 50 mbar-Schritten, bis ein 
maximaler Druck von 500 bis 600 
mbar erreicht war und der Liner 
formschlüssig und faltenfrei an 
der Kanalwandung anlag.

Zur Kontrolle wurde der Lampen-
zug vom Zielschacht aus langsam 
durch die Haltung geführt und da-
bei der aufgestellte GFK-Schlauch-
liner mit Hilfe der TV-Kamera am 
Lampenzug begutachtet. „Wenn 
der Liner sich während des Einzugs 
oder beim Aufstellen in seiner Lage 
und Position verschoben oder ver-
dreht hätte, wäre dies bei der Kont-
rolle aufgefallen und wir hätten das 
sofort korrigiert. Ist ein Liner ein-
mal ausgehärtet ist, ist dies nicht 
mehr möglich“, so Bogoslavski.

Gut beleuchtet

Nach erfolgreicher Kontrolle 
des Liners konnte der Aushärte-
vorgang gestartet werden. Hierfür 
wurden die einzelnen UV-Lampen 
nach und nach aktiviert und der 
Lampenzug mit einer Geschwin-
digkeit von rund 1,10 m pro Minu-
te durch die Haltung zurück zum 
Zielschacht gezogen. Die Aktivie-
rung der UV-Lampen und das Zu-
rückziehen des Lampenzuges wur-
den während der gesamten Zeit 
im Steuerfahrzeug überwacht und 
die entsprechenden Messwerte 
aufgezeichnet. „Bei dem Aushärte-
vorgang des mit Polyesterharz ge-
tränkten GFK-Schlauchliners han- 
delt es sich um eine sogenannte 
exotherme Reaktion. Durch das 
UV-Licht wird eine chemische Re-
aktion des Polyesterharzes ange-
stoßen. Diese chemische Reaktion 
leitet die Aushärtung des Liners 
ein“, erklärt Bolz die Funktions-
weise der Lichthärtung.

Nach der Aushärtung wurde 
der Liner an beiden Enden ge-
öffnet und jeweils bündig zu den 

Schächten abgetrennt. Der Ring-
spalt zwischen dem Mischwas-
serkanal und dem Liner wurde bei 
der Schachtanbindung mit Mör-
tel dauerhaft abgedichtet. Die 
Wiedereinbindung der Seitenzu-
läufe wurde mit Hilfe eines Ro-
boters durchgeführt. Dieser fräs-
te zunächst die beiden Öffnungen 
und verpresste dann die Anschlüs-
se mit Epoxidharz. „Nachdem der 
GFK-Schlauchliner nun erfolgreich 
eingebaut worden ist, gehen wir 
davon aus, dass der Mischwasser-
kanal für weitere 50 Jahre dicht 
ist“, so Halfen. Bei dieser erfolg-
reichen Sanierungsmaßnahme in 
nur einem Tag zeigten sich die Be-
teiligten sehr zufrieden. r
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Freude bei der Hochbrücker Feuerwehr und Rathauschef Dietmar 
Gruchmann (rechts). Bild: Stadt Garching

Garchings Bürgermeister bei „Stadt Land Fluss Plus“:

1.000 Euro für 
Hochbrücker Feuerwehr

Mit nur vier Kästen Bier – dem Trostpreis für alle Teilnehmer – woll-
te sich der Garchinger Bürgermeister nicht zufrieden geben: Diet-
mar Gruchmann holte beim schnellen Begrifferaten „Stadt Land 
Fluss Plus“ des Radiosenders TOP FM den Wochensieg. „Die Hoch-
brücker haben mich da angemeldet, und da dachte ich mir: Wenn 
schon, denn schon!“ Als letzter Kandidat der Woche gewann er 
dann auch am Morgen des 1. März mit acht richtigen Begriffen des 
Buchstaben „O“ 1.000 Euro für die Hochbrücker Feuerwehr.

Vor kurzem nun übergab TOP 
FM-Moderator Markus Pöpperl 
den vierstelligen Scheck an Tho-
mas Furchtsam, den Vereinsvor-
sitzenden der Feuerwehr Hoch-
brück, und seine Mannschaft. Die 
Finanzspritze für die Floriansjün-
ger geht für Gruchmann genau an 
die Richtigen: „Unsere Feuerweh-

ren setzen sich jeden Tag mit viel 
Verantwortung und auch persönli-
chem Risiko für uns alle ein; sie ha-
ben es verdient!“ Und „30 schnel-
le und aufregende Radio-Se-
kunden“ gab ś zu der sonst üb-
lichen Verwaltungsroutine auch  
noch obendrauf, schmunzelt der 
Stadtvater. r

Innenminister Joachim Herrmann stellt Konzept „Mobile Police“ vor:

Vollvernetzt auf Streife 
dank innovativer Technik

122 Millionen Euro-Paket für die bayerische Polizei

Die bayerische Polizei investiert kräftig in die Digitalisierung: Das 
Programm ‚Bayern Digital‘ der Bayerischen Staatsregierung sieht 
über einen Zeitraum von fünf Jahren rund 122 Millionen Euro 
für neue IT-Technik und 86 neue IT-Mitarbeiter vor. „Mit unse-
rem Konzept ‚Mobile Police‘ statten wir die Bayerische Polizei mit 
hochmoderner Ausrüstung und innovativer Technik aus“, erklärte 
Bayerns Innenminister Joachim Herrmann. „Investitionen in die-
ser Größenordnung sind bundesweit einmalig und werden unse-
rer Polizei über Jahre hinweg eine Spitzenstellung im Bereich der 
Digitalisierung sichern.“

Wie der Minister erläuterte, 
ist ‚Mobile Police‘ ein wichtiger 
Schritt in Richtung des digitali-
sierten Streifenwagens und des 
vollvernetzten Streifenpolizisten. 
„Mit dem ortsunabhängigen Zu-
griff auf alle erforderlichen Infor-
mationen beschleunigen wir poli-
zeiliche Arbeitsabläufe, entlasten 
unsere Einsatzkräfte und erhö-
hen ihre Präsenz weiter“, beton-
te Herrmann. „Wir versprechen 
uns insbesondere eine wertvol-
le Unterstützung bei der Fahn-

dung nach Kriminellen, der Suche 
nach Vermissten, dem Auffinden 
von Diebesgut und der Gefahren-
abwehr.“

Convertibles und Smartphones

Wie Herrmann erläuterte, soll 
zukünftig jedes der rund 5.000 
Einsatzfahrzeuge der Bayerischen 
Polizei über eine Vollausstattung 
mit Convertibles und Smartpho-
nes verfügen. Mittelfristig soll je-
der Kollege und jede Kollegin ein 

eigenes dienstliches Smartphone 
besitzen. Die Basis bilden mehr 
als 5.000 Smartphones, rund 
3.500 Notebooks und mehr als 
1.200 Convertibles, die seit dem 
Jahreswechsel bereits im Einsatz 
sind beziehungsweise aktuell in 
das Polizeinetz integriert wer-
den. 

Fingerscan

Beispielsweise geht es um die 
mobile Personenidentifizierung 
mittels Fingerscan. Damit kön-
nen Polizisten auf Streife inner-
halb kurzer Zeit Personen online 
zweifelsfrei identifizieren, deren 
Fingerabdrücke bereits im ‚Au-
tomatisierten Fingerabdruck- 
identifizierungssystem‘ (AFIS) 
gespeichert sind. 

„Mit Blick auf das elektro- 
nische Reiseinformations- und  
Genehmigungssystem (ETIAS) 

der EU brauchen wir auch die 
Möglichkeit, Fingerabdrücke von 
jedem, der in den Schengen-
raum einreist, nehmen zu kön-
nen, wie das in den USA gang 
und gäbe ist“, so der Minister.

Außerdem wird in Kürze auf 
dem dienstlichen Smartpho-
ne eine neue Personen-Abfra-
ge-App freigeschaltet, mit der 
mobil alle relevanten polizeili-
chen Datenbanken genutzt wer-
den können. Unter anderem lässt 
sich dadurch feststellen, ob die 
kontrollierte Person zur Fahn-
dung ausgeschrieben ist. 

Sicherer Messenger-Dienst

Bereits seit 2017 können bay-
erische Polizeibeamte einen si-
cheren Messenger-Dienst zur di-
gitalen Übermittlung wichtiger 
Einsatzinformationen aller Art 
wie Ermittlungshinweise, Fotos 
und Einsatzbefehle nutzen. Zu-
sätzlich steht den Beamten auf 
ihren Convertibles eine integ-
rierte Auslese- und Kontrollsoft-
ware zur Verfügung. Damit kön-
nen Lenk- und Ruhezeiten sowie 
die aufgezeichneten Geschwin-
digkeiten im gewerblichen Perso-
nen- und Schwerlastverkehr mo-
bil überprüft werden. „Mit dem 
Digitalfunk als primärem Kom-
munikationsmittel, dem mobilen 
Arbeitsplatz auf Notebooks und 
Convertibles, dem Smartphone 
und der Einbindung all dieser Ge-
räte in die Einsatzfahrzeuge sind 
alle Facetten des polizeilichen 
Einsatzalltags abgedeckt“, fass-
te der Innenminister zusammen.

Laut Herrmann legt ‚Mobi-
le Police‘ großen Wert auf best-
möglichen Datenschutz und 
höchstmögliche Datensicherheit: 
„Deshalb setzen wir nur auf voll-
kommen sichere und zuverlässi-
ge Verfahren und Produkte.“ 

Mehrfacher Schutz  
der Endgeräte

Alle polizeilichen Daten und 
Apps laufen in eigenen abgeschirm-
ten Bereichen, strikt getrennt vom 
Smartphone. Eine eigene Daten-
haltung findet auf den mobilen Ge-
räten grundsätzlich nicht statt. Nur 
in Ausnahmefällen, wenn zum Bei-
spiel gerade kein Mobilfunkemp-
fang vorhanden ist, werden Daten 
besonders geschützt zwischenge-
speichert. „Außerdem verstärken 
wir die Sicherheitsmechanismen 
mit weiteren technischen und or-
ganisatorischen Vorkehrungen wie 
der Verschlüsselung der Datenhal-
tung und –übermittlung oder der 
biometrischen Erkennung der Zu-
griffsberechtigten“, ergänzte Herr-
mann. 

Die Endgeräte seien damit 
mehrfach gegen eine unrechtmä-
ßige Nutzung im Betrieb oder im 
Falle eines Verlustes geschützt. 
Zudem werden Apps und Infra-
struktur durch weltweit aner-
kannte externe Spezialfirmen 
fortwährend auf mögliche Si-
cherheitslücken hin überprüft. r

Feuer unterm Dach
Brandgefahr durch Elektrogeräte

Elektrogeräte wie Smartphones, Toaster und Wäschetrockner wer-
den nahezu täglich genutzt. Sind sie jedoch veraltet oder defekt, 
können sie im schlimmsten Fall zum Wohnungsbrand führen. Jeder 
zweite durch Elektrizität verursachte Brandschaden entsteht durch 
Elektrogeräte im Haushalt. Das ergab eine Untersuchung des Insti-
tuts für Schadenverhütung und Schadenforschung e.V. der öffentli-
chen Versicherer (IFS). Ein paar Maßnahmen und die richtigen Ver-
sicherungen helfen, sich gegen Elektrobrände zu schützen.

Ein defektes Kabel kann aus-
reichen, um einen Brand aus-
zulösen. Ist bei einem Wäsche-
trockner ein Kabel defekt, wer-
den die Pole der Spannungsquel-
le direkt miteinander verbunden. 
Da sich dem Strom kein Wider-
stand entgegensetzt, steigt dann 
die Stromstärke so sehr an, dass 
sich die Leiter erhitzen und es 
zu einem Kurzschluss kommt. 
Die Folge ist ein Brand. Bis die 
Feuerwehr eintrifft, können die 
Flammen schon einen Großteil 
der Einrichtung zerstört haben. 
Auch Installationsmängel, ein-
dringende Feuchtigkeit und Pro-
duktionsfehler sind Ursachen für 
Brände bei Elektrogeräten.

So lässt sich die  
Brandgefahr minimieren

Mit ein paar Handgriffen lässt 
sich vorsorgen: Bei Elektrogerä-
ten wie Toaster oder Waschma-
schine empfiehlt es sich, nach 
Gebrauch den Stecker zu ziehen. 
Denn die erhöhte Luftfeuchtig-
keit im Zimmer kann einen Kurz-
schluss verursachen. Wenn der 
Wäschetrockner oder die Spül-
maschine eingeschaltet ist, soll-
te man das Haus nicht verlassen. 
Akkus von Smartphones und Ta-
blets, die bereits vorgeschädigt 
sind oder sich nicht mehr vollstän-
dig aufladen lassen, sollten unbe-
dingt ausgetauscht werden, dass 
es nicht zu einem Brand kommt. 
Beim Laden der Geräte sollte man 
zudem auf Abstand zu brennba-
ren Gegenständen achten.

Weist ein Elektrogerät einen 
Mangel auf, sollte man es unter 
keinen Umständen weiter be-
nutzen, sondern zum Fachhänd-
ler bringen. Zusätzliche Sicher-
heit bieten Rauchmelder in den 
entsprechenden Räumen (siehe 
https://www.vkb.de/content/
magazin/haus-wohnen/rauch-
warnmelder/index.html).

Mit passenden Versicherun-
gen sollten sich Verbraucher ge-
gen die finanziellen Folgen von 
Brandschäden schützen. „Eine 
Hausratversicherung sollte je-
der abgeschlossen haben“, er-
klärt Sigrid Reichardt, Hauptab-
teilungsleiterin für private und 
gewerbliche Sachversicherun-
gen bei der Versicherungskam-
mer Bayern. Die Hausratversi- 
cherung greift beispielsweise, 
wenn ein Feuer neben dem Wä-
schetrockner auch die Badezim-
mereinrichtung zerstört hat. 
Über die Wohngebäudeversiche-
rung sichern Hausbesitzer Schä-
den am Haus, Gartenhaus und an 
der Garage ab. „Wichtig ist bei ei-
nem Schadenfall, sofort den Ver-
sicherer zu benachrichtigen“, rät 
Reichardt. „Im Idealfall kann der 
Kunde Fotos vom Schadenfall so-
wie eine Liste aller beschädigten 
Gegenstände übermitteln, da-
mit der Berater sich einen ersten 
Überblick verschaffen kann.“

So kann man Brandschäden 
durch Elektrogeräte vorbeugen:
• Stand-by-Modus vermeiden 
und das Gerät ausschalten
• Mehrfachsteckdosen nicht über- 
lasten
• Nach Gebrauch eines Elektro-
geräts den Stecker ziehen
• Bei einem aufziehenden Ge-
witter ebenfalls Stecker ziehen
• Nicht das Haus verlassen, wenn 
die Waschmaschine, Spülmaschi-
ne oder der Trockner läuft
• Defekte Geräte vom Fach-
händler überprüfen lassen
• Keine brennbaren Materialien 
in der Nähe von Elektrogeräten 
aufbewahren
• Rauchmelder in allen Räumen 
anbringen.
Informationen zum Institut für 
Schadenverhütung und Scha-
denforschung e.V. der öffentli-
chen Versicherer (IFS) und Vi-
deo zur Schadenverhütung un-
ter www.ifs-ev.org r

Rettungsleitstelle Würzburg: 

Reanimiert via Telefon
Seit drei Jahren erhalten Anrufer beim Wiederbeleben Hilfe

„Drücken Sie tief, mindestens fünf Zentimeter, so tief wie ein Ten-
nisball!“, forderte Nancy Jungk Anrufer Chris B. (Name geändert) am 
Telefon auf. Am anderen Ende der Leitung hörte die Disponentin der 
Integrierten Leitstelle (ILS) in Würzburg ein leises Stöhnen. „Sie ma-
chen das sehr gut!“, motivierte sie den Mann, der sie vor wenigen 
Minuten kontaktiert hatte, weil er seine 80 Jahre alte Mutter be-
wusstlos fand: „Sie war am Küchentisch zusammengebrochen.“

Nancy Jungk ist eine von 30 
Disponenten, die in der Integ-
rierten Leitstelle Dienst tun. Ih-
re Hauptaufgabe besteht dar-
in, Noteinsätze zu planen. Nan-
cy Jungk und ihre Kollegen 
helfen, wenn es in Main-Spes-
sart, Würzburg oder Kitzingen 
brennt, wenn jemand einen Un-
fall hat, akut erkrankt ist oder 
in eine Klinik gebracht werden 
muss. In allen diesen Bereichen 
steigen die Zahlen, sagt Ha-
rald Rehmann, der als Chef der 
Würzburger Berufsfeuerwehr 
für die ILS hauptverantwort-
lich ist. Vor allem die Feuerwah-
reinsatzzahlen schnellten 2018 
in die Höhe. Was laut Leitstel-
lenleiter Gerhard Möldner am 
Sturmtief „Fabienne“ lag.

Schulung aller Mitarbeiter

Die Aufgaben der Disponenten 
erschöpfen sich jedoch nicht da-
rin, Rettungsmittel zu einem Un-
fall oder Brand zu schicken. 2015 
wurden alle Leitstellenmitarbei-
ter geschult, Reanimationen am 
Telefon anzuleiten. „Im Durch-
schnitt tun wir das an jedem 
zweiten Tag“, sagt Möldner. Die-
se Interventionen stellen für die 
Disponenten eine große Heraus-
forderung dar. Denn die wenigs-
ten Anrufer haben schon einmal 
einen Menschen wiederbelebt. 
Zwar hat fast jeder Bürger ir-
gendwann einen Erste-Hilfe-Kurs 
absolviert. Sonst hätte er keinen 
Führerschein erhalten. Doch das 
liegt oft Jahrzehnte zurück.

Auch Chris B. traute sich erst 
nicht zu, seine Mutter wiederzu-
beleben. Als ihm die Disponen-
tin anbot, ihn Schritt für Schritt 
zu begleiten, willigte er schließ-
lich ein. Jungk erklärte ihm, dass 
er den Handballen auf das obere 
Ende des unteren Brustbeindrit-
tels legen und mit der zweiten 
Hand senkrecht darauf drücken 
müsse: „Drücken Sie bitte nicht 
in die Magengrube.“ 

Dann begann sie, zusammen 
mit Chris B. zu zählen. 100 Mal 
in der Minute, hatte sie ihm zu-
vor erklärt, müsse er drücken. 
Das kostet Kraft: „Selbst wir Di-
sponenten kommen aus der Pus-
te.“ Muss doch zwischen dem 
raschen Zählen Mut gemacht 

und motiviert werden. Solange, 
bis der Rettungswagen eintrifft.

Nicht alle Anrufer sind bereit, 
zu reanimieren. „Wir hatten un-
längst eine Frau, die sich das 
nicht zugetraut hatte“, so Möld-
ner. Auch sie hatte ihren Mann 
bewusstlos gefunden. War aber 
wie gelähmt. Der Mann ver-
starb. Wobei niemand sagen 
kann, ob er überlebt hätte, wä-
re seine Frau imstande gewe-
sen, mit der Reanimation zu be-
ginnen. Auch im Fall von Chris 
B. gelang es nicht, die Mutter zu 
retten. Doch für Chris B. war es 
gut gewesen, etwas zu tun. Un-
tätig auf das Eintreffen des Ret-
tungswagens oder des Notarz-
tes zu warten, hätte er als viel 
schlimmer empfunden.

Nancy Jungk ist seit 1996 als 
Disponentin tätig. In dieser Zeit 
hatte die gelernte Rettungsas-
sistentin Tausende Routineein-
sätze erledigt. Und manches Ku-
riose erlebt. Unvergessen bleibt 
eine Seniorin, die aufgeregt an-
rief, weil sie einen Hörsturz be-
fürchtete: „Es piepst dauernd im 
Ohr!“ 

Nancy Jungk stutzte: „Denn 
ich hörte das Piepsen ja selbst 
durchs Telefon.“ Sie versuch-
te, die Frau zu beruhigen: „Das 
muss in ihrer Wohnung sein!“ 
Doch die Seniorin war nicht von 
der Idee abzubringen, dass et-
was mit ihrem Kopf passiert wä-
re. Jungk schickte einen Feu-
erwehrkommandeur los: „Er 
fand sofort heraus, dass der 
Rauchmelder piepste.“ Die Da-
me hatte nicht gewusst, dass sie 
so etwas besaß.

Ständige Herausforderungen

In einer Integrierten Leitstel-
le tätig zu sein, bedeutet, sich 
permanent auf neue Herausfor-
derungen einstellen zu müssen. 
„Als ich vor über 20 Jahren be-
gann, arbeiteten wir noch nicht 
mit Computern“, sagt Jungk. 
Heute sitzt jeder Disponent vor 
fünf großen Bildschirmen. Die 
„Kunst“ besteht darin, die Anru-
fer dazu zu bringen, in kürzester 
Zeit alle relevanten Fakten und 
Daten zu berichten, so dass der 
Computer eine Einsatzstrategie 
vorschlagen kann.

Neu ist seit einem Jahr, dass 
auch eCalls angenommen wer-
den. „Allerdings hatten wir bis-
her noch kaum Fälle“, berich-
tet Gerhard Möldner. Denn die 
wenigsten Fahrzeuge, die der-
zeit zuglassen sind, haben ei-
ne eCall-Funktion. Wird hierü-
ber ein Notruf ausgelöst, heißt 
das auch noch lange nicht, dass 
es sich um einen echten Not-
fall handelt. Möldner erinnert 
sich an einen eCall, der ausge-
löst wurde, weil ein Auto über 
eine Metallstange fuhr, die sich 
daraufhin in den Motor gebohrt 
hatte.

Der Fahrer steuerte sofort auf 
den Seitenstreifen. Und das Au-
to wählte die 112. „Daraufhin 
meldete sich einer unserer Di-
sponenten“, so Möldner. Was für 
die Fahrzeuginsassen völlig mys-
teriös war. „Du Herbert, das Au-
to spricht mit uns!“, hörte der Di-
sponent, der sich gemeldet hat-
te. Er ging gleich daran, das Miss-
verständnis aufzuklären. 

Die Integrierte Rettungsleitstel-
le ist für die Rettung von 510.000 
Einwohnern in Main-Spessart, 
Kitzingen und Würzburg zustän-
dig. Erreichbar ist sie über die 
Notrufnummer 112. Im Jahr 2018 
kam es zu fast 102.000. Ret-
tungsdiensteinsätzen in der Regi-
on. Das waren 1,5 Prozent mehr 
als 2017. Darunter waren 46.220 
Notfalleinsätze, 44.040 Kranken-
transporte und 10.820 Patienten-
transporte. Pat Christ

Bamberger Stadtspitze und Bayerische Staatsregierung:

Einigung zum  
neuen Polizeistandort

Die Stadtspitze und die Bayerische Staatsregierung haben sich über 
die Bedingungen zur Grundstücksübertragung „Am Tännig“ für den 
neuen Polizeistandort geeinigt. OB Andreas Starke: „Wir wollen die 
Entwicklung der Polizei in Bamberg nach Kräften unterstützen. Mehr 
Polizei bedeutet mehr Sicherheit und damit mehr Lebensqualität.“

Der zuständige Staatssekre-
tär im Bayerischen Innenministe-
rium, Gerhard Eck, bedankte sich 
für die konstruktiven Gespräche 
im Bamberger Rathaus, „weil die 
Infrastruktur der Bamberger Poli-
zei den wachsenden Aufgaben an-
gepasst werden muss“.

An den Verhandlungen nahm 
neben der Stadtspitze auch 
Staatsministerin Melanie Huml 
teil. Alle waren sich darüber einig, 
dass der geplante Standort „Am 
Tännig“ sehr gut geeignet ist, um 
dort die Verkehrspolizeiinspekti-
on Bamberg, die Polizeiinspektion 
Bamberg-Land, sowie ein PE-Zen-

trum anzusiedeln. Zunächst einig-
ten sich die Teilnehmer, darun-
ter neben dem Oberbürgermeis-
ter auch Bürgermeister Dr. Chris-
tian Lange, auf den Kaufpreis und 
die endgültige Grundstücksgröße. 
Darüber hinaus konnte Konsens 
über die geplante Zufahrt, die Ge-
bäudegröße und die Beseitigung 
von Altlasten erzielt werden. Die 
Immobilien Freistaat Bayern (IM-
BY) hat in den letzten Monaten, in 
intensiven Verhandlungen mit der 
Stadt Bamberg und in Zusammen-
arbeit mit dem Staatlichen Bau-
amt, die Rahmenbedingungen für 
den neuen Standort definiert. r



Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich feierte seinen 40.:

„Ein absoluter Glücksfall“
Seinen 40. Geburtstag feierte dieser Tage Bezirkstagsprä-
sident und Erster Bürgermeister der Stadt Freyung Dr. Olaf 
Heinrich im engsten Familien- und Freundeskreis. Bezirks-
tagsvizepräsident Dr. Thomas Pröckl, die weitere Stellvertre-
terin Rita Röhrl und Josef Fröschl, Direktor der Bezirksver-
waltung, ließen es sich nicht nehmen, dem Vollblutpolitiker 
ein kleines Präsent zu überreichen. „Ein absoluter Glücksfall 
für die Stadt Freyung, den Landkreis Freyung-Grafenau und 
vor allem für den Bezirk Niederbayern“ so Pröckl.

Seit 2003 gehört Dr. Olaf Heinrich dem Bezirkstag von Nie-
derbayern an, 2013 wählten ihn die Mitglieder des Gremiums 
zu ihrem Vorsitzenden. Damit trat Heinrich als jüngster Bezirk-
stagspräsident in der Geschichte der bayerischen Bezirke sein 
Amt an, in dem er bei der Bezirkswahl im September 2018 er-
neut bestätigt wurde. Auch als Bürgermeister seiner Heimat-
stadt Freyung übernahm er als damals 29-jähriger sehr früh 
Verantwortung.

Soziale Themen, Bildung, Kultur, die niederbayerischen 
Heil- und Thermalbäder, die wirtschaftliche Entwicklung – 
Olaf Heinrich geht seine umfangreichen Aufgaben mit Begeis-
terung, Pflichtbewusstsein, Sachverstand, Weitblick und mit 
viel Herzblut an.  - ck -

Rita Röhrl, stv. Bezirkstagspräsidentin; Bezirkstagsvizepräsi-
dent Dr. Thomas Pröckl; Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Hein-
rich und Josef Fröschl, Direktor der Bezirksverwaltung.  
  Bild: Bezirk Niederbayern, J. Fröschl

Studentenwohnungen 
dringend gesucht!

Bamberger Oberbürgermeister und Landrat appellieren  
gemeinsam an die Bürgermeister im Landkreis

Die Wohnungssituation für Studierende in Bamberg ist weiter 
sehr angespannt. Verschärfen wird sich die Situation ab dem 
Sommersemester 2019 durch den notwendigen Abriss des Pesta-
lozziheims. Neben dem Aufruf an lokale Vermieter, zusätzlichen 
Wohnraum für Studierende zur Verfügung zu stellen, haben 
Oberbürgermeister Andreas Starke und Landrat Johann Kalb alle 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister des Landkreises eingela-
den, um gemeinsam nach Lösungen für die Schaffung von studen-
tischem Wohnraum zu suchen. „Wir rufen eindringlich dazu auf, 
zusätzlichen Wohnraum für Studentinnen und Studenten zur Ver-
fügung zu stellen und dabei alle Möglichkeiten auszuschöpfen“, 
betonen Oberbürgermeister Andreas Starke und Landrat Johann 
Kalb in dem gemeinsamen Appell. 

Bei einem von der Stadt und 
dem Landkreis anberaumten 
„Runden Tisch“ mit Studieren-
denvertretern und der Univer-
sitätsleitung sowie 11 Bürger-
meistern aus den stadtnahen 
Gemeinden, wurden aktuelle 
Kapazitäten überprüft. Mehrere 
Bürgermeister berichteten über 
Leerstände in Gebäuden, die 
entwickelt werden können. Zu-
dem wurde die Schaffung einer 
gemeinsamen „digitalen Wohn-
börse“ diskutiert. Deutlich wur-
de bei dem Gespräch aber auch, 
dass, vor allem in den stadtna-
hen Gemeinden, der Wohnraum 
begrenzt und mittlerweile teuer 
geworden ist. Der kurzfristige 
Leerstand, der nach dem Abzug 
der Amerikaner entstanden sei, 
„ist längst vorüber“, berichteten 
gleich mehrere Bürgermeister.

Informationskampagne

Die Teilnehmer verabredeten 
sich zu einer Informationskam-
pagne: „Manchem Studieren-
den muss möglicherweise zu-
nächst nähergebracht werden, 
wie schön, attraktiv und gut 
erreichbar der Landkreis ist“, 
so Landrat Johann Kalb. Doch 
auch die privaten Vermieter im 
Landkreis haben die Studieren-
den als potentielle Mieter bis-
her kaum im Blick. „Dies soll sich 
ändern“, so Oberbürgermeister 
Andreas Starke. Man wolle ge-

meinsam Verantwortung über-
nehmen, um sowohl in der Stadt 
als auch im Landkreis alle Chan-
cen zu nutzen.

In allen Gemeindeblättern soll 
für studentischen Wohnraum 
geworben werden. Schon jetzt 
bietet das Studentenwerk Würz-
burg einen zusätzlichen Service 
für Studierende und Vermieter: 
Unter www.studentenwerk-wu-
erzburg.de findet sich die Privat-
zimmervermittlung, wo kosten-
frei Wohnraum inseriert wer-
den kann. 

„Die weiterhin erfreulich ho-
hen Studierendenzahlen der 
Universität sind eine Chan-
ce für ganz Oberfranken, die 
nicht durch Fehlen bezahlba-
ren Wohnraums vertan wer-
den sollte. Erste Studienanfän-
ger haben sich nach erfolglo-
ser Wohnungssuche schon für 
andere Universitäten entschie-
den – hier muss dringend Ab-
hilfe geschaffen werden.“ be-
grüßt der Vizepräsident Techno-
logie und Innovation, Prof. Dr. 
Guido Wirtz, die gemeinsamen 
Anstrengungen von Stadt und 
Landkreis.

Starke und Kalb wollen auch 
über die vorhandenen Ver-
kehrsbedingungen informieren: 
„Es gibt im Umkreis der Stadt 
zahlreiche Gemeinden, die mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln gut 
erreichbar sind. Dafür müssen 
wir die Werbetrommel rühren.“r

Freuen sich gemeinsam über die Unterzeichnung der Koopera-
tionsvereinbarung (v.l.): Stephanie Deimhard, Abteilungsleitung 
Amt für Jugend und Familie, Jugendamtsleitung Dietmar König, 
Kuratoriumsvorsitzender der Jugendsozialstiftung Dr. Bernd Rie-
der, Landrat Thomas Karmasin, stv. Vorsitzender des Kuratoriums 
Philippe Raths und Brigitte Maier, Koordinierungsstelle der Fami-
lienstützpunkte im Landkreis Fürstenfeldbruck Bild: LRA FFB

Kooperationsprojekt  
für Familien mit  
Fluchterfahrung:

„Gemeinsam spielen und lernen. Willkommen mit Impuls“ startet

„Hand in Hand für Familien“, so lautet der Slogan der Familien-
stützpunkte im Landkreis Fürstenfeldbruck. Mit der Unterzeich-
nung der gemeinsamen Kooperationsvereinbarung zwischen der 
Jugendsozialstiftung der Familie Dr. Rieder und dem Amt für Ju-
gend und Familie des Landratsamts Fürstenfeldbruck geht ein Pi-
lotprojekt an den Start, bei dem verschiedene Akteure ein neu-
es familienbildendes Angebot „Hand in Hand“ für Familien mit 
Fluchterfahrung in die Praxis umsetzen. Angeregt wurde das Pro-
jekt von der Jugendsozialstiftung.

Unter dem Namen „Gemein-
sam spielen und lernen. Will-
kommen mit IMPULS“ lernen 
insbesondere Mütter mit klei-
nen Kindern ausgewählte, al-
tersgerechte Aktivitäten ken-
nen, mit denen sie im Alltag ih-
re Kinder spielerisch in ihrer 
Entwicklung begleiten können. 
Eigens für dieses Angebot wei-
tergebildete Laien leiten die 
Gruppen, unterstützt von den 
Fachkräften der Familienstütz-
punkte. Die Spiel- und Lernein-
heiten in den kleinen Gruppen 
fördern den Zugang zur deut-
schen Sprache und Kultur und 

vermitteln Wissen über Erzie-
hung und Elternverantwortung.

Die Übernahme der Kosten in 
Höhe von ca. 7.500 Euro für die 
Schulung, das Spiel- und Lern-
material der IMPULS Deutsch-
land Stiftung e.V. und die Perso-
nalkosten im ersten Jahr durch 
die Jugendsozialstiftung Familie 
Dr. Rieder ermöglicht die Um-
setzung und Erprobung des Kon-
zeptes an zwei Familienstütz-
punkten im Landkreis unter der 
fachlichen Begleitung durch die 
Koordinierungsstelle für Fami-
lienbildung im Amt für Jugend 
und Familie. r

Die Fotodokumentation zu den Restaurierungsarbeiten präsen-
tierte Dr. Wilfried Hartleb (v.l.) Landrat Franz Meyer und Leiten-
dem Baudirektor Edgar Küblbeck.  r

Die Sanierung  
der Neuburg in Bildern
Förderkreis Neuburg am Inn gibt Fotodokumentation heraus  

Tag der offenen Tür am 14. Juli
Passau/Neuburg a.Inn. Die Neuburg wurde in den letzten Jahren 
aufwendig saniert und restauriert. Wie die alten Schlossanlagen 
zuvor ausgesehen haben, können sich heute viele nicht mehr vor-
stellen. Auf rund 150 Seiten zeigt deshalb der Förderkreis Neu-
burg a.Inn mit Bildern die umfangreichen Sanierungsarbeiten an 
der Neuburg seit Ende des 20. Jahrhunderts. Den Bildband hat 
der ehemalige Kulturreferent Dr. Wilfried Hartleb, der jetzt Kreis-
heimatpfleger des Landkreises Passau ist nun offiziell bei Landrat 
Franz Meyer vorgestellt.

Die Schlossanlagen der Neu-
burg waren bis Mitte des 20. 
Jahrhunderts weitestgehend 
sich selbst überlassen. „Es war 
uns deshalb wichtig, die Restau-
rierung der Neuburg im Einklang 
von Denkmalpflege und Natur-
schutz durchzuführen,“ beton-
te Hartleb.

1985 wurde der Förderkreis 
Neuburg a. Inn gegründet und 
seit dieser Zeit laufen die um-
fangreichen Maßnahmen an 
dem historischen Gebäudekom-
plex. „Dass der Landkreis Passau 
1998 Eigentümer der Neuburg 
wurde, ist mehr als ein Glücks-
fall,“ so Hartleb. Der Kreishei-
matpfleger und Vorsitzende des 
Förderkreises, der regelmäßig 
Führungen auf der Neuburg an-
bietet, weiß um die Fragen der 
interessierten Teilnehmer, die 
sich beim heutigen Anblick nach 
den vielen Maßnahmen nur 
schwer vorstellen können, wie 
die Burg zuvor ausgesehen hat. 

Diese Fotodokumentation zei-

ge deutlich den Zustand vor und 
nach den zahlreichen Restaurie-
rungsmaßnahmen und gebe ei-
nen ausführlichen Einblick, wie 
in den letzten 25 Jahren rund 
um die Mauern der Neuburg ge-
arbeitet wurde, sagte Wilfried 
Hartleb. 

Landrat Franz Meyer und Lei-
tender Baudirektor am Landrats- 
amt Passau, Edgar Küblbeck, 
der für die Sanierungsmaßnah-
men verantwortlich ist, freuen 
sich über die Fotodokumenta-
tion. Und: Um der Bevölkerung 
den neuen Glanz der Neuburg in 
natura zu zeigen, soll nach dem 
Abschluss der Maßnahmen der 
letzten Jahre am 14. Juli von 14 
bis 17 Uhr ein Tag der offenen 
Tür stattfinden. 

Die Fotodokumentation in ge-
druckter Form kann über den 
Förderkreis Neuburg am Inn 
zum Selbstkostenpreis erwor-
ben werden. Kontakt: Dr. Wil-
fried Hartleb, E-Mail: wilfried.
hartleb@googlemail.com. r

Von links: David Köster (Stadt Bamberg), Landrat Johann Kalb, 
Lothar Riemer (Landkreis Bamberg), Lisa-Maria Graf (Koordi-
nierungsstelle für den Landkreis), Esther Gratz (Evangelisches 
Bildungszentrum Bad Alexandersbad, Koordinierungsstelle für 
die Stadt), Martin Becher (Evangelisches Bildungszentrum Bad 
Alexandersbad, Geschäftsführer), Dr. Christian Lorenz (Landkreis 
Bamberg, Leiter des Bildungsbüros), Oberbürgermeister Andreas 
Starke.  Bild: Rudolf Mader

„Demokratie leben!“
Landrat Johann Kalb und Oberbürgermeister  

Andreas Starke setzen ein Zeichen für Demokratie 
Zahlreiche Initiativen, Vereine und eine Vielzahl an Bürgerinnen 
und Bürgern im Landkreis und der Stadt Bamberg engagieren 
sich tagtäglich für ein vielfältiges und demokratisches Miteinan-
der. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend unterstützt Städte und Landkreise im Rahmen des Bundes-
programms „Demokratie leben!“ bei dieser wichtigen Arbeit und 
fördert den Aufbau von „Partnerschaften für Demokratie“ als re-
gionale Bündnisse. 

Verantwortliche aus Kommu-
nalpolitik und Verwaltung sowie 
Aktive aus der Zivilgesellschaft 
kommen hier zusammen, um ei-
ne Strategie für die jeweilige lo-
kale Situation zu entwickeln.

Ziel ist es, vor allem Kinder 
und Jugendliche in Bezug auf 
rechtsextreme, antisemitische 
oder rassistische Aktivitäten so-
wie andere demokratie- und 
rechtstaatsfeindliche Phänome-
ne zu sensibilisieren und ihnen 

die Möglichkeit zu geben, aktiv 
Demokratie mitzugestalten. 

Beim gemeinsamen Fototer-
min gaben Landrat Kalb und 
Oberbürgermeister Starke offi-
ziell den Startschuss für das Pro-
jekt. Ab sofort können sich ge-
meinnützige Organisationen um 
Mittel bewerben, mit denen Ein-
zelprojekte gefördert werden. 
Weitere Informationen gibt es 
unter www.demokratie-leben- 
bamberg.de. r
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Denkmalschutz im Landkreis Günzburg: 

70.000 Euro Fördermittel von 
der Bayerischen Landesstiftung
Die Kirche Mariä Opferung in Großanhausen wird statisch 
saniert und neu eingedeckt, die Bayerische Landesstiftung 
unterstützt die Aufwertung mit 25.000 Euro. Ein Bürgerhaus 
in Leipheim wird mit 45.000 Euro gefördert.

Günzburg. Die Bayerische Landesstiftung stellt Kulturdenk-
mälern und besonderen Bauprojekten im Landkreis Günzburg 
Fördergelder in Höhe von insgesamt 70.000 Euro zur Verfü-
gung, wie Landtagsabgeordneter Alfred Sauter mitteilt. Das 
ehemalige Gasthaus zum Ochsen in der Marktstraße Leipheim 
erhält mit 45.000 Euro die höchste Förderung. Der katholi-
schen Kirche Mariä Opferung in Großanhausen bei Burgau er-
teilt die Münchner Stiftung einen Förderzuschlag in Höhe von 
25.000 Euro.

„Der Zuschuss der Landesstiftung unterstreicht die beson-
dere Bedeutung der Bauprojekte in Leipheim und Burgau“, 
sagt Sauter. Die Fördergelder werden seit 1972 nur an mo-
dellhafte und überregional bedeutende Bauprojekte verge-
ben. „Wir haben eine lebendige Heimat mit eigenständigem 
Charakter“, so der Stimmkreisabgeordnete. „Sie weist eine 
Vielzahl an kulturell bedeutsamen Bauwerken und beachtli-
chen Denkmälern auf. Mithilfe der Landesstiftung bewahren 
wir unsere Kulturgüter, bringen neuen Glanz und weitere Le-
bensqualität in unsere Dörfer und Städte.“

„Die großzügige Zuwendung der Stiftung freut uns sehr“, 
sagt Leipheims Bürgermeister Christian Konrad. „Im aktuell 
leerstehenden Gebäude werden zukünftig Wohnungen, 
Büro- sowie Gastgewerbeflächen entstehen. Die Renovie- 
rung wertet unser Stadtbild auf und bringt neues 
Leben ins Zentrum.“ 

Römische Funde verweisen auf eine frühe Besiedlung Groß-
anhausens. Erstmals urkundlich erwähnt ist der Ort 1207. Die 
heutige Kirche stammt aus dem Jahr 1795. Blickfang ist das 
Alterswerk des Künstlers Johann Baptist Enderle: Auf den bei-
den Fresken sind Szenen zur Geburt Jesu dargestellt, wie die 
Anbetung an der Krippe durch die Hirten sowie die Heiligen 
Drei Könige. Die Bayerische Landesstiftung leistet mit den 
Fördergeldern einen Beitrag dazu, dass die Kirche statisch sa-
niert und das Dach neu gedeckt werden kann. Charlotte Pross



Schwandorf und Wunsiedel sind Kulturstädte:

Grenzüberschreitendes 
Leuchtturmprojekt

Finanzminister Albert Füracker: Über 593.000 Euro für 
EU-Projekt Kulturstadt Bayern-Böhmen

„Der Grenzraum zu unserem Nachbarn Tschechien ist eine ein-
zigartige attraktive Heimat zum Leben und Arbeiten – und ein at-
traktiver traditionsreicher Kulturraum im Herzen Europas. Wo 
immer wir unsere Stärken gemeinsam nutzen, wird der Grenz-
raum zum gemeinsamen Begegnungsraum. Gerade hier trägt un-
sere bayerische Heimatstrategie Früchte. Motor des Erfolgs ist 
das Bayerisch-Tschechische Entwicklungsgutachten. Ein Leucht-
turmprojekt im Nachgang zum Entwicklungsgutachten für den 
bayerisch-tschechischen Grenzraum ist das Projekt Kulturstadt 
Bayern-Böhmen. Das Heimatministerium unterstützt den Pro-
jektträger Bavaria Bohemia e.V./ Centrum Bavaria Bohemia mit 
Sitz in Schönsee mit mehr als 593.000 Euro, das sind 90 Prozent 
der Gesamtkosten“, teilte Finanz- und Heimatminister Albert 
Füracker mit. 

Das Projekt Kulturstadt Bay-
ern-Böhmen sieht zwei „Kul-
turstädte“ in der Oberpfalz und 
in Oberfranken vor, die Städte 
Schwandorf und Wunsiedel. 

Magnetwirkung  
für Tourismus

Das Projekt dient der Wahr-
nehmung der Grenzregion als 
attraktiver Kulturstandort. Mit 
seiner damit verbundenen Mag- 
netwirkung für Tourismus wer-
den zusätzliche wirtschaftliche 
Impulse ausgelöst. Das Kultur-
vorhaben fördert die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit 
über neue Partnerschaften. Das 
Centrum Bavaria Bohemia e.V. 
organisiert Veranstaltungen im 
Rahmen der „Kulturstadt Bay-
ern-Böhmen“ mit einem breiten 
bayerisch-tschechischen Kultur-
programm und einer „Woche 
der Nachbarn“ mit Beiträgen 
der gesamten bayerisch-tsche-

chischen Grenzregion. Zahlrei-
che Einzelveranstaltungen in 
den Kulturstädten Schwandorf 
im Jahr 2020 und Wunsiedel in 
2021 werden unter dem Dach 
der „Kulturstadt Bayern-Böh-
men“ gebündelt, aber in örtli-
cher Eigenverantwortung orga-
nisiert. Dabei erstellt der Pro-
jektträger ein Gesamtkonzept 
einschließlich Terminplanung, 
Rahmenorganisation für Veran-
staltungen, PR, Marketing und 
Homepage. Ein Kulturstadtpa-
villon dient als Markenzeichen 
vor Ort.

„Ende 2019 jährt sich der Fall 
des Eisernen Vorhangs zum 30. 
Mal. Auch knapp 30 Jahre da-
nach wollen wir weiter an der 
Brücke zwischen West und Ost 
bauen. Der Grenzraum zu un-
serem Nachbarn Tschechien ist 
eine einzigartige attraktive Hei-
mat zum Leben und Arbeiten in 
der Mitte Europas“, betont Füra-
cker. r

Endspurt für Wohnsiedlung auf 
dem Klosteranger in Weyarn

Vor den Toren Münchens entwickelt sich die Klostergemein-
de Weyarn zum Quartier mit Vorbildcharakter. Wo sich anfangs 
nur ein brachliegender Anger befand, steht jetzt ein besiedeltes 
Wohngebiet. Ende Februar starteten die Arbeiten für den letzten 
Bauabschnitt, in dem weitere 22 Wohneinheiten hinzukommen.  

Noch heute machen die al-
ten Klosteranlagen des ehema-
ligen Augustiner Chorherrenstift 
den Charme des Ortes Weyarn 
aus, der seinen ursprünglichen 
dörflichen Charakter beibehal-
ten hat. Knapp 40 Kilometer 
von München entfernt nimmt 
der Klosteranger nach insge-
samt achtjähriger Bauphase sei-
ne finale Gestalt an: Zwei Dop-
pelhäuser und vier Reihenhäu-
ser mit 22 Wohneinheiten müs-
sen noch fertiggestellt werden, 
dann ist die Wohnsiedlung mit 
insgesamt 153 Wohneinhei-
ten komplett. Die neuen Woh-
nungen, die bis 2021 bezugsbe-
reit sein werden, entstehen im 
nördlichen Abschnitt des Areals. 
Bei den Reihenhäusern kommt 
nach den Entwürfen von LBGO- 
Architekten aus München ein 
Konzept zum Einsatz, das sich 
in der Wohnsiedlung bereits 
bewährt hat: eine je nach Ge-
bäude unterschiedliche Kom-
bination aus Atelier-, Galerie- 
und Lofthaus. „Hier entsteht ei-
ne besondere Symbiose aus Al-
tem und Neuem. Mit den neuen 
Wohneinheiten und der sehr 
gut ausgeprägten Infrastruktur 
machen wir Wohnen auf dem 
Land wieder attraktiv“, sagt Dr. 
Max von Bredow, Vorstandsvor-
sitzender der Quest AG. 

Lean Construction 

Kurz vor Fertigstellung der 
letzten Wohneinheiten besteht 
die Herausforderung im letzten 
Bauabschnitt darin, dass jetzt 
nicht mehr auf der „grünen Wie-
se“ gebaut wird und der Platz 
durch die bereits fertiggestell-
ten Häuser begrenzt ist. Drees 
& Sommer sorgt mit der Ma-
nagement-Methode Lean Con-
struction dafür, dass der letzte 
Abschnitt effizient, schnell und 

stabil umgesetzt werden kann. 
Dabei werden die aus der Au-
tomobilindustrie stammenden  
Lean-Prinzipien auf das Baupro-
jekt übertragen um Prozesse 
auf den Tag genau durchzutak-
ten und die Kommunikation zwi-
schen den einzelnen Gewerken 
zu fördern. So wurde bereits 
in der Planung klar festgelegt, 
welche Mitarbeiter, Maschinen 
und Baumaterialien zu welchem 
Zeitpunkt an welchem Ort be-
nötigt werden, sodass die ein-
zelnen Gewerke Hand in Hand 
arbeiten können. „Gesteuert 
wird die Baustelle mit einer Pla-
nungstafel mit Steckkarten. Sie 
macht deutlich, welches Gewerk 
mit welchen Arbeiten wo steht. 
Dadurch können wir Zeit und 
Kosten einsparen, Abläufe opti-
mieren und Fehler vermeiden“, 
erklärt Josef Scharnagl, Projekt-
partner bei Drees & Sommer. 

Im Einklang mit der Natur 

Die Natur nimmt in der Wohn-
siedlung eine wichtige Rolle ein. 
Viele Grünflächen prägen die  
Ortsmitte. Sie ist nur für Fuß-
gänger und Radfahrer zugäng-
lich. Die Flächen erstrecken sich 
bis auf das begrünte Dach des 
Supermarktes, der sich dadurch 
besonders gut in die Umgebung 
einfügt. Alle Häuser haben ei-
nen Garten, sie sind in nachhal-
tiger Bauweise erstellt, Fassa-
denelemente sind aus Holz und 
bei der Ausstattung kommen 
hochwertige Naturmateriali-
en zum Einsatz. Auch die Behei-
zung erfolgt umweltschonend 
über ein intelligent gesteuertes 
Nahwärmenetz. Dafür sind alle 
Gebäude an ein Hackschnitzel-
kraftwerk der Gemeinde ange-
schlossen. Es wird nur Restholz 
verwendet, das bei der nachhal-
tigen Holzernte anfällt. r

Von links: Rainer Ankenbrand (Sparkasse Mainfranken Würzburg, 
stellv. Vorstandsmitglied und Bereichsdirektor Unternehmens- 
entwicklung), Dr. Hülya Düber (Sozialreferentin Stadt Würzburg), 
Stefan Moos (Leiter der vhs Würzburg und Umgebung), und Sabi-
ne Klingert (Aktivbüro und Freiwilligenagentur), Christian Holzin-
ger (Leiter Aktivbüro) Bild: Kristina Gorr

Werde „MAIN-Held*in“
Neues Fortbildungsprogramm für Ehrenamtliche

Gemeinsam mit der vhs Würzburg und Umgebung legt die Frei-
willigenagentur Würzburg erstmals ein Fortbildungsprogramm 
für Ehrenamtliche auf. Das Programm erscheint zweimal jähr-
lich, jeweils im Frühjahr und im Herbst, mit fünf Modulen: Soft 
Skills, Recht, Informations- und Datenverarbeitung, Gesundheit 
und Sprache & Kultur. Alle Fortbildungen können im ersten Jahr 
durch die finanzielle Unterstützung der Sparkassenstiftung für Eh-
renamtliche kostenfrei angeboten werden. 

Für besonders fleißige weiter-
bildungsinteressierte Ehrenamt-
liche hat sich die Freiwilligen-
agentur einen extra Anreiz über-
legt: „MAIN-Held*in“ kann wer-
den, wer mindestens vier von 
fünf Modulen absolviert. Selbst-
verständlich können die Module 
auch über einen längeren Zeit-
raum absolviert werden. Die-
ser zusätzliche Einsatz wird mit 
einem Zertifikat als Qualifikati-
onsnachweis belohnt.

Freiwilligenagentur  
Würzburg

Das kostenfreie Weiterbil-
dungsangebot soll Ehrenamt-
liche in Würzburg für den Ein-
satz weiterbilden und das En-
gagement anerkennen. Denn 
viele Bereiche des öffentlichen 
Lebens wären ohne ehrenamt-

liches Engagement nicht denk-
bar. Ob Feuerwehr, Vereine 
oder im Elternbeirat der Schu-
le – der freiwillige Einsatz für 
die Mitmenschen und die Stadt-
gesellschaft braucht gute Rah-
menbedingungen. Hier setzt 
die Freiwilligenagentur Würz-
burg an. Sie wurde im Novem-
ber 2017 gegründet und ist ein 
Kooperationsprojekt der Stadt 
Würzburg mit dem Arbeiter-Sa-
mariter-Bund Regionalverband 
Würzburg Mainfranken. Sie hat 
es sich zur Aufgabe gemacht, 
bürgerschaftliches Engagement 
in Würzburg zu fördern und 
Menschen und Organisationen 
rund um das Thema Ehrenamt 
zu beraten. 

Das gesamte Programm ist ab 
sofort online unter www.wuerz-
burg.de/freiwilligenagentur zu 
finden.  r

Dem Klimawandel  
auf der Spur

Erste Schüler-Klimawoche der MINT-Region Münchner Umland
Klimawandel und Klimaschutz sind hoch aktuelle Themen. Das Kli-
ma ändert sich unaufhaltsam – und das bringt unterschiedlichste 
Auswirkungen für uns alle mit sich. Häufig auf gesellschaftspoliti-
scher Ebene diskutiert, wird nicht immer deutlich, dass jeder von 
uns etwas tun kann, um dem Klimawandel entgegen zu wirken. 

Vor diesem Hintergrund ha-
ben die Landkreise München 
und Dachau in Kooperation mit 
der Klima- und Energieinitiati-
ve 29++ des Landkreises Mün-
chen und den Kreisjugendrin-
gen München und Dachau so-
wie dem MINT-Campus Dachau 
die Schüler-Klimawoche ins Le-
ben gerufen. Ihr Ziel: jungen 
Menschen klimabewusstes Den-
ken und Handeln näherzubrin-
gen. Die erste Schüler-Klimawo-
che findet vom 11. bis 14. Juni 
2019 statt.

Spannendes Ferienprogramm 
für Entdeckerinnen  
und Entdecker

Vier Tage lang sollen interes-
sierte Schülerinnen und Schüler 
der siebten bis neunten Klassen 
aller Schularten aus den beiden 
Landkreisen mit der Klimawo-
che für das Thema sensibilisiert 
und mit dem nötigen Wissen 
und Handlungsideen ausge-
stattet werden, um sich aktiv 
für den Klimaschutz einzubrin-
gen. Im Rahmen der Klimawo-
che, die im Ferienprogramm der 
Kreisjugendringe München und 
Dachau angeboten wird, erfor-
schen die Jugendlichen unter 
Anleitung der Expertinnen und 
Experten des KJR, was unter 
„Klima“ überhaupt zu verstehen 

ist, wo Gefahren für unser Klima 
lauern, wie klimagerechtes Ver-
halten aussehen kann und wel-
che Strategien bzw. Lösungs-
ansätze es für den Klimaschutz 
gibt und welche Berufe es mit 
Schwerpunkt Klimaschutz gibt.

Vielfältige Themen  
und Upcycling-Workshop

Die Jugendlichen beschäfti-
gen sich dabei unter anderem 
mit den Themen Energie, Ernäh-
rung und Nachhaltigkeit. Bei ei-
nem Upcycling-Workshop ler-
nen sie, wie alte Dinge ganz ein-
fach zu neuen umfunktioniert 
werden können und so länger 
im Gebrauch bleiben. Auch Ex-
kursionen, etwa zum Dachau 
Amper Wasserkraftwerk, ste-
hen auf dem Programm. Dar-
über hinaus versuchen die Ju-
gendlichen bei eigenen Expe-
rimenten beispielsweise, eine 
Photovoltaik-Anlage im Klein-
format herzustellen. Die Teil-
nahme an der Schüler-Klimawo-
che ist kostenfrei.

Schülerinnen und Schüler, die 
Interesse haben, an der Klima-
woche während der Pfingstfe-
rien teilzunehmen, können sich 
unter https://www.kjr-dachau.
de/ferien-freizeit/schueler- 
klimawoche informieren und 
anmelden.  r

Über Regionen lässt sich 
die Welt bewegen!

Zur 20-jährigen Erfolgsgeschichte des Tags der Regionen erscheint 
die Jubliäumsbroschüre „RegioPioniere“

Der Tag der Regionen: 20 Jahre. 20 000 Aktionen. 20 Millionen 
Besucher. Deutschlandweit. Über Regionen lässt sich die Welt be-
wegen heißt der Titel der Jubiläumsbroschüre „RegioPioniere“, in 
der das Aktionsbündnis nun seine „Best ofs“ aus den letzten 20 
Jahren präsentiert.

Denn der Tag der Regionen 
hat viel bewegt seit seiner 1. 
Auflage im Jahr 1999. Die Jubi-
läumsbroschüre „RegioPionie-
re – über Regionen lässt sich die 
Welt bewegen“ illustriert die Er-
folgsgeschichten von über 20 
Jahren Tag der Regionen. 

Vorstellung der Akteure

Auf 32 Seiten werden neun 
langjährige Akteure des Tags 
der Regionen aus verschiede-
nen Bundesländern mit ihren 
Aktionen vorgestellt. Bilder und 
Interviews mit diesen RegioPio-
nieren zeigen eindrucksvoll die 

en Herausforderungen ausei-
nandersetzen. Regionalität ist 
kein exotischer Begriff mehr, 
sondern in aller Munde. Glaub-
würdige Regionalprodukte da-
für noch lange nicht auf jedem 
Teller. Wertvolle Aufklärungsar-
beit, wie sie die vielen und viel-
fältigen Akteure des Tags der 
Regionen an der Basis betrei-
ben, ist daher nach wie vor un-
erlässlich. 

Weil Heimat lebendig ist

Unter dem Motto „Weil Hei-
mat lebendig ist“ sind auch in 
diesem Jubliäumsjahr wieder al-
le Akteure aufgerufen, mit Ak-
tionen zum Tag der Regionen 
Deutschland zu bewegen und 
für Chancen und Potenziale re-
gionaler Wirtschaftskreisläufe 
in einer globalisierten Welt zu 
werben. Der Aktionszeitraum 
erstreckt sich vom 27.09.2019 
bis zum 13.10.2019, mit dem 
Kerntag am Erntedanksonntag, 
dem 6. Oktober.

Broschüre bestellen

Die Broschüre „RegioPio-
niere“ bietet neben Erfolgsge-
schichten auch Inspiration und 
Organisationshilfen für Akteu-
re, die Tipps und Anregungen 
für Ihren Tag der Regionen su-
chen. „RegioPioniere – über Re-
gionen lässt sich die Welt bewe-
gen“ kann auf der Website des 
Tags der Regionen unter https://
www.tag-der-regionen.de/mit-
machen/werbe-und-infomate-
rialien/bestellformular.html be-
stellt werden.  r

Motivationen und Ziele, High-
lights, aber auch die Verände-
rungen, die die Akteure in ihren 
Regionen sehen.

Seit dem ersten Aktionstag 
„Tag der Regionen“ vor 20 Jah-
ren müssen sich die Akteu-
re mittlerweile mit vielen neu-

„Soziale Stadt  
Kempten-Ost“

Vorbereitende Untersuchungen abgeschlossen  
und Quartiersmanagement auf den Weg gebracht

Der Stadtrat der Stadt Kempten hat auf der Grundlage von 
Vorbereitenden Untersuchungen die Einrichtung eines Sozia-
le-Stadt-Gebiets für den Stadtteil Kempten-Ost (Auf dem Linden-
berg und Bühl-Ost) beschlossen.

In den nächsten 10 Jahren 
sollen in Kempten-Ost umfas-
sende städtebauliche und sozi-
alintegrative Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebenssitu-
ation im Stadtteil umgesetzt 
werden. Der Abschlussbericht 
der Vorbereitenden Untersu-
chungen inklusive einer Auflis-
tung möglicher Maßnahmen für 
Kempten-Ost steht unter htt-
ps://www.kempten.de/sozia-
le-stadt-983.html zum Down-
load zur Verfügung. 

Einrichtung eines  
Quartiersmanagements

Grundvoraussetzung für die 
Koordination der Sozialen Stadt 
Kempten-Ost ist die Einrichtung 
eines Quartiersmanagements. 
Es ist Bindeglied zwischen Po-
litik und Verwaltung auf der ei-
nen und Quartiersbewohnern 
und Akteuren auf der anderen 
Seite. 

Vorhandene Kräfte bündeln

Mit Hilfe des Quartiersma-
nagements können die vorhan-
denen Kräfte im Stadtteil ge-
bündelt werden. Zu den Aufga-
ben des Quartiersmanagements 
gehören, neben der Funktion als 
zentrale Anlaufstelle, v.a. Ko-
operationen und Netzwerke zu 
bilden. Mit Hilfe von Aktionen 
und Projekten sollen die Quar-

tiersmanager auf die Bewohner 
und Bewohnerinnen zugehen, 
mit ihnen ins Gespräch kommen 
und zur Mitarbeit animieren. Es 
sollen Selbsthilfekräfte geweckt 
und Eigeninitiativen der Bewoh-
ner und Bewohnerinnen unter-
stützt werden.

Kooperationsgemeinschaft 
für zwei Jahre

Der Stadtrat hat in seiner Sit-
zung vom 28.02.2019 beschlos-
sen, das Quartiersmanagement 
für die Soziale Stadt Kemp-
ten-Ost für die Dauer von zu-
nächst zwei Jahren an eine  
Kooperationsgemeinschaft aus 
Diakonischem Werk/Johannis-
verein Kempten Allgäu e.V. und 
dem Caritasverband Kemp-
ten-Oberallgäu e.V. zu verge-
ben. Beide Träger haben im Rah-
men einer europaweiten Aus-
schreibung den Zuschlag für das 
Quartiersmanagement erhal-
ten. 

Im Mai geht es los

Ab Mai 2019 soll das Quar-
tiersmanagement mit zwei Voll-
zeitkräften seine Arbeit aufneh-
men. Die Quartiersbüros sollen 
in den Räumlichkeiten der St. 
Ulrich Kirche (Auf dem Linden-
berg) und in der Kindertages-
stätte Mikado (Auf dem Bühl) 
untergebracht werden.  r
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Niederbayerischer Städtetag in Straubing:

Rathäuser zahlen die Zeche
Als „Schwarzes-Peter-Spiel zu Lasten der Kommunen“ hat der Ge-
schäftsführer des Bayerischen Städtetags, Bernd Buckenhofer, 
den Gesetzentwurf von CSU und Freien Wählern zur Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen für ältere Bauprojekte bezeichnet. 
Die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister des Bayerischen Städ-
tetags seien empört, unterstrich er bei der Bezirksversammlung 
des niederbayerischen Städtetags in Straubing, die sich zudem 
mit den Themen digitale Klassenzimmer und Flutpolder befasste.

Durch eine Änderung des Kom-
munalabgabengesetzes soll die 
Erhebung von Erschließungsbei-
trägen für die von Art. 5a Abs. 7 
Satz 2 KAG erfassten Altanlagen 
in das Ermessen der Kommunen 
gestellt werden. Nach Buckenho-
fers Einschätzung „war der Auf-
tritt von Abgeordneten der Regie-
rungskoalition ein durchsichtiger 
Versuch, vermeintliche Wohltaten 
zu verkünden“. Die Finanzierung 
dieser Wohltaten werde aller-
dings den Kommunen zugescho-
ben. „Damit kommen zwar einzel-
ne Grundstücksbesitzer in den Ge-
nuss günstiger Straßen – zahlen 
muss dafür die Allgemeinheit aller 
Steuerzahler.“ Der angekündigte 
Gesetzentwurf schafft keine Klar-
heit, sondern zusätzlich Verwir-
rung, monierte Buckenhofer.

Erschließungsbeiträge: 
Verwirrender Vorstoß

Die bisherige Rechtslage, wo-
nach Kommunen verpflich-
tet sind, ihre Einnahmemöglich-
keiten auszuschöpfen und Er-
schließungsbeiträge für sog. Al-
tanlagen zu verlangen, wurde 
durch die Koalitionsabgeordne-
ten seit der Landtagswahl im-
mer wieder in Frage gestellt. Da-
her hat sich der Bayerische Städ-
tetag wiederholt an Innenminis-
ter Joachim Herrmann gewandt 
und um Klarstellung der Rechts-
lage gebeten. Statt einer Ant-

wort wurden die Kommunen nun 
mit einem Vorstoß zu einer Geset- 
zesänderung überrascht. Bu-
ckenhofer: „Wer etwas ver-
spricht, muss auch bezahlen. Die 
Freien Wähler und die CSU ver-
sprechen Freibier, aber überlas-
sen die Rechnung den Rathäusern 
und damit allen Steuerzahlern.“

Kommunalfeindliche 
Behauptung

Dass die Vertreter der bei-
den Fraktionen in ihrer Presse-
konferenz behauptet haben, die 
Kommunen würden nun vom 
Staat Klarstellung und Geld be-
kommen, ist aus Sicht des Bay-
erischen Städtetags unbefriedi-
gend und kommunalfeindlich. 
Die zur Diskussion stehenden 
Straßen seien von den Kommu-
nen gerade nicht absichtlich 25 
Jahre liegen gelassen worden, 
„sondern es entsprach in vie-
len Fällen dem Wunsch der Bür-
ger, diese Straßen nicht erstma-
lig herzustellen, oder den Kom-
munen wurde der notwendige 
Grunderwerb verweigert, um 
eine Beitragspflicht gar nicht 
erst entstehen zu lassen“, er-
klärte Buckenhofer. „Dass Land-
tagsabgeordnete jetzt den Ein-
druck herbeireden, die Bürger-
meister, die das geltende Ge-
setz ordnungsgemäß vollziehen, 
würden unnötigerweise die Bür-
ger zur Kasse bitten, stößt die 

Kommunalpolitiker vor den Kopf.“

Digitale Klassenzimmer

Stichwort Ausbau der digita-
len Klassenzimmer: Hier reicht 
es nach Ansicht vieler Bürger-
meister nicht aus, wenn sich 
der Freistaat bei der Finanzie-
rung der IT-Ausstattung an Schu-
len nur mit einer befristeten 
Anschubfinanzierung beteiligt. 
Nach Erfahrung der Städte und 
Gemeinden stehen zu wenig 
Fördermittel für Investitionen, 
für den laufenden Betrieb und 
die Systembetreuung zur Verfü-
gung. Wie Buckenhofer hervor-
hob, muss der Freistaat seiner 
Mitverantwortung für die digita-
le Infrastruktur an Schulen stär-
ker als bislang gerecht werden. 
„Die Hoffnungen richten sich da-
rauf, dass die Staatsregierung ei-
ne dauerhafte Förderung des di-
gitalen Klassenzimmers und ins-
besondere für die Systembetreu-
ung auf den Weg bringt.“

Für gleiche Bildungschancen

Das erklärte Ziel der Staatsre-
gierung seien gleichwertige Le-
bensverhältnisse in ganz Bayern. 
Hierfür brauche es gleiche Bil-
dungschancen in allen Landestei-
len. Buckenhofer: „Die Bildungs-
qualität darf nicht davon abhän-
gen, in welcher Region ein Kind 
zur Schule geht. Die Ausstat-
tung eines digitalen Klassenzim-
mers darf nicht von der Finanz-
kraft einer Kommune bestimmt 
sein, denn dann wären Schü-
ler in strukturschwachen Regio-
nen benachteiligt. Damit alle Kin-
der in allen Schulen Bayerns glei-
che Chancen erhalten, braucht es 
einheitliche Standards für das di-
gitale Klassenzimmer und ein pä-
dagogisches Gesamtkonzept für 
IT-Ausstattung und IT-Anwen-
dung.“ Nötig seien digitale Lern- 
und Lehrstrategien und die Qua-
lifizierung der Lehrkräfte. 

Der Bayerische Städtetag er-
wartet, dass sich der Freistaat 

angemessen an den Kosten des 
Investitionsaufwands für die 
IT-Ausstattung an Schulen betei-
ligt. Darüber hinaus geht es um 
die Kosten für die Wiederbe-
schaffung von Geräten, die Ak-
tualisierung der Software und 
die Pflege der IT-Systeme. Laut 
Buckenhofer ist ein befristetes 
Anschubprogramm zur Digitali-
sierung von Klassenzimmern nur 
ein erster Schritt, da die Aus-
stattung wegen des technologi-
schen Fortschritts und der be-
grenzten Lebensdauer der Gerä-
te ebenso eine Daueraufgabe ist 
wie die Systembetreuung.

Die Finanzierung dieser Zu-
kunftsaufgabe dürfe nicht allein 
den Kommunen auferlegt werden. 
Die Kommunen warteten seit ge-
raumer Zeit auf die angekündig-
ten Bundesmilliarden zur Digita-
lisierung der Schulen. Auf Bayern 
dürften nach ersten Schätzungen 
rund 770 Millionen Euro entfallen. 

Unverzichtbare Polder

Auf den Nägeln brennt der So-
lidargemeinschaft der Donauan-
rainer die Polder-Thematik. Wie 
bei der Tagung verlautete, wer-
den die Pläne der neuen Staats-
regierung, einige geplante Hoch-
wasserschutz-Flutpolder nicht 
mehr zu errichten, äußerst kri-
tisch gesehen. Doch besteht nach 
Auffassung des Bezirksvorsitzen-
den des Städtetags Niederbay-
ern und Oberbürgermeister der 
Stadt Deggendorf, Dr. Christian 
Moser, durchaus Hoffnung. Um-
weltminister Thorsten Glauber 
habe in einem Schreiben erklärt, 
„dass es nicht so einfach ist, auf 
Polder zu verzichten“. Offensicht-
lich sei somit auch der Staatsre-
gierung klar, dass am bestehen-
den Polderkonzept weiter festge-
halten werden soll.

Das Konzept des Freistaats 
sieht vor, entlang der Donau meh-
rere solcher Polder zu schaffen, 
die im Falle eines extremen Hoch-
wassers gezielt geflutet werden. 
Ein Überströmen der Deiche, die 
lediglich auf hundertjährliche, 
teilweise sogar nur auf dreißig-
jährliche Hochwasserereignisse 
ausgelegt sind, soll so verhindert 
werden. DK

Nürnberg, Augsburg, Lindau:

Paukenschlag im Rathaus
2020 finden in Bayern die Kommunalwahlen statt. In zwei 
der größten Städte im Freistaat wird dann ein Wechsel des 
Rathauschefs vollzogen. In Nürnberg gab OB Dr. Ulrich Maly 
(SPD) bekannt, dass er nicht mehr kandidieren wolle. Kurze 
Zeit später verkündete auch in Augsburg Stadtoberhaupt Dr. 
Kurt Gribl (CSU) seinen Rückzug.

Nicht mehr Spitzenkandidat sein zu wollen, sei das Ergeb-
nis einer sehr selbstkritischen Betrachtung, hatte Maly bei ei-
ner Pressekonferenz in Nürnberg mitgeteilt. Ein halbes Leben 
in der Politik sei genug. „Ich hab mal als jüngster Oberbürger-
meister einer Großstadt begonnen und bin jetzt der Dienstäl-
teste.“ Er wolle einen Generationswechsel ermöglichen, be-
tonte der beliebte Kommunalpolitiker, der auch einen Wech-
sel in die Landes- oder Bundespolitik ausschließt. Der 58-Jäh-
rige hatte 2002 das Amt von CSU-Oberbürgermeister Ludwig 
Scholz übernommen. Bei der vergangenen Wahl 2014 hat-
te sich Maly mit 67,1 Prozent klar gegen seine Konkurrenten 
durchgesetzt.

Inzwischen hat Thorsten Brehm seinen Hut in den Ring ge-
worfen. Auf einem Parteitag im Mai wird er sich als OB-Kan-
didat bewerben. Brehm wurde 2008 erstmals in den Stadtrat 
gewählt, seit 2015 ist er Chef der Nürnberger SPD.

„Einer umfassenden Abwägung vorausgegangen“ ist auch 
Kurt Gribls Entscheidung, sich „im richtigen Lebensalter“ neu 
auszurichten. Er habe sich die Entscheidung nicht leicht ge-
macht. Letztlich hätten verschiedene Gründe dagegen ge-
sprochen, eine erneute Kandidatur anzustreben. Die Entschei-
dung sei mit Blick auf die Herausforderungen für die Stadt 
Augsburg geboten und stehe auch im Einklang mit der Neu-
ausrichtung der CSU, die sich jünger, weiblicher und in ihrer 
Themenausrichtung gerade in Städten offener darstelle. Der 
heute 54-jährige Gribl hatte als politischer Seiteneinsteiger 
bei der Wahl 2008 den amtierenden SPD-Oberbürgermeister 
Paul Wengert besiegt.

„Seine Entscheidung kommt überraschend, aber verdient 
Respekt“, hob Ministerpräsident Markus Söder hervor. Zum 
Glück habe Augsburg eine starke Bürgermeisterin. Denn für 
die Wahl im März 2020 setzt die CSU nun auf Eva Weber, die 
seit 2014 als Finanz- und Wirtschaftsreferentin agiert. Aller-
dings muss die 41-Jährige noch offiziell bei einer Nominie-
rungsversammlung gekürt werden.

Im Frühjahr 2020 stellt der Lindauer Oberbürgermeister Ger-
hard Ecker (SPD) seinen Posten vorzeitig zur Verfügung. Damit 
verzichtet der 61-Jährige auf vier Jahre seiner Amtszeit. DK

Bürgermeisterwahlen:

Bayerische Ergebnisse
In mehreren bayerischen Or-

ten haben Bürgermeisterwahlen  
stattgefunden. Neuer Rathaus- 
chef in Waging am See (Landkreis 
Traunstein) ist der bisherige zwei-
te Bürgermeister Matthias Bader-
huber. Der CSU-Politiker erhielt 
71 Prozent der Stimmen. Seine 
Gegenkandidaten Walter Wim-
mer (Grüne) und Beppo Hofmann 
(UGW) kamen auf 14,9 Prozent 
bzw. 14,1 Prozent. Die Wahlbetei-
ligung lag bei 61,1 Prozent. 

Ahorntal

In Ahorntal (Landkreis Bay-
reuth) triumphierte Florian Ques-
tel und ist damit der erste grüne 
Bürgermeister in Oberfranken. Bei 
einer Wahlbeteiligung von 83,4 
Prozent setzte sich der 38-Jähri-
ge mit 71,8 Prozent gegen seinen 
Mitbewerber Stephan Wickles von 
der Wahlgemeinschaft durch, der 
28,2 Prozent auf sich vereinte.

Bayerisch Gmain

Neuer erster Bürgermeister in 
Bayerisch Gmain (Landkreis Berch- 
tesgadener Land) ist Armin Wie-
rer (FWG). Er erreichte bei der 
Stichwahl 61,1 Prozent der Stim-
men. CSU-Kandidat Wilhelm Fär- 
binger kam auf 38,9 Prozent. Die 
Beteiligung betrug 49 Prozent.  
Die Wahl war nötig geworden,  
nachdem CSU-Bürgermeister  
Hans Hawlitschek aus gesund-
heitlichen  Gründen ausgeschie-
den war.

Hainsfarth

In der Gemeinde Hainsfarth 
(Landkreis Donau-Ries) hat sich  
bei der Wahl zum neuen Bür-
germeister Klaus Engelhardt 
mit 93,4 Prozent durchgesetzt. 
Er hatte sich als einziger Kandi-
dat um die Nachfolge des aus  
gesundheitlichen Gründen aus- 

geschiedenen Amtsinhabers 
Franz Bodenmüller beworben. 
Der bisherige Vize war von  der  
neu gegründeten Bürgerliste auf-
gestellt worden. Die Wahlbeteili-
gung lag bei 59 Prozent.

Hopferau

Rudi Achatz (Freie Wähler)
heißt der neue Bürgermeister 
von Hopferau im Landkreis Ost-
allgäu. Bei der Wahl kam er auf 
51,7 Prozent. Karl Hitzelberger 
(Überparteiliche Wählergemein-
schaft) erzielte 33,1, Josef Dop-
fer (CSU) 15,2 Prozent. Der bis-
herige Amtsinhaber Gregor Bayr- 
hof von der CSU war nach 29 Jah-
ren nicht mehr angetreten.

Geroldshausen

Deutlich war der Vorsprung von 
Gunther Ehrhardt von der Unab-
hängigen Wählergemeinschaft Ge-
roldshausen/Moos, der in Gerolds- 
hausen (Landkreis Würzburg) mit 
58,3 Prozent der Stimmen gegen 
Armin Gardill (Freie Wählerge-
meinschaft Moos) die Oberhand 
behielt. Die Abstimmung war nötig 
geworden, nachdem der langjähri-
ge Amtsinhaber Josef Schäfer (Ge-
roldshäuser Liste) aus gesundheitli-
chen Gründen seinen Rücktritt er-
klärt hatte. Die Wahlbeteiligung 
lag bei 66,4 Prozent.

Niederviehbach

Die Wahl zum Bürgermeister 
von Niederviehbach (Landkreis 
Dingolfing-Landau) hat Johannes 
Birkner (CSU) mit 79 Prozent der 
Stimmen für sich entschieden. Ge-
genkandidat Josef Retzer (SPD) 
kam auf 21 Prozent. Die Beteili-
gung lag bei 60 Prozent. Die Wahl 
war nötig geworden, nachdem 
Amtsinhaber Josef Daffner (CSU) 
bei einem Autounfall tödlich ver-
unglückt war. DK

Entwicklung der Region München: 

Mobilitätsverbund und 
Bevölkerungsprognosen
In der jüngsten Sitzung des Regionalen Planungsverbands Mün-
chen (RPV) in Oberhaching präsentierte Dr. Bernd Rosenbusch, 
Geschäftsführer der Münchner Verkehrsverbund GmbH (MVV), 
Konzepte zum Wandel des MVV hin zum Mobilitätsverbund. 
RPV-Geschäftsführer Christian Breu erläuterte die Bevölkerungs-
prognosen für die Jahre 2017 bis 2037. Die Gesamtfortschrei-
bung des Regionalplans wurde für verbindlich erklärt und tritt am  
1. April 2019 in Kraft.

MVV-Geschäftsführer Dr. Bernd  
Rosenbusch forderte, den Groß-
raum München vom Verkehr zu 
entlasten und die Mobilität in der 
gesamten Region sicherzustel-
len. Der gesamte Ballungsraum 
sei mobil, im Umkreis von mehr 
als 50 Kilometern pendelten die 
Arbeitnehmer. „Der Stau beginnt 
de facto schon in den Kreisstäd-
ten“, führte Rosenbusch aus. Und 
besonders an den Grenzen zum 
MVV-Gebiet leiden Gemeinden 
nter dem Autoverkehr. Verkehrs- 
entlastung beginne im Außen-
raum der Region, dort gebe es al-
lerdings noch keine nennenswer-
ten und wirtschaftlichen Mobili-
tätsangebote wie Car, Bike Sharing 
oder gute Bedarfsverkehre als Zu-
bringer zu den Regionalzügen.

Verkehrsentlastung

Abhilfe könne nur ein Mobili-
tätsverbund der Region München 
bringen: mit Schienen- und Tarif- 
integration der noch verbundfrei-
en Gebiete sowie einer gemein-
samen, kundenfreundlichen Platt-
form für alle Mobilitätsangebo-
te der Region München im Innen- 
und Außenraum. Die Basis dafür 
stellten ein starker ÖPNV (Öffent-
licher Personennahverkehr) und 
die Integration aller neuen Mobili-
tätsformen und -angebote dar, um 
Attraktivität, Akzeptanz und Nut-
zung bei den Pendlern zu erhöhen. 
Rosenbusch führte die Vorgehens-
weise aus: „Für eine echte Ver-
bundintegration der noch nicht im 
MVV beteiligten Landkreise mit 
einem Tarif und abgestimmten 
Fahrplänen sind folgende Schritte 
nötig: Erhebungen durchführen, 
Nahverkehrspläne ergänzen, den 
rechtlichen Rahmen anpassen und 
die Finanzierung sichern.“

Ein Verbund – ein Tarif

Gespräche mit den umliegen-
den Landkreisen der Region fän-
den bereits statt, wie etwa mit 
dem Landkreis Landsberg am 
Lech oder Bad Tölz-Wolfrats-
hausen und Miesbach. Bad 
Tölz-Wolfratshausen und Mies-
bach wollen zeitnah eintreten, 
um von einem Verbund und ei-
nem einheitlichen Tarif zu profi-
tieren. Rosenbusch stellte fest: 
„Langfristig ist es für die Land-
kreise wichtig, bei einem Verbund 
mitzumachen. Ein einzelner Land-
kreis kann die Herausforderun-
gen der Digitalisierung, wie elek-
tronische Tarife und neue Ver-
triebswege, alleine nicht bezah-
len und wird sich daher digital ins 
Abseits führen.“ Ebenfalls stehe 
der MVV in Sachen Verbund im 
intensiven Kontakt mit dem baye-
rischen Staatsministerium.

Bevölkerungsentwicklung 
Bayern und Region München 

RPV-Geschäftsführer Christi-
an Breu erläuterte die Bevölke-
rungsprognose des Freistaats Bay-
ern, nach der die positive Bevölke-
rungsentwicklung in vielen Teilen 
Bayerns bis 2037 anhält. Der Zu-
wachs erfolge überwiegend aus 
dem Ausland. Bayernweit gebe es 
allerdings deutliche Unterschiede. 
So werde Bayern voraussichtlich 
um 480.000 Einwohner wachsen, 
von jetzt 13,0 auf 13,48 Millionen 
Einwohner in 2037. Dieses Wachs-
tum finde überwiegend in der Re-
gion München statt: plus 320.000 
der bayernweit 480.000 Einwoh-
ner. Allerdings falle das Wachstum 
prozentual geringer aus als früher.

Region München 2037 
jüngste Region Deutschlands

Ohne Zuwanderung würde der 
Freistaat  wegen des seit länge- 
rem bestehenden Geburtendefizits  
schrumpfen. Auch wenn das Durch- 
schnittsalter der Zuwanderer deut-
lich geringer ist als das der Be-
standsbevölkerung, werde sich die 
Altersstruktur in Bayern drastisch 
wandeln. Grund dafür seien die ge-
burtenstarken Jahrgänge (ca. 1959 
bis 1969) der Babyboomer-Gene-
ration. Das Durchschnittsalter im 
Freistaat steige von jetzt 43,7 auf 
46 Jahre bis 2037 an. 

In der Region München falle 
die Entwicklung bei Altersdurch-
schnitt und -aufbau der Bevölke-
rung durch eine altersselektive 
Zuwanderung junger Menschen 
aus dem Ausland (vor allem zwi-
schen 18 und 30 Jahren) positiv 
aus. „Die Region München wird im 
Jahr 2037 eine der jüngsten Regio-
nen deutschlandweit sein“, beton-
te Breu. r
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„Gender-Sternchen, Binnen-I,  
Schrägstrich-in – es gibt ja je-
de Menge Ideen, die Sprache 
in den Dienst des antipatriar-
chalischen Kampfes und der ge-
schlechtersensiblen Gesinnung 
zu stellen. Sind sich die Apo-
logeten dieser Bestrebungen  
bewusst, wie sehr sie da-
mit der Ästhetik der Sprache 
und der Lesbarkeit von Tex-
ten schaden?“ Mein Chef, der 
Bürgermeister, will unbedingt 
den Grundgedanken des Aufrufs „Schluss mit 
dem Gender-Unfug“ unterstützen. 

Namhafte Wissenschaftler, Künstler, Schrift-
steller, Politiker, aber auch einfach nur von den 
Auswüchsen der gendergerechten Sprache ge-
nervte Bürgerinnen und Bürger haben sich in 
einem Aufruf dagegen gewehrt, dass immer 
öfter künstliche Sprachkonstruktionen die 

Gleichberechtigung der Geschlechter und se-
xuellen Identitäten manifestieren sollen, auch 
und gerade in Zusammenhängen, die nichts 
mit dem Geschlechterkampf zu tun haben. 

Ein schönes Beispiel sind die im letzten Ab-
satz erwähnten Bürgerinnen und Bürger, die 
den schlichten Bürger der 60er und 70er Jahre 
ersetzt haben. Daran hat man sich gewöhnt und 
eine solche Paarbildung stört weder den Lese-
fluss noch hindert es die mündliche Kommuni-
kation, vor allem, wenn man es nicht übertreibt. 
Unvergessen hier der ehemalige Münchner 
Oberbürgermeister Ude, der so extensiv doppel-
te, dass der milde Spott des Nockherberg-Sing-
spiels ihm einmal die „sehr verehrten Telefonhö-
rerinnen und Telefonhörer“ andichtete. 

Gut auch, wenn man Doppelungen durch 
einen neutralen Begriff ersetzen kann, wie 
die Lehrerinnen und Lehrer durch Lehrkräf-
te. Schwindlig wird einem allenfalls bei Stu-
dierenden und Fahrradfahrenden, weil man 
sich ernsthaft fragt, ob eine Studentin kei-
ne Studentin mehr ist, wenn sie gerade nicht 
studiert, sondern ein Bier trinkt, oder ob ein 
Fahrradfahrer diese Eigenschaft verliert, wenn 
er an der roten Ampel steht und von Rad ab-
steigt. Vielleicht sprechen wir auch bald von 
Beschulten, statt von Schülerinnen und Schü-
lern? Grenzwertig auch, wenn der oder die 

Vorsitzende der Stadtratsfrak-
tion zum vorsitzenden Mit-
glied und damit zu so etwas 
wie einem Neutrum wird.

Insofern wünsche ich der 
Bundeswehr eine glückliche 
Hand bei der Frage, ob der 
weibliche Hauptmann künf-
tig Hauptmännin (wohl nicht 
ernsthaft!) oder Hauptfrau 
heißen soll, da die nahelie- 
gende Hauptperson aus  
Gründen des Satireschutzes  

wohl ausfällt. Übrigens hilft hier ein Blick über 
die Südgrenze: Wenn eine Frau die (zivile) Be-
zirkshauptmannschaft in Österreich leitet, 
heißt sie Bezirkshauptfrau. Ganz einfach!

Verkompliziert hat alles das Bundesverfas-
sungsgericht mit der Anerkennung des so ge-
nannten dritten Geschlechts. Seither herrscht 
bei den Arbeitgebern im Lande eine solche Pa-
nik vor einer Diskriminierungsklage seitens ei-
nes*r der/die/das rund 100.000 Intersexuellen 
in Deutschland, dass praktisch überall in Stel-
lenanzeigen der Klammerzusatz (m/w/d) an-
gebracht wird. Schöner Nebeneffekt für die 
Chauvis im Land: Seither werden wieder ver-
stärkt Juristen, Ärzte, Assistenten, Ingenieu-
re gesucht, weil das m/w/d die weibliche Paar-
form verdrängt. Toller Fortschritt.

Natürlich ist Sprache Ausdruck der Gesin-
nung. Man kann mit Sprache diskriminieren 
und ausgrenzen, keine Frage. Aber muss man 
das Kind mit dem Bade ausschütten? Texte, 
die von Antragsteller*innen, BewerberInnen 
oder Entscheidungsträger/inne/n handeln, 
kann man schlicht nicht lesen, und vorlesen, 
also sprechen, kann man sie erst recht nicht 
(vgl. hierzu Seite 17: „Werde „MAIN-Held*in“).

Mein Chef, der Bürgermeister, setzt auf den 
gesunden Menschenverstand. Wenn man in 
einem Text nach der männlichen oder auch 
weiblichen Form durch einen Klammerzusatz 
oder eine Fußnote klarmacht, dass jeweils bis 
zum Ende immer alle Geschlechter gemeint 
sind und niemand durch eine Anrede diskrimi-
niert wird, muss das doch reichen. Es zählt der 
Mensch und nicht das Symbol. Politisch unkor-
rekt muss ich zum Schluss allerdings auf Coco 
Chanel verweisen: „Die selbstsichere Frau ver-
wischt nicht den Unterschied zwischen Mann 
und Frau – sie betont ihn.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Der Mensch zählt 
und nicht das Symbol

Bezirk Niederbayern installiert 
einen Fallmanager

Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes bedeutet einen Kraftakt für die Sozialverwaltung

Der Bezirk Niederbayern schafft in der Sozialverwaltung die neue 
Stelle eines „Fallmanagers“. Dies hat der Sozialausschuss des Be-
zirkstages bei seiner Sitzung unter der Leitung von Bezirkstagsvi-
zepräsident Dr. Thomas Pröckl in Landshut beschlossen. 

Zum Hintergrund: Träger der 
Lebenshilfe hatten sich 2017 mit 
der Bitte um Einberufung eines 
‚Runden Tisches‘ an den Bezirk 
gewandt. Dabei sollte diskutiert 
werden, wie man intelligenzge-
minderte Kinder und Jugendli-
che mit psychiatrischer Diagnose 
und zusätzlichen massiven Ver-
haltensauffälligkeiten adäquater 
betreuen und begleiten kann. Ei-
ne Arbeitsgruppe, die unter an-
derem mit Vertretern der Regie-
rung von Niederbayern, der So-
zialverwaltung des Bezirks, Ju-
gendämtern, der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie sowie Trägern 
der Behindertenhilfe besetzt 
war, kam zu dem Ergebnis, dass 
für solche Fälle unter anderem 
ein Fallmanagement eine geeig-
nete Lösung wäre. 

Aktive Fallsteuerung möglich

Das sogenannte Fallmanage-
ment ermöglicht dem Kosten-
träger eine aktive Fallsteuerung. 
Die Fallmanagerin/der Fallma-
nager behält die Fäden bei der 
Lösung einer Problematik in der 
Hand und kann bei Bedarf nach-
steuern. Damit kommt ihm eine 
Lotsenfunktion in einem kom-
plexen Prozess mit vielen Betei-
ligten zu. Da Fallmanagement 
zeitintensiv ist, soll es nur un-
ter bestimmten Voraussetzun-
gen angewendet werden. Die 
Entscheidung, welcher Einzel-
fall aufgenommen wird, trifft 
die Fallmanagerin/der Fallma-
nager. Die Leiterin der Sozialver-
waltung, Irmgard Kaltenstadler, 
sagte, falls sich dieses Instru-
ment in der Kinder- und Jugend-
psychiatrie bewähren sollte, sei 
an die Ausweitung auf den Er-
wachsenenbereich gedacht.

Den Sozialausschuss des Be-

zirkstags Niederbayern beschäf-
tigte überdies der Sachstand 
beim komplexen Thema Bun-
desteilhabegesetz (BTHG). Mit 
dem Bundesteilhabegesetz (BT-
HG) vom 23. Dezember 2016 
hatte der Gesetzgeber weitrei-
chende Änderungen der Einglie-
derungshilfe beschlossen, die 
sich direkt auf die Menschen mit 
Behinderungen, Leistungsträger 
und Leistungserbringer auswir-
ken. Dabei handelt es sich um 
den größten Umbruch seit Jahr-
zehnten im Recht der Eingliede-
rungshilfe.

Orientierung am  
individuellen Bedarf

Das Bundesteilhabegesetz zielt 
auf eine konsequente Ausrich-
tung der Eingliederungshilfe auf 
eine konkrete Person ab. Damit 
geht einher, dass sich die Assis-
tenz am individuellen Bedarf 
der Person mit Behinderung 
und nicht an der Wohnform, in 
die diese lebt, orientiert. Da-
her konzentriert sich die Ein-
gliederungshilfe zukünftig auf 
reine Fachleistungen. Aus die-
sem Grund müssen ab dem Jahr 
2020 die sogenannten existenz-
sichernden Leistungen (z. B. für 
Wohnung, Heizung und Strom) 
und die Fachleistung in der jet-
zigen Eingliederungshilfe ge-
trennt werden.

Mehraufwand in 
der Verwaltung

Die Einführung eines komplett 
neuen Systems mit völlig neu-
en Instrumentarien ist so auf-
wändig, dass in einem ersten 
Schritt zunächst Fachleistungen 
und existenzsichernde Leistun-
gen durch eine Überleitungs-

vereinbarung voneinander ge-
trennt werden. In einem zwei-
ten Schritt wird in der Über-
gangsphase bis 31.12.2022 die 
Möglichkeit geschaffen, in ei-
nem stabilen Umfeld neue, stär-
ker personenzentrierte Fachleis-
tungen und landesweite Finan-
zierungssystematiken zu entwi-
ckeln, modellhaft einzuführen 
und zu prüfen. Gleichzeitig wur-
de ein Berechnungstool erarbei-
tet, das die kalkulatorische und 
verwaltungstechnische Umset-
zung der Übergangsvereinba-
rung für alle vollstationären Ein-
gliederungshilfeeinrichtungen 
in Bayern ermöglicht.

Durch diese Aufteilung von 
existenzsichernden Leistungen 
und Fachleistungen der Einglie-
derungshilfe entsteht für die Leis-
tungserbringer (Träger der Wohn-
heime) ein erheblicher Verwal-
tungsmehraufwand. Für diesen 
Mehraufwand erhält der Leis-
tungserbringer ab 2020 vom Be-
zirk Niederbayern einen Überlei-
tungszuschlag in Höhe von 1,98 
Euro pro Platz und Tag. In der 
Übergangsphase dürften die jähr-
lichen Kosten für den Zuschlag 
rund 1,4 Millionen Euro betragen.

Der Bezirk fördert  
vier Einrichtungen

Der Sozialausschuss des Bezirk-
stags von Niederbayern stimmte 
dem Raumprogramm für 24 Plät-
ze in gemeinschaftlichen Wohn-
formen der Katholischen Jugend-
fürsorge Regensburg e. V. in Mit-
terfels zu. Bei diesem Projekt han-
delt es sich um einen Neubau für 
geistig und mehrfach behinderte 
Menschen und für Menschen mit 
erworbener Hirnschädigung. Die 
bauliche Struktur der Wohnanla-
ge geht auf Menschen mit unter-
schiedlichen Handicaps ein. Die 
von der Regierung von Nieder-
bayern als förderfähig festgestell-
ten Gesamtkosten der Wohnein-
richtung wurden in Höhe von 
rund 4,82 Millionen Euro geneh-
migt. Die Förderung des Bezirks 
Niederbayern erfolgt in Höhe von 
10 Prozent, somit 482.070 Euro. 

Wohneinrichtung  
in Viechtach

Der Sozialausschuss geneh-
migte darüber hinaus den Kos-
ten- und Finanzierungsplan für 
die geplante Wohneinrichtung 
der Lebenshilfe Regen für be-
hinderte Menschen mit 24 Plät-
zen und sieben Förderstätten-
plätzen in Viechtach. Die Wohn-
plätze werden verteilt auf ei-
ne Wohnpflegegruppe mit acht 
Plätzen für Rollstuhlfahrer, eine 
Wohngruppe für Werkstattgän-
ger mit zehn Plätzen (vier davon 
für Rollstuhlfahrer) sowie ei-
ne Wohngruppe mit sechs Plät-
zen für Menschen mit schwers-
ter, ausschließlich körperlicher 
Behinderung. Die Förderung des 
Bezirks Niederbayern erfolgt in 
Höhe von zehn Prozent – 520.730 
Euro für Wohn- und Wohnpfleg-
plätze und 92.050 Euro für die 
Förderstätte. 

Der Sozialausschuss aner-
kennt den Bedarf von vier weite-
ren Plätzen in der Förderstätten-
gruppe der Lebenshilfe Landshut 
e. V. in Kelheim und stimmt ei-
ner Erhöhung von sechs auf zehn 
Förderstättenplätze zu. 

Dem Kosten- und Finanzie-
rungsplan für das geplante Wohn-
heim der Barmherzigen Brüder 
gemeinnützige Behindertenhilfe 
GmbH für autistische Menschen 
mit 24 Plätzen und einer Förder-
stätte mit 36 Plätzen in Arnstorf 
wurde ebenfalls zugestimmt. Die 
Förderung des Bezirks beträgt 
536.800 Euro für das Wohnheim 
und 474.970 Euro für die Tages-
stätte. r

Naturerlebniszentrum Burg Schwaneck:

Prädikat für  
zukunftsträchtiges  

Programm 
Pullach. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie 
die Deutsche UNESCO-Kommission haben das Naturerlebniszent-
rum (NEZ) Burg Schwaneck als besonderen Lernort für nachhaltige 
Entwicklung ausgezeichnet. Bei der feierlichen Verleihung in Bonn 
nahm Jan Museler als Vorsitzende des Kreisjungendring Mün-
chen-Land, zu dem das NEZ gehört, die Auszeichnung entgegen. 

Staatssekretär Christian Luft 
vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung und die Prä-
sidentin der Deutschen UNES-
CO-Kommission, Prof. Dr. Maria 
Böhmer, würdigten insgesamt 
32 Lernorte, 43 Netzwerke und 6 
Kommunen für ihr herausragen-
des Engagement für Bildung für 
nachhaltige Entwicklung. 

In der Entscheidung der Jury 
heißt es: „Das Naturerlebniszen-
trum Burg Schwaneck des Kreis-
jugendrings München-Land ver-
folgt mit einem ganzheitlichen 
BNE-Ansatz ein umfangreiches 
Programm, das zugrundeliegende 
Konzept wurde gemeinsam mit 
allen Kolleginnen und Kollegen 
formuliert. Der eigene Fördertopf 
für Klimaschutzprojekte von Kin-
dern und Jugendlichen zeigt auf 
vorbildliche Weise wie eigenver-
antwortliche Partizipation jun-
ger Menschen gelingen kann. Mit 
dem Konzept „rent a mitarbeiter“ 
wird das Lernen von und Mitein-
ander innerhalb des Kreisjugend- 
rings gezielt gefördert.“ 

Das Weltaktionsprogramm 
„Bildung für nachhaltige Entwick-
lung“ hat fünf prioritäre Hand-

lungsfelder formuliert: Integra-
tion der BNE in die Politik und in 
alle Bildungsbereiche, ganzheit-
liche Transformation von Ler-
numgebungen, Kompetenzent-
wicklung bei Multiplikatoren und 
Lehrenden, Stärkung und Mobi-
lisierung der Jugend sowie Netz-
werke, Partnerschaften zur För-
derung nachhaltiger Entwicklung 
auf lokaler Ebene. „In allen fünf 
Handlungsfeldern sind das Natur-
erlebniszentrum und zunehmend 
auch der KJR-München-Land ak-
tiv. Dieses Engagement wurde 
nun von der deutschen UNES-
CO-Kommission öffentlich gewür-
digt“, freut sich Jan Museler über 
die Auszeichnung. 

Für das NEZ-Team ist sie An-
sporn, weiter in diese Richtung 
zu agieren und Programme so-
wie Projekte anzubieten, die Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung 
unterstützen. Museler: „Wir freu-
en uns, wenn 2019 noch mehr 
Kinder und Jugendliche aus dem 
Landkreis tolle Klimaschutzpro-
jekte in ihrer Gemeinde durch-
führen und dafür die Förde-
rung des Landkreises München 
nutzen. r

Startschuss für neues  
Medical Valley Center Weiden

Netzwerk in der Metropolregion wächst weiter

Mit der Gründung des neuen Medical Valley Center an der Ostbayeri-
schen Technischen Hochschule (OTH) Amberg-Weiden am Campus in 
Weiden baut der Spitzencluster Medical Valley seine Präsenz auch in 
den östlichen Ausläufern der Europäischen Metropolregion Nürnberg 
aus. Die Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum soll dort den in-
haltlichen Schwerpunkt bilden. Diese bringt einerseits enorme Heraus-
forderungen, andererseits auch große Chancen mit sich. Wirtschaft, 
Wissenschaft und Politik setzen hierbei einen Fokus auf die Digitalisie-
rung und wollen gemeinsam die Region als Kompetenzzentrum für Ge-
sundheit im ländlichen Raum etablieren.

Mit dem Medical Valley Cen-
ter Weiden kommt in der nördli-
chen Oberpfalz ein weiterer Kno-
tenpunkt zu dem Medical Valley 
Netzwerk hinzu. „Ein wichtiger 
Schritt, um das Zukunftsthema 
Ländliche Gesundheitsversorgung 
im Medical Valley künftig adäquat 
zu bearbeiten“, meint der Vorsit-
zende des Vorstands des Medical 
Valley EMN e. V. Prof. Dr.-Ing. Er-
ich R. Reinhardt vor dem Hinter-
grund des inhaltlichen Schwer-
punktes des neuen Zentrums am 
Campus Weiden. 

„Konkret wird es darum gehen, 
neue Technologien und Versor-
gungsmodelle zu entwickeln, die 
sich am tatsächlichen Bedarf ori-
entieren und unmittelbar in die 
Gesundheitswirtschaft und -ver-
sorgung überführt werden sol-
len“, erläutert Prof. Dr. med. Cle-
mens Bulitta, Leiter des Instituts 
für Medizintechnik an der OTH 
Amberg-Weiden. „Im Fokus steht 
die Vernetzung aller relevanten 
Akteure vor Ort.“ Der Dekan der 
Fakultät Wirtschaftsingenieurwe-

sen, an der die Einrichtung aufge-
hängt ist, setzt darauf, dass unter 
dem Dach eines virtuellen „Kom-
petenzzentrums für Gesundheit 
im ländlichen Raum“ alle Akteu-
re – Wissenschaft, Politik, Versor-
gung und Wirtschaft – gemein-
sam an Lösungen aus der Region 
für die Region arbeiten werden.

Think Tank für 
Gesundheitsversorgung

Aus dem Weidener Medical 
Valley Center heraus werden mit 
dem Schwerpunkt „(Digital) Ru-
ral Healthcare“ Entwicklungspro-
jekte angestoßen, unternehme-
rische Aktivitäten stimuliert und 
Akzente in der Weiterbildung ge-
setzt werden. Prof. Dr. Steffen 
Hamm, Professor für Gesund-
heitswirtschaft an der OTH Am-
berg-Weiden und Leiter der Ge-
sundheitsregionplus Nordober-
pfalz, ist überzeugt, dass konkre-
te Erfolge dabei helfen werden, 
sich als Think Tank für das Thema 
der ländlichen Gesundheitsver-

sorgung zu etablieren: „Mit den 
nun geschaffenen Rahmenbedin-
gungen wollen wir eine Modell-
region innovativer ländlicher Ge-
sundheitsversorgung schaffen. 

Wichtig ist, dass unmittelbar 
beim Bürger und Patienten eine 
Wirkung erzielt wird. Mit der Ver-
ortung am Gesundheits- und Me-
dizintechnikcampus der OTH Am-
berg-Weiden stehen uns dafür ei-
ne hervorragende Ausstattung 
und auch die besten Köpfe zu 
Verfügung.“ Einer davon ist Prof. 
Dr. med. Stefan Sesselmann, der 
schon seit Jahren im Medical Val-
ley EMN e. V. die Gruppe für Im-
plantate, Transplantate und Kno-
chenersatzmaterialien verant-
wortet. 

Prof. Dr. Andrea Klug, die Präsi-
dentin der OTH Amberg-Weiden, 
freut sich über das Vertrauen der 
Partner: „Dieses neue Zentrum 
ist auch eine Anerkennung für 
die großen Anstrengungen und 
die positiven Impulse, die wir mit 
Unterstützung der Politik über 
die Nordbayerninitiative seit Jah-
ren in Forschung und Lehre auf 
dem Gesundheitssektor erbrin-
gen, und eine konsequente Wei-
terentwicklung unseres Gesund-
heits- und Medizintechnikcam-
pus Oberpfalz. Dieser soll auch 
in Zukunft mit neuen Studienan-
geboten ausgebaut werden und 
in Forschung und Lehre nationa-
le und internationale Strahlkraft 
entwickeln.“ r
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Vorschau auf GZ 7
In unserer Ausgabe Nr. 7, die am 4. April 2019 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT · eGovernment · Kommunikationstechnologien
• Umwelttechnologien · Ressourcenschutz
• Entsorgungsmanagement
• Kommunalfahrzeuge · Fuhrpark
• Fachliteratur für kommunale Entscheider 
• Kommunale Rechtsfragen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Einladung zum Tag der Kommu-
nikation der Bayerischen GemeindeZeitung bei. Termin: 
11. April 2019, Ort: Bayerischer Landkreistag, Kardinal-Döpf-
ner-Straße 8, 80333 München. 
Wir bitten um freundliche Beachtung. r

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 
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KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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www.bayernlabo.de

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg
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SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152/9156-0
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule •
Bamberg: Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Sa-
turn Arena • München: Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klini-
kum Großhadern, Muffathalle, O2-Tower, The Charles Hotel, 
TUM, Villa Stuck • Regensburg: Universität • Schweinfurt: 
Leopoldina-Krankenhaus • Würzburg: Universität u.v.a.m.

Clever investieren - doppelt sparen
mit Ihren Lüftungs- und Klimaanlagen

Kostendämpfung mit der Wärme- /
Kälterückgewinnung von SEW®!

Schöne Zahlen für den 
Landkreis Donau-Ries

Ein neues Plakat zeigt die Stärken der Region 
In zahlreichen Statistiken schneidet der Landkreis Donau-Ries in ver-
schiedenen Kategorien hervorragend ab. Vor allem die Zahl der Ein-
pendler im Vergleich zu den Auspendlern ist für einen ländlichen Kreis 
vorbildlich. Auch die Arbeitslosenquote belegt Spitzenplätze. Die 
Stabsstelle Kreisentwicklung des Landkreises Donau-Ries sammelt die 
statistischen Daten der Region. Besonders ansprechend wurden die 
Zahlen und Daten nun auf einem Plakat aufbereitet. 

Landrätin Tanja Schweiger (3. von rechts) und Bezirkstagspräsi-
dent Franz Löffler (4. von rechts) stellten das neue Beratungsan-
gebot des Bezirks vor, des Weiteren nahmen am Pressegespräch 
teil (von rechts): Stefan Steinkirchner, Stellvertretender Leiter 
des Sachgebiets Senioren und Inklusion am Landratsamt Regens-
burg, Maximilian Sedlmaier, Leiter der Sozialabteilung des Land-
ratsamtes Regensburg, Dr. Benedikt Schreiner, Leiter der Be-
zirkssozialverwaltung, Ekkehard Gauglitz und Nadine Gerl, Mit-
arbeiter der neuen Beratungsstelle der Bezirkssozialverwaltung.  
 Bild: Hans Fichtl, Landratsamt Regensburg

Sozialberatung im 
Landratsamt Regensburg

Fachkraft berät zum Thema Hilfen für Pflegebedürftige 
und für Menschen mit Behinderung

Die Kompetenzen und Erfahrungen aus den Fachstellen des Land-
ratsamtes und des Bezirks zusammenführen, um die bestmögliche 
Unterstützung für Menschen mit Pflegebedarf und Behinderung 
zu leisten: Dies war die Intention für ein neues Beratungsangebot 
des Bezirks Oberpfalz, das Landrätin Tanja Schweiger und Bezirks- 
tagspräsident Franz Löffler in einem Pressegespräch im Regens-
burger Landratsamt vorstellten. Eine Fachkraft der Bezirkssozial-
verwaltung im Landratsamt Regensburg wird künftig einmal mo-
natlich für Bürgerinnen und Bürger des Landkreises Regensburg 
zum Thema Hilfen für Pflegebedürftige und für Menschen mit Be-
hinderung zur Verfügung stehen.

„Das neue Beratungsangebot 
des Bezirks fügt sich sehr gut 
ein in das bereits bestehende, 
sehr breite Netzwerk des Land-
kreises Regensburg, das unsere 
Fachstelle für Senioren und In-
klusion in den letzten Jahren ge-
meinsam mit den Senioren- und 
Behindertenbeauftragten des 
Landkreises auf- und ausgebaut 
haben“, betonte Landrätin Tan-
ja Schweiger. Mit einer Vielzahl 
von Initiativen habe der Land-
kreis in den vergangenen Jah-
ren ein umfassendes Dienstleis-
tungs- und Beratungsangebot 
geschaffen, das auf eine ausge-

zeichnete Resonanz bei den Bür-
gerinnen und Bürgern stoße. 

Umfassendes Dienstleistungs- 
und Beratungsangebot

„Alle Hilfen aus einer Hand“, 
brachte Bezirkstagspräsident 
Franz Löffler das neue ober-
pfalzweite Beratungsangebot 
des Bezirks auf den Punkt. Das 
im letzten Jahr neu geschaffe-
ne Bayerische Teilhabegesetz 
hat die Verantwortung für die 
ambulante Hilfe zur Pflege, die 
bisher bei den Landkreisen und 
kreisfreien Städten lag, den Be-

zirken im Freistaat übertragen.
Ambulant betreutes Wohnen, 

Tagespflege, teilstationäre Pfle-
ge, Leben im Heim: Es gibt vie-
le Formen der Unterstützung, 
aber welche passt konkret zum 
Bedarf des betroffenen Men-
schen? „Es ist entscheidend, 
sich rechtzeitig beraten zu las-
sen“, stellte Löffler fest. Denn 
angesichts der Vielzahl an Mög-
lichkeiten sind Entscheidungen 
unter Druck selten die Richti-
gen, wenn etwa nach einem 
Krankenhausaufenthalt Mut-
ter oder Vater nicht mehr nach 
Hause zurückkehren können. 

Ekkehard Gauglitz bestätig-
te aufgrund der Erfahrungen im 

Landkreis Cham und in der Stadt 
Weiden, dass das Beratungsan-
gebot bei den Bürgern sehr gut 
ankomme. Bisher stünden vor 
allem Fragen im Bereich Hilfe 
zur Pflege im Mittelpunkt. 

Lebenslange Begleitung

Die Fachberater des Bezirks 
geben auch Auskunft zu Unter-
stützungsleistungen des Bezirks 
für Menschen mit Behinderung. 
Der Bezirk kann die Betroffenen 
ein Leben lang begleiten: von der 
Frühförderung über Hilfen in der 
Arbeitswelt bis zum ambulant 
betreuten Wohnen oder dem 
Aufenthalt in einem Heim. r

Das neue Plakat „Zahlen.Da-
ten.Fakten.“ des Landkreises Do-
nau-Ries zeigt visuell aufbereitet 
die Daten der Region. Dabei wur-
den neben den typischen statis-
tischen Zahlen auch interessante 
Fakten recherchiert. Dieses sonst 
sehr theoretische Thema wurde 
damit nun sehr ansprechend für 
die Bürgerinnen und Bürger der 
Region gestaltet. 

Aufwändige Illustration

So ist beispielsweise neben 
der hervorragenden Arbeitslo-
senquote und dem deutschland-
weit 1. Platz im Focus Money Ran-
king auch die jährlich produzierte 
Biermenge dargestellt. Alle Städ-
te und besonderen Naturräume 
im Landkreis sind aufwändig il-
lustriert worden. Viele histori-
sche Gegebenheiten, interessan-
te Freizeittipps und erstaunliche 

Daten verraten und Bürgern mehr 
über die eigene Region. Das Pla-
kat kann kostenlos beim Konver-

sionsmanagement des Landkreises 
Donau-Ries (barbara.wunder@lra-
donau-ries.de) bestellt werden. r



TAG DER
KOMMUNIKATION 
IN KOMMUNEN 2019
Impulsvorträge und Diskussionsrunde

11. April 2019, 09:00 Uhr
Haus der Bayerischen Landkreise
Kardinal-Döpfner-Straße 8, 80333 München

www.gemeindezeitung.de

Veranstaltungsort
 Haus der Bayerischen Landkreise
 Kardinal-Döpfner-Str. 8
 80333 München

Termin
 Donnerstag, 11. April 2019, 10:00 - 15:30 Uhr
 Einlass ab 9:00 Uhr

Veranstalter
 Bayerische GemeindeZeitung
 Bayerischer Landkreistag
 Engel & Zimmermann AG

Parken

Die Parksituati on vor Ort ist schlecht.
 Die nächstgelegene Parkgarage ist die Salvatorgarage  
 am Salvatorplatz 3, 80333 München

Tagungsbeitrag
 Der Tagungsbeitrag beträgt 95,-€, zzgl. MwSt.
 Die Rechnungsstellung erfolgt bei Anmeldung.
 Die Teilnehmerzahl ist auf 50 Personen begrenzt.

Verkösti gung
 Für einen kleinen Imbiss und Getränke ist gesorgt.

Anmeldung
 Bayerische GemeindeZeitung
 Breslauer Weg 44, 82538 Geretsried
 Telefon:  08171/9307-11 
 Telefax:  08171/9307-22
 eMail:  veranstaltungen@gemeindezeitung.de

Unsere PartnerOrganisatorische Hinweise

Unsere Veranstaltungen 2019

7. Bayerisches BreitbandForum
www.bayerisches-breitbandforum.de

14. November 2019

12. Bayerisches EnergieForum
www.bayerisches-energieforum.de
27. Juni 2019

4. Bayerisches InfrastrukturForum
www.bayerisches-infrastrukturforum.de
15. März 2019

7. Bayerisches Wasserkraft Forum
www.bayerisches-wasserkraft forum.de 

23. Mai 2019



Jedes Wochenende Bürgerentscheide, Wachstumsstreik 
als Befund im Großraum München, gefühlter Sti llstand 
und Frustrati on. Dann auch noch Kommunalwahlkampf 
2020 – 2019 ist ein Jahr der kommunikati ven Herausforde-
rungen für die Kommunalpoliti k. Das zeigt sich vor allem 
am Beispiel von Großprojekten, die schnell zum Streitt he-
ma werden können: Ein Investor erklärt sich bereit neuen 
Wohnraum zu schaff en, den die Gemeinde dringend be-
nöti gt – doch per Bürgerentscheid wird der „Flächenfraß“ 
abgelehnt. Die Renovierung des Landratsamtes ist überfäl-
lig und energeti sch sinnvoll – doch die eigens gegründete 
Bürgeriniti ati ve stemmt sich öff entlichkeitswirksam gegen 
die „Steuerverschwendung“. Eine auswärti ge Firma möchte 
einen neuen Produkti onsstandort gründen, es winken spru-
delnde Kassen und neue Arbeitsplätze – doch die Anwoh-
ner fürchten ein hohes Verkehrsaufk ommen und sprechen 
sich gegen die Ansiedlung aus. 

Im Kern verbindet die drei Beispiele ein zentraler Aspekt: 
Kommunikati on. Oder vielmehr: Ihr Ausbleiben. 

Die Hauptaufgabe besteht darin, zentrale Zukunft sthemen 
mit dem Bürgerwillen zu synchronisieren. Und häufi g sind 
reichlich positi ve Argumente für die Projekte oder die ei-
genen Anliegen vorhanden. Woran es mangelt ist die Be-
reitschaft  diese auch akti v zu kommunizieren und Debatt en 
auszuhalten. Die Folge: Nicht die Faktenlage, sondern die 
gefühlte Wahrheit entscheidet. Heute muss Projektkom-
munikati on auf diese gefühlte Wahrheit Einfl uss nehmen. 
Mit Fakten, aber eben auch mit Emoti on. Denn nur, wer die 
Geschichte seines Vorhabens selbst erzählt, kann auf eine 
Realisierung hoff en. Moderner Bürgerdialog steuert den 
Prozess in Geschwindigkeit und Deutungshoheit und orche-
striert die Kommunikati onsmaßnahmen im eigenen Tempo.

Mit dem „Tag der Kommunikati on in Kommunen“ präsen-
ti ert die Bayerische GemeindeZeitung in Zusammenarbeit 
mit der Kommunikati onsberatung Engel & Zimmermann 
Lösungen für die Herausforderungen der Projektkommu-
nikati on. Anhand von Fallbeispielen und Vorträgen ausge-
wählter Experten aus Wissenschaft , Wirtschaft , Medien 

ab 09:00 Eintreff en / Anmeldung der Gäste

10:00  Begrüßung
Theresa von Hassel |Bayerische GemeindeZeitung

Grußworte des Gastgebers
Dr. Johann Keller | Bayerischer Landkreistag

10:30  Das BGH-Urteil zu den Amtsblätt ern 
  und die Folgen – Gemeindeblätt er gut konzipiert!
Gisela Goblirsch | pr-competence marketi ng communicati on

10:50  Projektkommunikati on in Zeiten von 
  Akti vbürger und Ad-Hoc-Journalismus
Dr. Andreas Bachmeier | Engel & Zimmermann AG 

12:00  Bayerns Kommunen als 
  Abrufb erechti gte der BayKom-Verträge
Andreas Jahr | Vodafone GmbH

12:30  PAUSE

13:30  Sicherer Messenger für die bayerischen Landräte
Klaus Geiger | Bayerischer Landkreistag

14:00 Du willst es? Dann wähl es. Kampagne für 
  Bündnis 90 / Die Grünen zur Landtagswahl 2018
David Stephan | davidmarti n GmbH

14:30  Bürgerdialog in Zeiten 
  komplexer politi scher Entscheidungen 
Markus Blume | Generalsekratär der CSU (angefragt)

15:00  Podiumsdiskussion
  u.a. mit Dirk Walter | Münchner Merkur
Moderati on: Andreas Voelmle, Engel & Zimmermann AG

ca. 15:45 Kaff ee, Austausch & Verabschiedung
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Vortragsprogramm

und Politi k vermitt elt der Tag professionelle Kommunikati -
onsstrategien für den Bürgerdialog aus erster Hand. Disku-
ti eren Sie mit uns am 11. April 2019 im Haus der Bayeri-
schen Landkreise in München. 

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme.
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